Beweisdossier zur Verletzung der Amtsaufklarungspflicht: 35
dokumentierte Tatsachen zur Nichtigkeit der epidemiologischen
Tatsachengrundlage behordlicher SchutzmaRnahmen

Vorgelegt zur Akte zur Verhinderung eines Fehlurteils auf der Basis widerlegter
Annahmen. Das bewusste Ausblenden der hier vorgelegten Primarquellen
begrindet den Vorwurf der Verhandlungs- und Beweisvereitelung.

Praambel: Die Architektur des institutionellen Versagens

Die folgende Analyse der behdrdlichen und politischen MaRnahmen erfordert nicht die
Annahme eines zentral gesteuerten ,Masterplans‘. Die nachweisbare Schadensmaximierung
zuungunsten der Bevolkerung erklart sich vielmehr durch das automatische
Ineinandergreifen gleichgerichteter Eigeninteressen: Wo Machtgewinn, finanzielle Profite,
politischer Konformismus und behordlicher Selbsterhaltungstrieb in dieselbe Richtung
wirken, treiben diese Mechanismen das System auch ohne geheime Absprachen synchron
in dieselbe destruktive Richtung:

e Need-to-Know-Prinzip & Kompartimentierung: Einzelne Akteure Uberblicken nur
ihren isolierten Bereich (z.B. Laboranten testen nur, Beamte setzen nur um). Die
ethische Verantwortung fiir das Gesamtbild diffundiert.

e Okonomische und strukturelle Anreize: Massive finanzielle Hebel
(Krankenhaus-Pauschalen, Test-Milliarden, Impfstoff-Vertrage) belohnen
opportunistisches Handeln und bestrafen kritische Uberpriifung.

e Machtdynamiken & Erpressbarkeit: Die politische Ebene operiert in Netzwerken, in
denen Abhangigkeiten (durch Lobbyismus, Kompromittierung oder Machterhalt)
Konformitat erzwingen (,Des Kaisers neue Kleider").

e Gruppendenken (Groupthink): Renommee-Verlust und Ausgrenzung bei
Abweichung vom Narrativ zementieren Fehler, auch wenn die internen Datenquellen
(wie RKI-Protokolle) das Scheitern bereits dokumentieren.

Diese Systematik fihrte zu den folgenden, dokumentierten Briichen mit wissenschaftlichen
und rechtlichen Standards.

Die nachfolgend dargelegten 35 Punkte versammeln Fehlentwicklungen, methodische
Tauschungen und Rechtsbriiche, die durch behdrdliche Primarakten, Gerichtsverfahren und
selbst durch die Leitmedien langst eingestanden werden mussten. Die Gesamtschau dieser
35 Befunde entlarvt die angebliche Alternativiosigkeit: Das Geschehen entwickelte sich nicht
als unvorhersehbares Naturereignis, sondern als ein gesteuerter Prozess, an dem die
Masse der Funktionstrdger ohne Hinterfragung mitwirkte. Wahrend das damalige Handeln
noch mit Panik und Informationsasymmetrie entschuldigt werden mochte, ist das heutige
Ignorieren dieser Tatsachen durch Spruchkérper kein Irrtum mehr, sondern vorsatzliche
Rechtsverweigerung. Wer diese Aktenlage heute ausblendet, um Arzte und Biirger weiterhin
zu kriminalisieren, macht sich zum Mittater eines fortgesetzten Unrechts und verhindert
vorsatzlich die Uberfallige Aufarbeitung sowie die gesellschaftliche Ausséhnung.



1. PCR taugt nicht als Infektions- und Krankheitsnachweis

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die Real-Time-Reverse-Transkriptase-Polymerase-Kettenreaktion (RT-PCR) wurde von
Regierungen, Gesundheitsbehdrden, Leitmedien und Gerichten ab Frahjahr 2020 als
unumstoRlicher ,Goldstandard® der pandemischen Lagebeurteilung deklariert. Dieses
Narrativ stitzte sich auf drei Kernannahmen:

1.

Gleichsetzung von Nachweis und Infektiositat: Jeder positive PCR-Befund galt
administrativ, medial und juristisch unmittelbar als akuter, ansteckungsfahiger
Krankheitsfall (,Neuinfektion“) — unabhangig von Symptomen, Krankengeschichte
oder Expositionszeitpunkt.

Die Inzidenz als Eingriffsautomatismus: Die Summe positiver Testergebnisse
bildete als ,7-Tage-Inzidenz® das normative Fundament flr Grundrechtseingriffe (§
28a IfSG, ,Bundesnotbremse®). Gerichte postulierten, diese Rohdaten bildeten das
reale Infektionsgeschehen objektiv ab.

Stigmatisierung methodischer Kritik: Einwande gegen fehlende
Ct-Wert-Standardisierungen, inaktive RNA-Trimmer oder den Einbruch des positiven
Vorhersagewerts bei niedriger Pravalenz wurden als unwissenschaftliche
Schutzbehauptungen oder Desinformation abgewehrt.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

RKI-Epidemiologisches Bulletin 39/2020 (veroffentlicht am 24.09.2020): Das RKI
hielt fest, dass ein PCR-Befund lediglich Zielsequenzen des Erbguts nachweist,
jedoch keine Aussage darUber erlaubt, ob vermehrungsfahige Viren vorliegen oder
lediglich klinisch irrelevante Virus-RNA. Das Verfahren weist weder eine
Zellkultur-Replikationsfahigkeit noch eine klinische Diagnose nach.

RKI-Krisenstabsprotokoll vom 03.09.2021: Das RKI dokumentierte
behdrdenintern, dass Ct-Werte laboribergreifend nicht standardisiert sind.
Unterschiede in Abstrichtechnik, Reagenzien und Testgeraten flhrten dazu, dass
derselbe biologische Zustand in verschiedenen Laboren stark abweichende Werte
erzeugte. Die Voraussetzung fur einen bundesweit einheitlichen, gerichtsfesten
Schwellenwert als Rechtsausléser lag damit objektiv nicht vor.

RKI-Krisenstabsprotokoll vom 06.05.2020: Intern wurde festgehalten, dass selbst
ein hoher Ct-Wert Gber 25 eine Nicht-Infektiositat nicht sicher belegt. Die darauf
aufbauenden Absonderungsanordnungen trugen folglich einen dokumentierten
behoérdlichen Unscharfefaktor.

WHO Information Notice for IVD Users 2020/05 v2 (13.01.2021 / Update
20.01.2021): Die WHO wies Labore weltweit offiziell an, schwache Positivsignale bei
hoher Zyklenzahl manuell und kritisch zu prifen. Sie stellte klar: Der



Zyklenschwellenwert (Ct) verhalt sich umgekehrt proportional zur Viruslast, und der
positive Vorhersagewert (Positive Predictive Value) sinkt bei niedriger Pravalenz
drastisch ab. Bei fehlender Ubereinstimmung mit dem klinischen Bild forderte die
WHO eine erneute Beprobung.

Empirische Zellkulturstudien (Bullard 2020, La Scola 2020, Singanayagam
2020, Jaafar 2021, Wolfel 2020): Peer-Review-Studien belegen einhellig die
Entkopplung von PCR-Signal und tatsachlicher Infektiositat:

o Ab Tag 8 bis 10 nach Symptombeginn sinkt die Kultivierbarkeit
vermehrungsfahiger Viren gegen null, wahrend PCR-Tests auf Basis
persistierender RNA-Fragmente Uber Wochen positiv bleiben.

o Bei Ct = 25 sinkt die Kultivierbarkeit im Labor rapide ab; bei Ct > 35 liegt die
Wahrscheinlichkeit fur replikationsfahige Viren bei unter 3 Prozent (Jaafar et
al., Basis: 1.941 Isolate) bis null Prozent (La Scola et al.).

Formale Mangel des Corman-Drosten-Protokolls (Borger et al. 2020): Der
internationale Retraktionsantrag rligte gravierende Schwachstellen des
Eurosurveillance-Papiers: ein Begutachtungsverfahren von unter 48 Stunden, das
Fehlen einer Validierung an echten Virusisolaten, Gberhdhte Primer-Konzentrationen
(600—800 nM statt Gblicher 100—400 nM) und einen institutionellen Interessenkonflikt,
da Hauptautoren dem Redaktionsbeirat der Fachzeitschrift angehorten.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Amplifikation statt Diagnose (Kary Mullis): Der Nobelpreistrager und Erfinder der
PCR betonte stets die epistemologische Grenze der Methode: Die
Polymerase-Kettenreaktion ist ein biochemisches Herstellungsverfahren
(Amplifikation), kein Diagnosewerkzeug. Das millionenfache Vervielféltigen eines
Molekilbruchstlicks beweist weder das Vorliegen einer Krankheit (Morbiditat) noch
die Ursache bestehender Symptome (Atiologie) noch das Vorhandensein intakter
Erreger (Infektiositat).

Das Problem des exponentiellen Rauschens: Bei hinreichend hoher Zyklenzahl
amplifiziert das System minimale Hintergrundkontaminationen oder inaktive
Trummer. Die Reduktion einer komplexen arztlichen Diagnose auf ein bindres Signal
(Positiv/Negativ) ohne zwingende klinische und virologische Validierung widerspricht
den naturwissenschaftlichen Grundlagen des Verfahrens.

Bruch zwischen Rechtfertigung und Verwaltungspraxis: Wahrend Behdrden den
Masseneinsatz der quantitativen Echtzeit-PCR (RT-gPCR) damit verteidigten, der
Ct-Wert erlaube quantitative Rickschlisse, behandelte die Legislative in den
Meldeketten jedes qualitative Signal als identisch mit einer seuchenhygienischen
Bedrohung.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz



Zusammenbruch der gesetzlichen Tatbestandsmerkmale: Eingriffsma3nahmen
nach dem Infektionsschutzgesetz (§§ 28, 28a, 30 IfSG) setzen einen hinreichend
konkreten Ansteckungsverdacht voraus. Da das Messverfahren nach amtlicher
RKI-Kenntnis keinen Ruckschluss auf Infektiositat zulield und bundesweit kein
einheitlicher Ct-Schwellenwert existierte, trugen Absonderungsanordnungen und
Grundrechtseingriffe einen objektiv dokumentierten Unbestimmtheitsfaktor.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwWGO): Deutsche Gerichte (u. a. VG Koblenz, LG Kéln, OLG Dusseldorf)
bestatigten MalRnahmen regelmaflig mit dem pauschalen Verweis auf die gesetzliche
Vermutungswirkung der RKI-Standards. Indem Spruchkorper Einwande zu
Ct-Werten, WHO-Hinweisen und fehlender Zellkultur-Validierung als unerheblich
abwiesen, verweigerten sie die gebotene Beweisaufnahme Uber die tatsachliche
Belastbarkeit des primaren Rechtsausldsers.

Fehlende materielle Rechtfertigung von Straf- und BuBgeldurteilen: Wird
Biirgern oder Arzten vorgeworfen, Quarantanen unterlaufen oder Atteste ohne
PCR-Befund ausgestellt zu haben, fehlt der Verurteilung die Tatsachenbasis, sofern
diese allein auf ein unstandardisiertes Molekulsignal ohne Symptomatik und ohne
labortechnischen Infektiositatsnachweis gestlitzt wird. Gerichte, die diesen
dokumentierten Mangel heute ignorieren, stitzen ihre Urteile auf eine widerlegte
administrative Fiktion.



2. Mehr Tests = mehr Falle

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die gesetzlich verankerte , 7-Tage-Inzidenz“ (Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner) wurde
von der Bundesregierung, den Landes Legislativen und Leitmedien als objektiver,
mathematisch praziser Gradmesser fir die reale Dynamik des Infektionsgeschehens
dargestellt. Dieses Narrativ stitzte sich auf vier Kernannahmen:

1.

Leugnung des Testvolumeneffekts: Das statistische Grundgesetz, dass eine
massive Ausweitung der Testkapazitaten zwangslaufig zu héheren absoluten
Fallzahlen fuhrt (Ascertainment Bias), wurde 6ffentlich als Verharmlosung abgewehrt.
Mit popularen Metaphern (,Man senkt das Fieber nicht, indem man das Thermometer
zerbricht®) wurde behauptet, Tests machten das Geschehen lediglich sichtbar, statt
die Kennziffer kunstlich aufzublahen.

Objektivitat starrer Grenzwerte: Die Koppelung tiefgreifender
Grundrechtseinschrankungen an fixe Schwellenwerte (§ 28b IfSG,
,Bundesnotbremse” — z. B. Inzidenz 100 flr Ausgangssperren, 165 fur
SchulschlieBungen) wurde als wissenschaftlicher Automatismus legitimiert. Eine
Normierung auf die Anzahl durchgefuhrter Tests (den variablen Nenner) wurde mit
dem Verweis auf bundeseinheitliche Schutzschwellen verweigert.

Massen-Screening als reines Schutzinstrument: Die ab Marz 2021 eingefuhrten
anlasslosen Blrgertests und Schultestungen wurden ausschlieBlich als Mittel zur
Unterbrechung von Infektionsketten geframt. Der sprunghafte Anstieg der
Meldezahlen wurde nicht als Artefakt der veranderten Suchstrategie in gesunden
Kohorten ausgewiesen, sondern monokausal als ,exponentielles
Pandemiewachstum® und Fehlverhalten der Bevdlkerung dargestellit.

ITS-Belegung als Validierungsbeweis: Der zeitgleiche Anstieg der Patientenzahlen
auf den Intensivstationen (ITS) im Frihjahr 2021 wurde als Beweis angeflhrt, dass
die Meldeinzidenz kein statistisches Testartefakt sein konne, sondern eine reale
Zunahme schwerer Erkrankungen abbilde.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

RKI-Krisenstabsprotokoll vom 19.04.2021: Das RKI hielt intern fest, dass
veranderte Teststrategien (der flachendeckende Start anlassloser Blrgertests ab
Marz 2021 und verpflichtender Schultests) als massiver Stérfaktor (Confounder) auf
die Inzidenz wirken. Da negative Antigen-Schnelltests nicht zentral erfasst wurden,
fehlte dem RKI schlicht der Nenner, um den rein testgetriebenen Anteil am
Inzidenzanstieg mathematisch herauszurechnen.

Bruch zwischen Fachwissen und Gesetzgebung (21.04.2021): Nur zwei Tage
nach der internen RKI-Warnung verabschiedete der Deutsche Bundestag die
,Bundesnotbremse” (§ 28b IfSG). Darin wurden starre, nicht testvolumenbereinigte



Schwellenwerte gesetzlich festgeschrieben — auf Basis einer Kennziffer, von deren
Verzerrung das federfliihrende Institut wusste.

e Behordliche Warnung vor anlasslosem Testen (Dezember 2020): Am 10.12.2020
veroffentlichte das RKI eine Infografik zur Einordnung von Antigen-Schnelltests, die
visualisierte, dass anlasslose Massentests bei asymptomatischen Personen die Rate
falsch-positiver Befunde massiv erhéhen und das Lagebild verzerren (,Wer viel
testet, findet viel*). Im Frihjahr 2021 wurde diese wissenschaftliche Warnung ohne
veranderte statistische Grundlagen politisch fallen gelassen.

e DIVI-Meldekriterien (,,mit“ vs. ,,wegen“ COVID-19): Das DIVI-Intensivregister
erfasste Patienten bis Mitte 2021 primar Uber den positiven PCR-Status, unabhangig
davon, ob die intensivmedizinische Behandlung wegen eines schweren
Lungenversagens (ARDS) oder als asymptomatischer Nebenbefund (z. B. nach
Unfall oder Herzinfarkt) erfolgte. Durch das verscharfte Routine-Screening stieg die
Zahl positiv getesteter Patienten auf den Stationen automatisch an.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

e Das Nenner-Problem (Ascertainment Bias): In der klassischen Epidemiologie ist
eine Inzidenzrate Uber die Zeit nur vergleichbar, wenn die Stichprobengrélie (der
Nenner) konstant bleibt oder die Fallzahlen um das Testvolumen bereinigt werden.
Die gesetzliche Inzidenz war keine epidemiologische Rate, sondern eine absolute
Meldezahl, normiert lediglich auf 100.000 Einwohner. Verdoppelt man in einer
Population mit stabiler Pravalenz die Anzahl der Tests, verdoppelt sich
naherungsweise auch die Zahl gefundener Positivbefunde — die Meldeinzidenz
signalisiert eine Explosion, obwohl das Infektionsgeschehen real stagniert.

e Widerlegung der ITS-Korrelation (Time-Lag): Schwere Verlaufe erreichen eine
Intensivstation durchschnittlich erst 14 bis 21 Tage nach der Erstinfektion. Ein
ITS-Anstieg im April 2021 bildete epidemiologisch das Infektionsgeschehen von
Anfang bis Mitte Marz ab (Frihjahrssaisonalitat und Alpha-Variante). Der synchrone
sprunghafte Anstieg der Meldeinzidenz im April war hingegen malfigeblich durch die
neu eingeflhrten Blrger- und Schultests getrieben. Zwei Kurven zur selben Zeit
korrelieren nicht kausal, wenn eine der Variablen eine dreiwdchige biologische
Verzdgerung aufweist.

e Kapazitatsabbau als Auslastungstreiber: Die prozentuale
Intensivbettenauslastung stieg nicht nur durch Patientenstrome, sondern durch die
parallele Reduktion der tatsachlich betreibbaren Betten infolge von
Personalengpassen und geanderten Dokumentationsvorgaben bei
Freihaltepauschalen. Eine verringerte Gesamtkapazitat fuhrt rechnerisch selbst bei
stagnierender Patientenzahl zu einer hoheren prozentualen Auslastung.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

o Zirkulare Normsetzung als Rechtsfehler: Indem der Gesetzgeber starre
Inzidenzwerte im IfSG verankerte, gleichzeitig aber Uber Testverordnungen das



Suchvolumen in gesunden Kohorten massiv ausweitete, entstand eine zirkulare
Dynamik: Die Ausweitung der Tests produzierte zwangslaufig die Zahlen, die als
juristische Legitimation fur die Aufrechterhaltung und Verschéarfung von
Grundrechtseingriffen herangezogen wurden.

Erschitterung der Tatsachenbasis fur VerhaltnismaRigkeitspriifungen: Ein
Grundrechtseingriff verlangt eine valide, sachgerechte Gefahrenprognose. Eine
Kennziffer, die maf3geblich die Ausweitung staatlicher Testaktivitat statt des realen
Infektionsgeschehens abbildet, ist als alleinige Eingriffsschwelle ungeeignet.

Verfassungsrechtliche Diskrepanz: Zwar hat das Bundesverfassungsgericht die
Mafnahmen der Bundesnotbremse (Beschliisse vom 19.11.2021 — 1 BvR 781/21 u.
a.) gebilligt und die Anknupfung an die 7-Tage-Inzidenz nicht verworfen. Dennoch
belegt die ministerielle Aktenlage, dass die tragende Pramisse — die angebliche
Exaktheit und Unverfalschtheit der Inzidenz — intern widerlegt war. Gerichte, die die
testgetriebene Verzerrung der Inzidenzwerte heute ignorieren, stitzen Sanktionen
auf eine statistische Scheinkausalitat.



3. Grippe zu Corona ,.,umetikettiert*

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die Kontroverse um das Verschwinden der saisonalen Influenza und die sogenannte
,<Umetikettierung”“ wurde im 6ffentlichen Diskurs auf eine angebliche Testverwechslung
verengt und systematisch abgewehrt:

1.

Das Strohmann-Argument der molekularen Spezifitat: Behorden (u. a. die
US-Gesundheitsbehérde CDC in ihrer Clarification vom 02.08.2021) und européaische
Fachgesellschaften argumentierten, ein SARS-CoV-2-PCR-Test reagiere nicht auf
Influenzaviren; eine Verwechslung der Erreger sei labortechnisch ausgeschlossen.

Monokausale Heilslehre der SchutzmaBnahmen: Das Ausbleiben der
Grippezirkulation im Winter 2020/2021 wurde ausschlie3lich als empirischer Beweis
fur die Wirksamkeit staatlicher Zwangsmafinahmen (Maskenpflichten, Lockdowns,
Abstandsgebote) dargestellt. Die Erklarung lautete, Influenza habe einen geringeren
Basisreproduktionswert (RO) und sei durch die Interventionen vollstandig unterdriickt

worden.

Alternativiose Zuordnung der Ubersterblichkeit: Todesfélle und
Klinikeinweisungen mit respiratorischen Symptomen wurden administrativ nahezu
ausnahmslos als neuartige, isolierte COVID-19-Bedrohung deklariert.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

ICD-10-GM-Kodierempfehlungen (WHO / BfArM / DIMDI): Mit den Kodes U07.1!
(SARS-CoV-2, labordiagnostisch nachgewiesen) und U07.2! (SARS-CoV-2, Erreger
nicht nachgewiesen / klinisch-epidemiologisch vermutet) schuf die WHO die
Grundlage fur eine administrative Fallzuordnung ganzlich ohne virologischen
Nachweis. Typische virale Pneumonien und akute Atemwegserkrankungen (ARE)
wurden bei unklarem Erregerstatus standardmaRig dem Pandemie-Label
zugewiesen.

Okonomische Steuerungshebel (COVID-19-Krankenhausentlastungsgesetz):
Krankenhduser erhielten Uber Freihaltepauschalen, Intensivbettenzuschlage und
Sonderentgelte erhebliche finanzielle Kompensationen fiir die Versorgung von
COVID-Patienten. Ein vergleichbares Vergltungssystem fir nachgewiesene
Influenza existierte nicht. Das Abrechnungssystem schuf damit massive monetare
Anreize zur Kodierung unter dem COVID-Label und marginalisierte
differenzialdiagnostische Abklarungen.

RKI-Influenza-Wochenberichte (KW 18/2020 und KW 52/53 2020): Das RKI
dokumentierte das abrupte Ende der Grippewelle 2019/2020 bereits in der 12.
Kalenderwoche (Marz 2020). In KW 52/53 2020 wurden in dber 1.300 untersuchten
Sentinelproben weder Influenza- noch RS-Viren nachgewiesen.



o Destatis-Pressemitteilung Nr. 014 vom 11.01.2022 (Asymmetrische
Mortalitatsstatistik):

o Grippetote vor 2020: Wurden statistisch ex post iber komplexe
mathematische Exzessmortalitditsmodelle geschatzt; labordiagnostische
Nachweise auf dem Totenschein bildeten die seltene Ausnahme (in der
schweren Saison 2017/2018: ca. 25.000 geschatzte Exzesstote gegenlber
nur 1.674 tatsachlich gemeldeten Laborfallen).

o COVID-Tote ab 2020: Jeder Verstorbene mit einem positiven PCR-Befund
innerhalb von bis zu 28 Tagen vor dem Tod floss als ,COVID-19-Todesfall* in
die offizielle Statistik ein — unabhangig von der eigentlichen klinischen
Haupttodesursache (Onkologie, Kardiologie, Altersschwache).

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

e Verfehlung des Systemkerns (Das Strohmann-Argument): Die administrative
Verschiebung vollzog sich nicht durch chemische Kreuzreaktionen der Primer im
Labor, sondern auf der Verhaltensebene des Gesundheitswesens durch einen
einseitigen diagnostischen Monofokus. Atemwegserkrankungen, die vor 2020 rein
symptomatisch blieben oder der Influenza zugerechnet wurden, wurden ab Marz
2020 monokausal auf SARS-CoV-2 getestet und verbucht.

e Sampling-Bias im AGI-Sentinel-System: Das virologische Sentinel-Netzwerk der
Arbeitsgemeinschaft Influenza beruhte auf stabilen Patientenkohorten in
Hausarztpraxen. Ab Fruhjahr 2020 wurden ARE-Patienten jedoch angewiesen,
Praxen zu meiden und separate Fieberambulanzen aufzusuchen. Diese Testzentren
waren nicht an das Sentinel angebunden. Die im Praxen-Sentinel verbleibenden
Proben spiegelten kein reprasentatives Bild der respiratorischen Zirkulation mehr
wider, sondern ein drastisch geschrumpftes, selektiertes Restkollektiv.

e Ausblendung der viralen Interferenz (Viral Interference): In der Virologie ist
anerkannt, dass ein neu auftretendes, stark zirkulierendes Atemwegsvirus andere
Viren Uber unspezifische Aktivierungen des angeborenen Immunsystems
(Typ-I-Interferone) temporar verdrangen kann (wie 2009 bei H1N1 gegenliber
Rhinoviren).

e Widerlegung des NPI-Monopols durch globalen Gleichlauf: Die Grippe
verschwand synchron auch in Landern und Regionen, die auf Lockdowns
verzichteten (z. B. Schweden) oder minimale Masken-Compliance aufwiesen. Ware
der Riickgang rein maRnahmengetrieben gewesen, hatten signifikante Varianzen
zwischen harten Lockdown-Regionen und Zonen ohne Einschrankungen auftreten
mussen. Die Politik rechnete ein primar biologisches Verdrangungsphanomen
ungerechtfertigt den eigenen Zwangsmalinahmen zu.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz



Statistischer Substitutionseffekt entzieht Notstandsannahmen die Basis: Durch
die Kombination aus erlésgesteuerten Kodieranreizen (U07.2!), Wegfall der
Erregerdifferenzierung und der pauschalen 28-Tage-Zahlung (,an und mit“) wurde
das Spektrum herkémmlicher saisonaler Todesursachen administrativ unter dem
Label SARS-CoV-2 absorbiert. Die Annahme einer isolierten, singularen
Zusatzbedrohung basierte somit auf einer kunstlich herbeigefuhrten
Diagnoseverschiebung.

Verletzung der Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86 Abs. 1 VWGO):
Gerichte begriindeten die Rechtmaligkeit von Eingriffsverordnungen haufig mit der
Behauptung, das Ausbleiben der Grippe beweise die Wirksamkeit und
Alternativiosigkeit von Masken und Lockdowns. Indem Spruchkérper den
methodischen Bruch in den Sentineldaten und das biologische Phanomen der viralen
Interferenz ignorierten, stitzten sie ihre VerhaltnismaRigkeitsprifung auf einen
wissenschaftlichen Zirkelschluss.

Beweisbedeutung in Entschadigungs- und Strafverfahren: Wer vor Gericht
nachweist, dass das epidemiologische Lagebild durch administrative Kodier- und
Abrechnungsanreize verzerrt wurde, erschuttert den Anscheinsbeweis der
behdérdlichen Gefahrenprognose. Richter dirfen das Ausbleiben der Influenza nicht
langer als Beleg flr die Erforderlichkeit von Grundrechtseingriffen werten, wenn
amtliche Akten dokumentieren, dass die diagnostische Erfassungsarchitektur selbst
grundlegend verandert wurde.
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4. Unbedenklichkeit von Antigen-Schnelltests

I. Behauptetes Leitnarrativ

Das behérdliche und mediale Narrativ zur Unbedenklichkeit massenhaft eingesetzter
Antigen-Schnelltests stitzte sich auf den toxikologischen Grundsatz des Paracelsus (,Die
Dosis macht das Gift) und postulierte absolute Sicherheit im Alltagsgebrauch:

1.

Toxikologische Unbedenklichkeitsvermutung: Sterilisationsriickstande auf
Abstrichtupfern und Inhaltsstoffe der Pufferfliissigkeiten lagen weit unterhalb
gesetzlicher Grenzwerte fur akute Vergiftungen oder Krebsrisiken.

Reine Laiensicherheit: Bei vorschriftsmaRiger Handhabung gelange die
Pufferldsung nicht in den Korper; die Ausgabe an ungeschulte Laien und
Grundschulkinder sei risikofrei.

Strohmann-Verteidigung: Kritik am Testregime wurde offentlich so geframt, als
behaupteten Kritiker, die Abstrichtupfer seien akut tédliche ,Giftstabchen®. Durch
diese Ubertreibung wurden reale Zwischenrisiken (chronische Reizungen, Allergien,
repetitive Mikrodosierungen von Karzinogenen) der Debatte entzogen.

Il. Behordliche Aktenlage & Priméarevidenz

IARC-Klassifizierung von Ethylenoxid (EO): Die Internationale Agentur fur
Krebsforschung (IARC/WHO) stuft das zur Sterilisation der Abstrichtupfer genutzte
Ethylenoxid zweifelsfrei als Krebserzeugend fur den Menschen (Gruppe 1) und als
mutagen (erbgutverandernd) ein.

Befunde der Giftnotrufzentralen und des BfR (ab 2021): Das Bundesinstitut fur
Risikobewertung (BfR) sowie Giftnotrufzentralen (u. a. der Charité Berlin und in
Osterreich) verzeichneten mit dem Start der Laientests einen sprunghaften Anstieg
von Notrufen wegen Veratzungen, Verschluckens der Pufferlésung oder
folgenschwerer Verwechslungen mit Augentropfen — bedingt durch fehlende
kindergesicherte Verschllsse.

Sonderzulassungen nach § 11 Abs. 1 MPG: Um den astronomischen Bedarf flr
Testpflichten in Schulen, Betrieben und Gastronomie zu decken, erteilte das
Bundesinstitut flir Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) Sonderzulassungen im
Eilverfahren. Hunderte internationale Hersteller traten auf den Markt, ohne dass die
Marktaufsicht Schritt hielt.

Fehlen staatlicher Chargenkontrollen: Landesuntersuchungsamter und
Gesundheitsbehoérden flhrten keine routinemaRigen, stichprobenartigen
GC-MS-Messungen (Gaschromatographie mit Massenspektrometrie) durch, um
tatsachliche Restmengen von Ethylenoxid auf importierten Tupfern unabhangig zu
quantifizieren. Offizielle Entwarnungen stutzten sich primar auf formale
Konformitatserklarungen der Hersteller.
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lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Paradigmenwechsel bei Natriumazid: Natriumazid (NaN3) blockiert als potenter

Zellgiftstoff ahnlich wie Cyanid die mitochondriale Atmungskette
(Cytochrom-c-Oxidase). Es war historisch ausschlieRlich flir geschultes
Fachpersonal im Labor unter Schutzvorkehrungen vorgesehen. Die massenhafte
Bereitstellung in Privathaushalten und Schulen ohne Kindersicherung verletzte
grundlegende Prinzipien der Anwendungsfehlerrisikoanalyse im Verbraucherschutz.
Zudem fuhrte die millionenfache Entsorgung Gber Hausmull und Abwasser zur
Umgehung umwelttoxikologischer Schutzvorschriften flir Laborchemikalien.

Die toxikologische Liicke (ISO 10993-7): Die harmonisierte Norm ISO 10993-7
unterscheidet Grenzwerte fir begrenzten Kontakt (< 24 Stunden), langeren Kontakt (
< 30 Tage) und dauerhaften Kontakt (> 30 Tage). Diese Normen wurden flr
operative Instrumente oder seltene Eingriffe an erkrankten Patienten entwickelt. Es
existierte vor 2021 keinerlei toxikologische Modellierung oder Langzeitstudie fir das
Szenario, gesunde Populationen (insbesondere heranwachsende Kinder) Gber 18 bis
24 Monate hinweg mehrmals wochentlich mit EO-begasten Tupfern repetitiv an den
hochresorptiven Schleimhauten des Nasen-Rachen-Raums zu beproben.

Kein Schwellenwert bei Genotoxizitat (LNT-Modell): Fur direkt erbgutschadigende
und mutagene Karzinogene wie Ethylenoxid gilt toxikologisch das LNT-Modell (Linear
No-Threshold). Es gibt mathematisch keinen biologischen Schwellenwert, unterhalb
dessen das Risiko von DNA-Doppelstrangbrichen null ist. Eine wiederholte
Mikrodosierung an verletzlichen Schleimhautbarrieren als ,véllig harmlos® zu
deklarieren, ist ein politisches Beruhigungsnarrativ, kein wissenschaftlicher Befund.

Mechanische Barrierezerstorung: Wiederholte Abstriche erzeugen Mikroerosionen
auf der respiratorischen Schleimhaut, wirken als Kontaktallergen und erhdéhen die
Gewebspermeabilitat fir Krankheitserreger und Umweltgifte.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Der doppelte Standard der staatlichen Risikoanalyse: Fur
Grundrechtseinschrankungen (Lockdowns, Masken- und Testzwang) wurde das
verfassungsrechtliche Vorsorgeprinzip maximal ausgeweitet (,jedes noch so kleine
Risiko muss vermieden werden*). Bei der Durchsetzung dieser Politik an gesunden
Kindern (repetitive Schleimhautkontakte mit mutagen begasten Stabchen und
Industrie-Puffern) wurde dasselbe Vorsorgeprinzip vollstandig suspendiert und durch
formale Notfallgrenzwerte ersetzt.

Verletzung der staatlichen Schutzpflicht fiir das Kindeswohl (Art. 2 Abs. 2 Satz
1 GG, Art. 3 UN-KRK): Der Staat zwang Minderjahrige als Voraussetzung fur das
Grundrecht auf Bildung zu chronisch-invasiven Eingriffen, ohne die toxikologische
Langzeitsicherheit unabhangig und chargenuibergreifend zu Gberwachen.
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e Rechtfertigender Notstand fiir attestierende Arzte und Eltern (§ 34 StGB): Arzte,
die Kinder vor der repetitiven Exposition gegentiber mutagenen Stoffen und
Reizungen durch Befreiungsatteste schitzten, handelten auf Basis fundierter
toxikologischer Gefahrenabwehr und in Erfillung des Gebots Primum non nocere.
Die gerichtliche Kriminalisierung solcher Schutzhandlungen blendet die reale
toxikologische Asymmetrie aus und stitzt Verurteilungen auf behordliche
Unterlassungen bei der Marktiberwachung.
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5. Die Affare um den sogenannten ,.Bayern-Mix*

I. Behauptetes Leitnarrativ

Im Spatsommer und Herbst 2021 etablierten Bundes- und Landesregierungen das politische
und mediale Narrativ einer ,Pandemie der Ungeimpften®. Dieses stitzte sich auf scheinbar
unumstoRliche Zahlen der Landesgesundheitsamter (insbesondere in Bayern und
Hamburg):

1.

Verzehnfachter Gefahrenfaktor: Die 7-Tage-Inzidenz unter Ungeimpften sei um
den Faktor 10 bis 15 hoher als jene der Geimpften.

Rechtfertigung selektiver Grundrechtseingriffe: Diese massive Risikodifferenz
legitimiere zwingend tiefgreifende Grundrechtseinschrankungen und den Ausschluss
gesunder Burger ohne Impfnachweis aus dem o6ffentlichen und gesellschaftlichen
Leben (2G/3G-Regelungen).

Objektivitat der Meldedaten: Die getrennt ausgewiesenen Inzidenzen nach
Impfstatus wurden der Offentlichkeit und den Gerichten als prazise empirische
Abbilder des realen Infektionsgeschehens prasentiert.

Il. Behordliche Aktenlage & Priméarevidenz

RKI-Krisenstabsprotokoll vom 01.09.2021: Das Robert Koch-Institut hielt intern
fest, dass die Zuordnung des Impfstatus in den Meldedaten (SurvNet) hochgradig
lGckenhaft und unzuverlassig war. Das Institut sah sich fachlich au3erstande, aus
den regularen Meldedaten eine valide tagliche Inzidenz nach Impfstatus zu
errechnen, und warnte vor der unkritischen Interpretation dieser Zahlen. Trotz dieser
Kenntnis auf Bundesebene wandten Landesbehdrden fehlerhafte Algorithmen
monatelang weiter an.

Systematischer Imputationsfehler beim LGL Bayern: Bei 50 bis 70 % der an die
bayerischen Gesundheitsamter gemeldeten Falle lag der Impfstatus zum
Meldezeitpunkt nicht vor. Das Landesamt fiir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit
(LGL) programmierte die automatische Datenverarbeitung so, dass Falle mit dem
Status ,unbekannt® standardmaRig der Gruppe der ,Ungeimpften“ zugeschlagen
wurden. Der Zahler der Inzidenz fur Ungeimpfte wurde dadurch kunstlich
vervielfacht. Eine identische Zuordnungspraxis wurde in Hamburg dokumentiert.

Rechnerischer Zusammenbruch nach Bereinigung (Spatherbst 2021): Als die
manipulative Praxis offentlich aufflog und das LGL Falle mit unbekanntem Status
herausrechnen bzw. separat ausweisen musste, kollabierte der postulierte
Unterschied: Der angebliche Inzidenzabstand schrumpfte von einem Faktor 10 bis 15
auf einen Bruchteil zusammen (in vielen Auswertungen auf einen Faktor von 2 bis 3).
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COVIMO-Studien des RKI (Sommer 2021): Reprasentative RKI-Erhebungen
wiesen nach, dass die tatsachliche Impfquote in Deutschland um 5 bis 10
Prozentpunkte hdher lag als im Digitalen Impfquotenmonitoring (DIM) erfasst.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Generierung synthetischer Daten (Statistisches Artefakt): In der Epidemiologie
und empirischen Sozialforschung ist das einseitige Zuschlagen fehlender Werte
(Missing Data) zu einer Extremkategorie ein schwerer methodischer Versto3
(systematischer Imputationsfehler). Die Behdrden generierten keine realen
Messergebnisse, sondern ein mathematisches Artefakt.

Widerlegung der behordlichen Schutzbehauptung: Das mediale Auffangnarrativ,
Geimpfte wurden ihren Status freiwillig sofort nachweisen, wahrend Ungeimpfte dies
verweigerten, entbehrte jeder empirischen Basis. Laborbefunde wurden Gberwiegend
automatisiert an die Amter Ubermittelt; der Status blieb primar aus
verwaltungstechnischen Griinden unvollstandig und nicht aufgrund von
Aussageverweigerungen.

Verzerrungsmultiplikator 1: Detection Bias (Asymmetrisches Testregime): Im
Herbst 2021 galt fir Ungeimpfte ein engmaschiger Testzwang am Arbeitsplatz, in der
Gastronomie und bei Veranstaltungen, wahrend Geimpfte von Testpflichten
weitgehend befreit waren. Wer eine Bevolkerungsgruppe kontinuierlich anlasslos
durchscreened, wahrend die Vergleichsgruppe ungetestet bleibt, erzeugt allein durch
das Suchregime ein extremes Ubergewicht asymptomatischer Positivbefunde in der
getesteten Gruppe. Der Inzidenzabstand bildete vorrangig die Testhaufigkeit ab, nicht
die reale Erregerverbreitung.

Verzerrungsmultiplikator 2: Das Nenner-Problem: Die Inzidenz berechnet sich

aus Falle X 100.000. Da die reale Impfquote héher lag als behordlich

Bevolkerungsgruppe

ausgewiesen, wurde die verbleibende Gruppe der Ungeimpften (der Nenner) in den
Berechnungen zu klein angesetzt. Ein kiinstlich verkleinerter Nenner treibt das
rechnerische Ergebnis einer Inzidenzrechnung zuséatzlich nach oben.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Zusammenbruch der VerhéltnismaRigkeit fiir 2G-Verordnungen: Die politische
und justizielle Rechtfertigung tiefgreifender Grundrechtseingriffe basierte auf der
Behauptung einer 10- bis 15-fachen Infektionslast durch Ungeimpfte. Reduziert sich
dieser Unterschied nach Bereinigung der Fehlzuweisungen auf einen moderaten
Risikounterschied (Faktor 2 bis 3), entfallt die verfassungsrechtliche Grundlage fur
drakonische Freiheitsbeschrankungen. Nach Art. 3 Abs. 1 GG (Gleichheitssatz) und
dem UbermaRverbot rechtfertigt ein moderater Unterschied keinen vollstandigen
Entzug elementarer Teilhaberechte.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwWGO): Verwaltungs- und Strafgerichte ibernahmen die getrennten
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Inzidenzen regelmafig als ,offenkundige Tatsachen® zur Bestatigung von
Verordnungen und Sanktionen. Das Ignorieren der internen RKI-Warnungen vom
01.09.2021 zur Unbrauchbarkeit der Meldedaten stellt eine unzulassige
Beweisantizipation dar. Gerichte stutzten ihre Urteile auf politisch erzeugte
Zahlenkonstrukte statt auf belastbare Fakten.

Entlastung in BuBgeld- und Strafverfahren: Sanktionen wegen Verstolien gegen
2G-Vorschriften oder Vorwirfe unrichtiger Gesundheitszeugnisse brechen an diesem
Punkt in sich zusammen. Das Beharren auf methodischer Sauberkeit und die
Verweigerung selektiver Diskriminierung auf Basis manipulierter Kennziffern war kein
rechtswidriges Handeln, sondern die Abwehr evident verfassungswidriger
Verordnungen.
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6. Das Corman-Drosten-Papier: Wissenschaftliche Mangelriigen,
institutionelle Immunisierung und forensische Realitat

I. Behauptetes Leitnarrativ

Das behdrdliche und mediale Leitnarrativ prasentierte das Testprotokoll von Corman,
Drosten et al. ab Januar 2020 als unfehlbares, nach hochsten akademischen MafRstaben
unabhangig gepriftes Fundament der weltweiten Seuchenabwehr:

1. Unangreifbarer Goldstandard: Das in der Fachzeitschrift Eurosurveillance
publizierte Verfahren gelte als universeller, methodisch einwandfreier Mal3stab zur
Feststellung von Infektionen und seuchenrechtlichen Gefahrenlagen.

2. Pauschale Abwehr von Kritik: Fachliche Mangelrigen aus der Molekularbiologie
wurden medial weitgehend ignoriert oder als unwissenschaftliche Stormandéver
abgetan.

3. Gerichtliche Uberhéhung vs. Verurteilungs-Mythen: Wahrend im
maflnahmenkritischen Raum die Behauptung kursierte, Christian Drosten stehe
wegen Falschung oder Betrugs vor Gericht, stitzte sich die Judikative blind auf die
Vermutungswirkung des Papiers und blockierte jede materielle
Sachverhaltsaufklarung.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz
e Begutachtungsanomalie bei Eurosurveillance (Januar 2020):
Die zeitliche Abfolge des Begutachtungsprozesses der Publikation (,Detection of
2019 novel coronavirus (2019-nCoV) by real-time RT-PCR*) widerspricht den
elementaren Standards wissenschaftlicher Qualitatssicherung:
o Einreichung: 21. Januar 2020
o Akzeptanz: 22. Januar 2020
o Online-Publikation: 23. Januar 2020

Ein Peer-Review-Verfahren innerhalb von 24 bis 48 Stunden schliel3t eine
laborpraktische Nachsynthese der Primer, experimentelle Kontrollversuche

oder die Prifung von Rohdaten durch unabhangige Gutachter technisch aus.

e Institutioneller Interessenkonflikt: Zwei Hauptautoren der Studie (Christian
Drosten und Chantal Reusken) gehdrten zum Zeitpunkt der Einreichung und
Veroffentlichung dem standigen redaktionellen Beirat (Editorial Board) von
Eurosurveillance an. Die Annahme und Veroffentlichung einer arbeitseigenen
Einreichung innerhalb von Stunden durch die eigene Redaktion verletzt das Gebot
unabhangiger Distanz.
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Der Retraktionsantrag des Borger-Konsortiums (27.11.2020): Ein internationales
Konsortium von 22 Wissenschaftlern (u. a. Borger, Kdmmerer, McKernan; Zenodo
4298004) reichte eine detaillierte Mangelriige ein, die gravierende methodische
Schwachstellen des Testdesigns nachwies:

o In-silico-Design: Das Testdesign wurde theoretisch am Computer entworfen,
bevor den Autoren reales Virusmaterial zur Verfigung stand (basierend auf
Sequenzen aus Datenbanken und verwandten Fledermausviren). Eine
nachtragliche, verbindliche Rekalibrierung an klinischen Isolaten unterblieb.

o Suboptimale Primer-Konzentrationen: Das Protokoll empfahl Konzentrationen
von 600 bis 800 nM fir das E-Gen und RdRp-Gen. Der Ubliche Standard zur
Vermeidung unspezifischer Bindungen liegt bei 100 bis 400 nM; Gberhéhte
Konzentrationen beguinstigen falsch-positive Signale bei hohen Zyklenzahlen.

o Variable Basenpositionen (,Wobbles*): Das RdRp-Primersystem wies
ungewohnlich viele variable Nukleotidpositionen auf, was die
Annealing-Temperatur senkt und unspezifische Bindungen an Fremd- oder
Wirts-RNA fordert.

o Fehlen standardisierter Kontrollen: Das Protokoll enthielt keine Vorschriften
fur interne humane Kontrollgene (wie RNase P), die in der klinischen
Routinediagnostik zwingend erforderlich sind, um Abstrichqualitat und
Probenintegritat zu Uberwachen.

Formale Ablehnung der Retraktion (04.02.2021): Eurosurveillance lehnte den
Ruckzugsantrag ab. Die Uber den Antrag entscheidende Redaktion war personell
dieselbe, deren urspringliches Verfahren gertigt worden war; die Gutachten der
angeblich funf externen Prufer wurden auf Nachfrage nicht offengelegt.

Virologische Validierungsgrenzen (Bullard et al., Clin Infect Dis 2020):
Zellkulturexperimente belegten, dass SARS-CoV-2-Proben mit einem Wert von
Ct = 25 nur noch zu 12 % und Proben mit Ct > 35 in 0 % der Falle
replikationsfahiges Virus in Vero-E6-Zellen hervorbrachten. Das
Corman-Drosten-Papier lieferte keinerlei Korrelation zwischen Zyklenzahl und
tatsachlicher Kultivierbarkeit.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Entkopplung von Amplifikationssignal und Infektiositat: Das
Corman-Drosten-Protokoll wurde als seuchenpolitisches Steuerungsinstrument
etabliert, ohne dass zuvor definiert oder standardisiert wurde, bis zu welcher
Zyklenzahl ein Signal Gberhaupt ein biologisch intaktes, ansteckungsfahiges Virus
abbildet.

Methodische Fehleranfilligkeit bei hohen Zyklenzahlen: Durch die Kombination

aus hohen Primer-Konzentrationen, variablen Basen und Zyklenzahlen von bis zu
40-45 Zyklen produzierte das Protokoll bei symptomfreien Personen ein erhebliches
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Rauschen, das in der Verwaltungspraxis mit akuter seuchenhygienischer Gefahr
gleichgesetzt wurde.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Richtigstellung der Behauptung ,,Drosten vor Gericht“: Christian Drosten wurde
weder strafrechtlich angeklagt noch gerichtlich wegen Betrugs oder
Urkundenfalschung verurteilt. Das 6ffentlich diskutierte Abmahnschreiben vom
15.12.2020 war ein auldergerichtlicher zivilrechtlicher Schriftsatz ohne Urteilswirkung.
Angekiindigte Klagen in Milliardenhéhe wurden materiell nie vor einem Gericht
durchgefochten.

Strukturelle Inmunisierung und richterlicher Zirkelschluss: Die eigentliche
rechtsstaatliche Fehlentwicklung liegt in der wechselseitigen institutionellen
Abschiebung von Verantwortung:

o Gerichte (u. a. AG Ludwigsburg, AG Weimar, diverse Oberlandesgerichte)
wiesen Beweisantrage zur Vorladung der Autoren und zur Prifung der
Testzuverlassigkeit regelmafig mit dem formelhaften Verweis auf die
gesetzliche Vermutungswirkung der RKI-Vorgaben ab (§ 28 IfSG).

o Die Fachzeitschrift und die Behdorden wiederum verwiesen auf formale
Redaktionsentscheidungen.

o Dadurch entstand ein justizieller Zirkelschluss: Die Gerichte priften den Test
nicht, weil sie auf die Institute verwiesen — und die Institute priften ihn nicht
materiell, weil die Kritik formal abgewiesen wurde.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VWGO): Wenn die Funktionsfahigkeit des primaren Auslosers von
Grundrechtseingriffen durch fundierte wissenschaftliche Mangelrigen
(Borger-Report) und virologische Primardaten (Bullard et al.) erschittert ist, darf sich
ein Gericht nicht auf bloRe Vermutungswirkungen zurtickziehen. Die Weigerung, die
Validitdt des Corman-Drosten-Designs im Rahmen anhangiger Straf- und
Buligeldverfahren sachverstandig zu Uberprfen, stellt eine unzulassige
Beweisantizipation dar.
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7. Invasive Beatmung: Leitlinien-Fehlsteuerung, iatrogene Schaden und
okonomische Fehlanreize

I. Behauptetes Leitnarrativ

Das behordliche und verbandspolitische Leitnarrativ des Jahres 2020 definierte die
friihzeitige invasive Intubation (Early Intubation) als unverzichtbaren, lebensrettenden
Behandlungsstandard bei schwerem COVID-19-bedingtem Lungenversagen:

1.

Friihintubation als Alternativliosigkeit: Patienten sollten bereits bei moderater
Hypoxamie zlgig narkotisiert, intubiert und an Beatmungsgerate angeschlossen
werden.

Marginalisierung konservativer Therapien: Schonende Verfahren wie die
High-Flow-Sauerstofftherapie (HFNC) oder die nicht-invasive Maskenbeatmung (NIV)
wurden anfangs als gefahrliche Aufenseitermethoden abgewehrt.

Monokausale Viruserklarung: Die auflergewohnlich hohe Sterblichkeit auf den
Intensivstationen wurde in der Risikokommunikation ausschlieRlich der Aggressivitat
des Erregers zugeschrieben (,Die Patienten waren so schwer krank, dass sie
ohnehin gestorben waren®).

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

Eigenschutz vor Patientenphysiologie (WHO- und DIVI-Empfehlungen Friihjahr
2020):

Die behdrdliche Doktrin zur Vermeidung von HFNC und NIV beruhte zu Beginn der
Pandemie nicht auf intensivmedizinischer Evidenz, sondern auf
seuchenhygienischem Infektionsschutz des Klinikpersonals. Weil befurchtet wurde,
dass Masken und High-Flow-Systeme infektioése Aerosole im Patientenzimmer
verteilen konnten, galt das geschlossene Schlauchsystem einer invasiven Intubation
administrativ als ,sicherer — die Gefahrenabwehr fur das Personal verdrangte die
physiologischen Erfordernisse der Erkrankten.

Bundesweite Mortalitidtsdaten invasiv Beatmeter (Karagiannidis et al., Lancet
Respir Med 2020):

Die Analyse von uber 10.000 hospitalisierten COVID-19-Fallen in Deutschland
dokumentierte eine alarmierende Sterblichkeit: Die Gesamtmortalitat invasiv
beatmeter Patienten lag bei 53 %. Bei den tber 70-jahrigen Beatmeten stieg sie auf
63 %, bei den Gber 80-Jahrigen auf 72 %.

Das Moerser Modell (Voshaar et al.):

Kliniken, die wie die Lungenklinik Bethanien Moers (Dr. Thomas Voshaar) offen mit
der Intubationsdoktrin brachen und konsequent auf Sauerstoff, Wach-Bauchlagerung
und NIV setzten, erzielten bei vergleichbaren Risikogruppen signifikant niedrigere
Mortalitatsraten.
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Versagen von Remdesivir (WHO-Solidarity-Studie | Lancet 2022):

Die globale randomisierte Grofistudie der WHO wies nach, dass das forciert
eingesetzte Virostatikum Remdesivir (Veklury) weder die Gesamtsterblichkeit senkte
noch den Beginn einer Beatmung verhinderte. Bei bereits invasiv Beatmeten zeigte
sich kein Mortalitatsvorteil (RR = 1, 13; tendenziell sogar eine numerisch hdéhere
Sterblichkeit). Dennoch erteilte die FDA im Oktober 2020 die Vollzulassung,
woraufhin das nephrotoxische Praparat monatelang ohne Nutzennachweis bei
kritisch Kranken verabreicht wurde.

Okonomische Fehlanreize im DRG-System:

Das Fallpauschalensystem (DRG) in Deutschland und den USA honorierte die
personal- und gerateintensive invasive Beatmung mit drastisch hoheren Vergutungen
als die personalintensive, aber konservative Uberwachung mittels NIV. Fir
Krankenhauser entstand ein massiver finanzieller Anreiz zur frihen und protrahierten
maschinellen Beatmung.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Die pathophysiologische Fehleinschatzung (Gattinoni-Phanotypen):

Luciano Gattinoni et al. (Am J Respir Crit Care Med, 2020) wiesen friihzeitig nach,
dass COVID-19 im Frihstadium kein klassisches ARDS (Acute Respiratory Distress
Syndrome) darstellte:

o Typ-L-Phénotyp: Die Lunge wies eine hohe Dehnbarkeit (Compliance) und
geringes Gewicht auf; das Kernproblem war eine vaskulare
Perfusionsstoérung, keine Versteifung des Gewebes.

o latrogene Schéadigung: Wurden diese Patienten nach
Standard-ARDS-Protokollen mit hohem positivem Endausatemdruck (PEEP)
und hohen Beatmungsvolumina invasiv beatmet, zerriss der mechanische
Uberdruck das empfindliche Gewebe. Die Beatmung transformierte die Lunge
Uber Baro- und Volutraumata (Ventilator-Induced Lung Injury, VILI) haufig erst
kinstlich in das letale Vollbild des Typ-H-Phanotyps.

Jahrzehntealtes medizinisches Grundlagenwissen:
Die Zerstorungskraft falscher Beatmungsparameter war keine neue Erkenntnis,
sondern seit den 1970er- und 1980er-Jahren Standardwissen der Intensivmedizin:

o Webb & Tierney (1974): Bewiesen im Tiermodell, dass Uberdruckbeatmung
mit hohen Einatemdricken (45cmH20) ohne adaquaten PEEP eine gesunde

Lunge binnen einer Stunde durch massive Odeme und Einblutungen zerstort.
o Kolobow et al. (1987): Wiesen nach, dass Beatmung mit hohem Spitzendruck
bei gesunden Tieren innerhalb von 48 Stunden ein schweres, eigenstandig

induziertes ARDS erzeugt.

o Dreyfuss et al. (1988): Etablierten das Konzept des Volutraumas: Nicht der
Druck an sich, sondern das Hineinpressen bermafiger Volumina in eine
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durch Entzundung verkleinerte funktionelle Restlunge (,Baby-Lunge®) fuhrt zu
Scherkraften, die Alveolen mechanisch zerreilen.

latrogene Kaskade:

Die invasive Beatmung erfordert tiefe Langzeitsedierung, Muskelrelaxanzien und
Immobilisation. Dies flhrte zu massiver Zwerchfellatrophie, Kreislaufdepression und
einem dramatisch erhéhten Risiko todlicher bakterieller Superinfektionen
(Ventilator-Associated Pneumonia, VAP).

Forensische Einordnung extremer Modellannahmen:

Thesen, die eine vorsatzliche Massentdtung unterstellen (wie Neil/Fenton mit ,bis zu
90 % Beatmungsmortalitat®), entbehren der forensischen Grundlage. Der
tatsdchliche Skandal bestand in einem institutionellen Dogmatismus: Aus Furcht
vor Personalansteckung und geleitet von 6konomischen Fallpauschalen hielt die
Klinikfihrung an Leitlinien fest, die elementare pathophysiologische
Gesetzmaligkeiten missachteten.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Erschiitterung der Intensiv-Uberlastungserzihlung:

Die angebliche Uberlastung der Intensivkapazitdten — das zentrale Argument flr
Lockdowns und Grundrechtssuspensionen (§ 28b IfSG) — wurde durch die invasive
Frihbeatmung mafgeblich verscharft: Patienten wurden unnétig frih intubiert,
blockierten Uber Wochen Beatmungsplatze und wiesen infolge iatrogener
Komplikationen stark verlangerte Liegezeiten auf. Der Bettennotstand war somit zu
relevanten Teilen behandlungs- und anreizinduziert.

Verletzung des facharztlichen Standards (Salus aegroti suprema lex):

Die Unterordnung der individuellen Patientenphysiologie unter infektionshygienische
Schutzinteressen des Personals stellt ein schweres medizinisches Organisations-
und Behandlungsverschulden dar. Das Grundrecht auf Leben und kdérperliche
Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) verbietet es, Patienten invasiven
Maximalinterventionen mit hoher Letalitat auszusetzen, nur um hypothetische
Raumkontaminationen zu minimieren.

Rehabilitation von Kritikern in Berufs- und Strafverfahren:

Arzte und Pneumologen, die im Frithjahr 2020 vor den tédlichen Gefahren der
invasiven Frihintubation warnten, vertraten keine Au3enseitermeinungen, sondern
verteidigten fundiertes, jahrzehntealtes Lehrbuchwissen. lhre damalige Diffamierung
als ,Gefahrder” offenbart das Versagen berufsstandischer und justizieller Instanzen,
die administrative Leitlinien blind tber den wissenschaftlichen Kenntnisstand stellten.
Gerichte haben in Amtshaftungs- und Strafprozessen zur Kenntnis zu nehmen, dass
ein relevanter Teil der intensivmedizinischen Todesfalle auf systemische
Behandlungs- und Leitlinienfehler zurickging.
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8. Kindersterblichkeit, Totgeburten und der Geburtenkollaps ab 2022

I. Behauptetes Leitnarrativ

Das behdrdliche und verbandspolitische Narrativ (u. a. von Gesundheitsministerien,
statistischen Amtern, DGGG, STIKO und PEI) stiitzte sich auf die Pramisse, dass die
MRNA-Substanzen keinerlei reproduktionstoxikologische Risiken bergen und demografische
Verwerfungen rein verhaltensbedingt seien:

1.

Verhaltensbedingter Geburteneinbruch: Der historische Absturz der
Geburtenziffer ab Januar 2022 wurde als psychologische Reaktion auf den
Ukraine-Krieg (Februar 2022), Energiekrise und Inflation oder als bewusster
Zeugungsaufschub zur Abwartung der Impfung interpretiert.

Statistisches Artefakt bei Totgeburten: Der Anstieg der perinatalen Mortalitat und
Totgeburtenquote wurde auf eine Anderung des Personenstandsrechts im Jahr 2018,
das steigende Alter von Erstgebarenden sowie die Zunahme
reproduktionsmedizinischer Risikoschwangerschaften zurtckgefihrt.

Behordlich garantierte Reproduktionssicherheit: Es wurde postuliert, dass die
COVID-19-Impfstoffe fur Schwangere, Stillende und Paare mit Kinderwunsch
uneingeschrankt sicher seien und reproduktionstoxische Risiken durch Studien
zweifelsfrei ausgeschlossen wurden.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

Destatis-Pressemitteilung Nr. 287 (20.07.2023): Das Statistische Bundesamt
meldete flr das Jahr 2022 einen Anstieg der Totgeburtenquote auf 4,4 je 1.000
Geborene (nach 4,3 im Jahr 2021) — der héchste Stand in Deutschland seit 1996.
Zwar sank die absolute Zahl der Totgeburten um rund 5 % (von 3.420 auf 3.247),
was jedoch mathematisch zwingend der drastisch eingebrochenen Gesamtzahl der
Geburten geschuldet war. Die relationale Wahrscheinlichkeit eines intrauterinen
Fruchttods stieg auf ein 26-Jahres-Hoch.

Demografische Primardaten (BiB Working Paper 6/2022, Bujard & Andersson):
Das Bundesinstitut flir Bevolkerungsforschung wies nach, dass die
zusammengefasste Geburtenziffer (Total Fertility Rate, TFR) in Deutschland und
Schweden im Januar/Februar 2022 schlagartig um rund 14 % (Deutschland) bzw.
knapp 10 % (Schweden) abstirzte. Die Autoren stellten fest, dass kein
Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit, Infektionsraten oder COVID-19-Todesfallen
bestand, wohl aber eine ausgepragte zeitliche Korrelation mit dem Beginn der
Impfkampagnen exakt neun Monate zuvor.

Strafanzeige gegen Swissmedic (Kruse et al., 2022): Die Auswertung der
amtlichen Zulassungsakten (insbesondere der praklinischen
DART-Studien/Developmental and Reproductive Toxicity) legte offen, dass in den
Tierversuchen von Pfizer/BioNTech eine erhéhte Rate an Praimplantationsverlusten
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(pre-implantation loss) und skelettalen Fehlbildungen bei Féten auftrat. Schwangere
waren aus den Phase-lll-Zulassungsstudien regular ausgeschlossen. Dennoch
gaben Swissmedic und das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) die Empfehlung fur
Schwangere frei, ohne dass die vorgeschriebenen Langzeit-Follow-up-Studien der
Hersteller vorlagen.

Unterlassene Registerfiihrung (Data Obfuscation): Weder das
Bundesgesundheitsministerium noch das PEI richteten bei Beginn der
Massenimpfung von Schwangeren ein verpflichtendes, prospektives
Schwangerschaftsregister ein. Eine Verknipfung der Meldedaten nach § 13 IfSG mit
den KBV-Abrechnungsdaten bezlglich Schwangerschaftsausgangen bei Geimpften
versus Ungeimpften unterblieb systematisch. Das passive Meldesystem verhinderte
die Signalerkennung, da Fruchttode mangels behdrdlichen Prifleitfadens selten als
Impffolge gemeldet wurden.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Chronologische Unmadglichkeit des Ukraine-Narrativs: Eine Schwangerschaft
dauert im Mittel 38 bis 40 Wochen. Kinder, die im Januar oder Anfang Februar 2022
geboren wurden, wurden im April oder Mai 2021 gezeugt. Zu diesem Zeitpunkt war
der Ausbruch des Ukraine-Krieges (24.02.2022) fur Familien in Europa kein
Handlungsfaktor. Ein Ereignis des Jahres 2022 kann biologisch nicht retrograd die
Empfangnisrate des Frihjahrs 2021 gesenkt haben.

Ausbleiben klassischer sozio6konomischer Verlaufsmuster: Historisch
reagieren Geburtenraten auf Wirtschaftskrisen graduell und mit zeitlichem Versatz
(wie nach der Finanzkrise 2008), niemals jedoch mit einem synchronen,
stufenférmigen Absturz innerhalb eines einzigen Kalendermonats tber mehrere
Landesgrenzen hinweg. Dass der Einbruch in Deutschland, Osterreich, der Schweiz
und Skandinavien im exakt selben Monat einsetzte, indiziert ein punktuelles
biologisch-pharmakologisches Signal anstelle diffuser Verhaltensanderungen.

Reproduktionstoxikologische Plausibilititskette:

o Biodistribution (PMDA-Zulassungsakten): Freigeklagte Tierversuchsdaten der
japanischen Behorde belegen, dass Lipid-Nanopartikel (LNP) nicht an der
Injektionsstelle verbleiben, sondern in signifikanter Konzentration in Ovarien
und Uterus akkumulieren.

o Spermatogenese (Gat et al., Andrology 2022): Eine prospektive Studie wies
nach der BNT162b2-Gabe eine signifikante Reduktion der
Spermienkonzentration und -motilitat Gber 3 bis 5 Monate nach, was dem
physiologischen 74-Tage-Zyklus der Spermienneubildung entspricht.

o Endometriale Dysfunktion (EMA/PRAC Oktober 2022): Die behdrdliche
Anerkennung schwerer Menstruationsblutungen (heavy menstrual bleeding)
als offizielle Nebenwirkung belegt den direkten Einfluss der Substanzen auf
die Gebarmutterschleimhaut und damit auf die physiologische
Grundvoraussetzung einer erfolgreichen Einnistung (Nidation).
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Dekonstruktion der Entlastungsthesen:

o Personenstandsreform 2018: Eine Gesetzesanderung entfaltet ihre
statistische Wirkung im Erhebungsjahr und Folgejahr (2019: 4,0; 2020: 3,9).
Der abrupte Anstieg der Totgeburtenquote auf 4,3 (2021) und 4,4 (2022) trat
erst drei bis vier Jahre spater auf und kann dadurch nicht erklart werden.

o Aufschubthese: Ware der Kinderwunsch nur kurzfristig aufgeschoben
worden, hatte ab Mitte 2022 ein kompensatorischer Geburtenboom einsetzen
missen. Die Destatis-Daten flr 2022 und 2023 belegen jedoch das
Gegenteil: Die Geburtenziffer verharrte auf dem historischen Tiefstand von
1,36 bis 1,38 Kindern pro Frau.

o Shimabukuro-Studie (NEJM 2021): Die zur Beruhigung herangezogene
US-amerikanische V-safe-Auswertung wies einen gravierenden
methodischen Fehler auf: Von 827 erfassten Schwangeren erhielten tber 700
Frauen die Injektion erst im dritten Trimester, in dem ein Spontanabort
biologisch ausgeschlossen ist. Das NEJM musste hierzu ein offizielles
Erratum veroffentlichen; verlassliche Sicherheitsdaten flir das sensible erste
Trimenon lagen der Zulassungsempfehlung de facto nicht zugrunde.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Zusammenbruch der behordlichen Unbedenklichkeitsvermutung: Gerichte
dirfen sich in Strafverfahren gegen attestierende Arzte nicht langer auf die
Behauptung zurtickziehen, offizielle Richtlinien von RKI, PEIl und STIKO hatten die
Unbedenklichkeit der Impfstoffe fliir Schwangere garantiert. Liegen behérdliche
DART-Tierversuchsdaten, Destatis-Mortalitatsspitzen und synchron einbrechende
Geburtenkurven vor, ist die staatliche Richtigkeitsvermutung rechtlich erschittert.

Rechtfertigender Notstand (§ 34 StGB) und Garantenpflicht (§ 630a BGB): Ein
Arzt, der Schwangeren oder jungen Frauen mit Kinderwunsch Masken- oder
Impfunfahigkeitsatteste ausstellte, handelte in Erfullung seiner zivil- und
standesrechtlichen Garantenstellung zum Schutz von Leib und Leben des Kindes
sowie der Mutter. Angesichts belegter LNP-Akkumulationen im Uterus, fehlender
DART-Langzeitdaten und steigender Totgeburtenquoten handelte es sich nicht um
ein unrichtiges Gesundheitszeugnis (§ 278 StGB), sondern um eine medizinisch
gebotene Gefahrenabwehr nach dem Grundsatz Primum non nocere.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO, Art. 6
EMRK): Weist ein Spruchkoérper Beweisantrage zur Beiziehung der praklinischen
DART-Zulassungsakten, der Destatis-Totgeburtenstatistik (PM 287) sowie der
demografischen Zeitreihenanalysen mit der Begriindung ab, die Sicherheit der
Impfung sei ,offenkundig®, begeht das Gericht eine unzulassige Beweisantizipation.
Das vorsatzliche Ausblenden amtlich publizierter Vitaldaten-Anomalien verletzt das
Gebot des fairen Verfahrens (Art. 6 EMRK) und den Anspruch auf rechtliches Gehér
(Art. 103 Abs. 1 GG).
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9. Das Ausbleiben einer historisch singularen Ubersterblichkeit im
Pandemiejahr 2020

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die Ausrufung der ,epidemischen Lage von nationaler Tragweite® (§ 5 IfSG) und die
Verhangung bundesweiter Lockdowns im Friihjahr und Spatjahr 2020 wurden von
Regierungen und Leitmedien mit einer existenziellen Bedrohung der Gesamtbevdlkerung
durch eine beispiellose Ubersterblichkeit begriindet:

1. Das Schreckensszenario des Systemkollapses: Gestitzt auf
Modellierungsstudien (u. a. des Imperial College London) und behdérdliche
Strategiepapiere (BMI-,Panikpapier®) wurde postuliert, dass ohne radikale
Grundrechtseingriffe, BetriebsschlieRungen und Maskenmandate ein Massensterben
mit Hunderttausenden Toten und der Zusammenbruch der Bestattungs- und
Gesundheitsinfrastruktur drohe.

2. Die Fiktion der Alternativlosigkeit: Gerichte und Behdrden stellten die ergriffenen
Zwangsmalinahmen als naturgesetzlich zwingend dar, um eine angebliche
seuchenhygienische Notstandslage historischer Dimension abzuwehren.

3. Pauschale Kausalitatsbehauptung: Jegliche Dampfung der Sterblichkeit wurde im
Nachgang monokausal den Legislativen Zwangseingriffen zugeschrieben, wahrend
abweichende Erklarungen (Saisonalitédt, Demografie, Ernteeffekte) abgewehrt
wurden.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

e Destatis-Pressemitteilung Nr. 536 (30.12.2020):
Das Statistische Bundesamt meldete fir den Zeitraum Januar bis November 2020
einen Zuwachs von rund 22.500 Sterbefallen gegeniber dem Vierjahresdurchschnitt
(2016—2019). Dieser moderate Anstieg war jedoch primar demografischer Natur:
Durch das Vorrlicken der geburtenstarken Jahrgange wuchs die Kohorte der Gber
80-Jahrigen in Deutschland allein im Jahr 2020 um mehr als 4 bis 5 % an.

o Destatis-Pressemitteilung Nr. 014 (11.01.2022):
In der Gesamtschau des Jahres 2020 stellte das Statistische Bundesamt einen
nominalen Zuwachs der Sterbefalle von rund 5 % gegenlber dem
Vor-Pandemie-Jahr 2019 fest. Setzt man diesen Zuwachs in Relation zum schweren
Grippejahr 2018 (mit geschatzt rund 25.000 Influenzatoten), bewegte sich die
Mortalitat 2020 vollstandig im Rahmen historischer Schwankungsbreiten.

e Interner Vorentwurf der RKI/Destatis-Gemeinschafts-PM (28./30.04.2020):
Aus freigeklagten RKI-Akten (PM_Sterbefallzahlen COVID-19 280420 Vorentwurf
Destatis-RKI-2.text) geht hervor, dass Fachbeamte beider Behdrden intern
festhielten: Nach einem kurzen, regional begrenzten Ausschlag im April 2020 kam es
bereits im Sommer 2020 zu einer vollstdndigen Normalisierung bis hin zu einer
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Phase der Untersterblichkeit. Das RKI dokumentierte behdrdenintern, dass die
Gesamtmortalitat im Sommer 2020 trotz gedffneten gesellschaftlichen Lebens und
ganzlich ohne Impfstoffe auf absolutem Normalniveau verharrte.

RKI-Dashboard-Daten zum Infektionsverlauf (Marz 2020):

Die RKI-eigenen Mobilitats- und Meldedaten belegen, dass die effektive
Reproduktionszahl (R-Wert) bereits vor dem Inkrafttreten des ersten bundesweiten
Lockdowns (23.03.2020) unter die kritische Schwelle von 1,0 gesunken war.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Das demografische Basisartefakt (Altersstandardisierung / ASMR):

Der unbereinigte Vergleich absoluter Rohfallzahlen verstoft gegen elementare
Grundregeln der Epidemiologie. Analysen zur Altersstandardisierung (u. a.
Kuhbandner, Schéley et al.) belegen: Bereinigt man die Sterbefalle um die Alterung
der Bevolkerung und den Zuwachs in den héchsten Alterskohorten, lag die
standardisierte Mortalitatsrate (Age-Standardized Mortality Rate, ASMR) im Jahr
2020 nicht Uber dem Niveau vorangegangener Jahre wie 2015 oder 2018.

Der Ernteeffekt (Harvesting Effect) und Sommer-Tiefstand:

Ware SARS-CoV-2 im Jahr 2020 ein populationsweites Killervirus gewesen, hatte es
nach Lockerung des ersten Lockdowns im Sommer zu kontinuierlichen
Exzessmortalitatswellen kommen missen. Das reale Geschehen entsprach
stattdessen dem klassischen Muster saisonaler Atemwegserreger: Das Virus traf
primar hochbetagte, multimorbide Menschen am unmittelbaren Lebensende, was in
den Folgemonaten zu einer Phase temporarer Untersterblichkeit fiihrte.

Empirische Kontrollgruppe Schweden:

Schweden verzichtete 2020 auf ZwangsschlieRungen, SchulschlieBungen bei unter
16-Jahrigen und allgemeine Maskenmandate. Bei altersstandardisierter Betrachtung
lag die schwedische Ubersterblichkeit 2020 unter dem europaischen Durchschnitt
und unter den Werten friiherer Grippejahre (wie 2012). Die empirische Realitat einer
offenen Gesellschaft widerlegte die theoretischen Computersimulationen.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,Die MaBnahmen haben das Massensterben verhindert”: Dieser Zirkelschluss
scheitert an der Chronologie. Das Absinken der Ubertragungskurve vor dem
23.03.2020 war das Ergebnis freiwilliger Vorsicht und saisonaler
Auslaufdynamiken, nicht der nachfolgend verordneten Zwangseingriffe.

o ,Der Anstieg im Spétherbst 2020 beweist die Notlage“: Der Anstieg im
November/Dezember 2020 (+11 %) entsprach dem biologischen
Standardphanomen des saisonalen Wintergipfels auf der Nordhalbkugel, der
synchron in Staaten mit harten Verboten wie in Regionen mit milden
Restriktionen auftrat. Ein typischer winterlicher Anstieg in der Kohorte der
Uber 80-Jahrigen begriindet keine existenzielle Notstandslage flir das
Gemeinwesen.
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IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Wegfall der verfassungsrechtlichen Notstandsgrundlage:

Schwere Eingriffe in fundamentale Grundrechte (Freiztgigkeit Art. 11 GG,
Berufsfreiheit Art. 12 GG, allgemeine Handlungsfreiheit Art. 2 Abs. 1 GG) setzen
nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG das Vorliegen einer akuten, die Volksgesundheit
existenziell gefahrdenden Notstandslage voraus. Da die Gesamtmortalitat des
Jahres 2020 nachweislich im Rahmen historischer Schwankungsbreiten verharrte,
fehlte den infektionsschutzrechtlichen Generalermachtigungen die tatsachliche
materielle Geschaftsgrundlage.

Unzuldssigkeit justizieller Scheinbegriindungen:

Verurteilen Gerichte heute noch Arzte oder Biirger wegen der Befreiung von
Schutzmalinahmen im Jahr 2020 mit der formelhaften Begrindung, die MalRnahmen
hatten ,in einer tédlichen Pandemie Menschenleben gerettet®, ibernehmen
Spruchkdérper ungepruft ein widerlegtes Narrativ. Ein Urteil, das die amtlichen
Vitaldaten von Destatis und die internen RKI-Lageberichte ausblendet, verletzt das
verfassungsrechtliche Willkirverbot (Art. 3 Abs. 1 GG).

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwGO):

Richter durfen eine existenzielle Gefahrenlage nicht als ,gerichtsbekannt*
voraussetzen, wenn behordliche Primarakten und demografische
Standardisierungsdaten belegen, dass im ersten Pandemiejahr keine statistisch
singulare Ubersterblichkeit vorlag. Das Ubergehen substanziierter Beweisantrage zur
Mortalitatslage des Jahres 2020 stellt eine unzulassige Beweisantizipation dar und
verletzt das Recht auf rechtliches Gehdr (Art. 103 Abs. 1 GG).
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10. Die administrative Uberzihlung der Corona-Toten (,.,AN vs. MIT*)

I. Behauptetes Leitnarrativ

Das behdrdliche und mediale Narrativ stitzte sich auf die Pramisse, dass die taglich
veroffentlichten Todesfallzahlen exakt die Opfer abbildeten, die direkt und ursachlich durch
die Pathogenitat von SARS-CoV-2 gestorben seien:

1. Identitdt von Meldefall und Kausalitat: Jeder in der offiziellen Statistik gefihrte
Verstorbene wurde als unmittelbares Opfer des Virus deklariert; ein positiver
PCR-Befund wurde mit der Todesursache gleichgesetzt.

2. Tabuisierung differenzialdiagnostischer Kritik: Fundierte Einwande zur
Differenzierung zwischen Personen, die an versus mit SARS-CoV-2 verstarben,
wurden im offentlichen Diskurs als zynische Verharmlosung oder ,Leugnung“ der
Seuchengefahr diffamiert.

3. Echtzeit-Bedrohungskulisse: Die permanente Prasentation unbereinigter,
kumulativer Todesfallzahlen diente als zentraler psychologischer Hebel, um das
Schreckensszenario einer unkontrollierbaren Mortalitat aufrechtzuerhalten.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

e RKI-Krisenstabsprotokoll vom 22.04.2020:
Aus den freigeklagten Protokollen geht hervor, dass das Institut die methodische
Verzerrung seiner Datenerfassung intern eindeutig benannte:
,Es wird diskutiert, wie die COVID-19-Todesfélle gezahlt werden. Die Zéhlung ,an
und mit* fiihrt zu einer anteiligen Ubererfassung.“
Das RKI wusste somit bereits im April 2020, dass sein Meldesystem die tatsachliche
Sterblichkeit an SARS-CoV-2 kinstlich aufblahte, hielt die Erfassungspraxis nach
auflen jedoch uneingeschrankt aufrecht.

e Gesetzliche Zahlvorgabe (§ 6 IfSG i. V. m. RKI-Falldefinition):
In die amtliche Statistik flossen alle Verstorbenen ein, die ,in Bezug auf eine
SARS-CoV-2-Infektion* gemeldet wurden. Einziges Kriterium war ein positiver
PCR-Befund zu Lebzeiten oder postmortal. Ein klinischer oder obduktionsbasierter
Nachweis, dass COVID-19 die unmittelbare oder wesentliche Todesursache war,
wurde fir die Meldung explizit nicht verlangt. Verstarb ein palliativer Krebspatient, ein
Herzinfarktpatient oder ein Unfallopfer mit positivem Abstrich, floss der Fall ungefiltert
als ,Corona-Toter” in die Meldestatistik ein.

e WHO-Guideline vom 20.04.2020 (Cause of Death):
Die WHO wies international an, COVID-19 bereits bei bloRem klinischem Verdacht
(probable/suspected) als Todesursache einzustufen, ohne dass ein
labordiagnostischer Ausschluss anderer Atemwegserreger zwingend erforderlich
war. Lediglich offensichtlich unfallbedingte Traumata sollten ausgenommen werden.

e Rechtsmedizinische Sektionsserien (Prof. Klaus Plischel, UKE Hamburg):
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Die Hamburger Rechtsmedizin obduzierte im Frahjahr 2020 hunderte als
,COVID-19-Tote“ gemeldete Leichen. Befund: Nahezu 100 % der Verstorbenen
wiesen schwere bis schwerste Vorerkrankungen auf (fortgeschrittene Kardiopathien,
arterielle Hypertonie, massive Adipositas, terminale Malignome). Das
Durchschnittsalter der Verstorbenen lag bei Uber 80 Jahren und entsprach damit der
normalen mittleren Lebenserwartung der Gesamtbevdlkerung.

Monopolistische Tracking-Infrastruktur (Esri / Johns Hopkins University):

Die mediale Darstellung der Pandemie stutzte sich weltweit auf die Dashboards des
Center for Systems Science and Engineering (CSSE) der Johns Hopkins University,
basierend auf der Softwarearchitektur des privaten US-Konzerns Esri. Die
ununterbrochene Einblendung rot eingefarbter, kumulativer Zahler erzeugte einen
.Live-Ticker-Effekt®, der Zahlen ohne Kontextualisierung (Altersstruktur,
Vorerkrankungen, Vorjahresvergleiche) transportierte.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Das Kausalitatsvakuum des qualitativen PCR-Signals:

Ein qualitativer PCR-Befund weist lediglich Erbgutfragmente nach, belegt jedoch
weder eine akute klinische Erkrankung noch die Todesursache. Die administrative
Gleichsetzung von ,Virus-RNA nachgewiesen® mit ,an COVID-19 verstorben® bricht
mit den elementaren Kausalitatsregeln der Pathologie und Rechtsmedizin.

Dekonstruktion des Scheinzirkels der Todesursachenstatistik (Destatis):
Behordliche Faktenchecks argumentierten, die Todesursachenstatistik des
Statistischen Bundesamtes belege, dass Uber 80 % tatsachlich an COVID-19
starben. Dies ist ein Zirkelschluss: Die Destatis-Statistik basiert auf den Angaben der
Leichenschauscheine. Da Arzte und Kliniken durch Leitfaden angewiesen waren, bei
positivem PCR-Status SARS-CoV-2 in die Kausalkette der Todesursache
einzutragen, spiegelte die Statistik lediglich diesen verwaltungsseitigen
Erfassungsbefehl wider — sie liefert keinen unabhangigen forensischen
Kausalitatsnachweis.

Multifaktorielle Sterblichkeit in Pflegeheimen:

Der Uberwiegende Teil der Todesfalle konzentrierte sich auf hochbetagte Bewohner
von Pflege- und Seniorenheimen. Infolge positiver Reihentestungen wurden dort
haufig regulare palliativ- und intensivmedizinische Versorgungsstrukturen
eingeschrankt, strikte Isolationen verhangt und Krankenhauseinweisungen
unterlassen. Die Sterblichkeitsspitzen bildeten zu relevanten Teilen die Folgen
extremer Immobilitat, Dehydratation, Isolationstraumata und verdrangter
Regelversorgung ab.

Psychologisches Notstand-Framing:

Die permanente Konfrontation von Bevodlkerung und Entscheidungstragern mit stetig
ansteigenden Live-Zahlern ohne Bezug zur Gesamtmortalitat erzeugte einen
chronischen psychologischen Ausnahmezustand. Die aggregierte Zahl auf dem
Bildschirm Uberlagerte jede individuelle medizinische Risikodifferenzierung.
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IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Entzug der Tatbestandsvoraussetzungen fir Eingriffsnormen:

Schwerwiegende Grundrechtseingriffe nach dem Infektionsschutzgesetz setzen eine
reale, empirisch belegte Gefahrenprognose voraus. Da das RKI bereits am
22.04.2020 intern dokumentierte, dass die amtliche Zahlung zu einer anteiligen
Ubererfassung fihrt, basierte die Gefahrenbegriindung von Verordnungen auf einer
administrativ verzerrten Datengrundlage.

Erschiitterung von Strafurteilen gegen Arzte (§ 278 StGB) und
MaRnahmenkritiker:

Begriinden Gerichte Verurteilungen von Arzten mit dem Argument, die Befolgung von
Maskenmandaten habe ,Todesfalle verhindert, operiert die Justiz mit einer kiinstlich
geblahten Meldekategorie. Die Weigerung von Richtern, zwischen dem Versterben
an und dem Versterben mit einem positiven PCR-Test zu differenzieren, stellt ein
Ausblenden behoérdeninterner Eingestandnisse dar und verletzt das Willkirverbot
(Art. 3 Abs. 1 GG).

Beriicksichtigung des psychologischen Notstands im Arzt-Patienten-Verhaltnis
(§ 34 StGB):

Richterliche Entscheidungen missen das Umfeld berlcksichtigen, unter dem
Schutzentscheidungen getroffen wurden: Die empfundene Allgegenwart der
todlichen Bedrohung wurde maf3geblich durch eine zentralisierte, visuell
eskalierende Dashboard-Software geschart. Ein Arzt, der in dieser Situation
Schutzatteste ausstellte, um vulnerable Patienten vor evidenzlosen Belastungen
oder psychischer Panik zu bewahren, handelte im Rahmen legitimer
Gefahrenabwehr.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO):

Ein Spruchkérper darf die Todesfallmeldungen des RKI nicht unkritisch als
Loffenkundigen Beweis* fir die toédliche Wucht der Pandemie behandeln. Die Justiz
ist von Amts wegen verpflichtet aufzuklaren, in welchem Umfang die Zahlen durch
fehlende Kausalitatsprifungen und Kodieranweisungen tberzeichnet waren. Wer
diese Aufklarung verweigert, fallt Urteile auf der Basis einer statistischen Fiktion.
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11. Die eskalierende Ubersterblichkeit ab 2021 und das ignorierte
Impfsignal

I. Behauptetes Leitnarrativ

Das behdrdliche und mediale Narrativ definierte die genbasierten Masseninjektionen ab
Frahjahr 2021 als alternativiosen Ausweg aus der Krise und schrieb ihnen millionenfach
gerettete Menschenleben zu:

1.

Rettungsfiktion der Massenimpfung: Die Injektionskampagne habe die
Ubersterblichkeit gebrochen und einen verlasslichen Schutz vor Tod und schwerem
Verlauf etabliert.

Monokausale Ausweichhypothesen: Die ab dem zweiten Halbjahr 2021 und im
gesamten Verlauf des Jahres 2022 registrierte historische Ubersterblichkeit sei
ausschlief3lich auf nachholende Infektionswellen (Delta, Omikron), Spatfolgen
durchgemachter Infektionen (,Long-COVID®) oder klimatische Belastungen
(,Hitzeperioden®) zurtickzufihren.

Kategorischer Kausalitiatsausschluss: Ein Zusammenhang zwischen den
zeitgleich forcierten Impf- und Boosterkampagnen und den ansteigenden
Gesamtmortalitatskurven wurde von Behdérden und Gerichten von vornherein als
unbegriindet abgewehrt.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

Destatis-Sterbefalldaten (2021 und 2022):

Wahrend das Pandemiejahr 2020 ganzlich ohne Impfstoffe eine moderate,
demografisch erklarbare Zunahme der Sterbefalle zeigte, stieg die Gesamtmortalitat
ab dem zweiten Halbjahr 2021 sprunghaft an:

o 2021: In Deutschland starben rund 1,02 Millionen Menschen — ein Zuwachs
von +8 % gegenuber dem Vor-Pandemie-Mittelwert der Jahre 2016 bis 2019.

o 2022: Die Gesamtzahl kletterte weiter auf Gber 1,06 Millionen Sterbefalle.

Eurostat-Daten (Mortalitaitsanomalie Juli 2022):

Die europaische Statistikbehorde Eurostat wies fur den Monat Juli 2022 eine
EU-weite Ubersterblichkeit von +16 % Uber dem historischen Mittelwert aus. In
hochdurchgeimpften Staaten wie Spanien (+37 %) und Deutschland (+15 bis +20 %)
traten mitten im Hochsommer massive Todesfallspitzen auf — ein Phanomen, das bei
saisonalen respiratorischen Erregern epidemiologisch ohne Vorbild ist.

RKI-Lage-AG-Protokoll vom 10.08.2022 (Interne Hitzetage-Verschiebung):
Das interne Protokoll dokumentiert, wie das RKI die unerklarliche
Sommer-Ubersterblichkeit der Kalenderwochen 29 und 30 behérdenintern zu
neutralisieren suchte: Das Phdnomen wurde monokausal als Folge von
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»Hitzeperioden® verbucht. Gleichzeitig suchte das Institut verwaltungsintern nach
statistischen Glattungsmodellen (z. B. Delta-Bereinigungen), um die Brisanz der
Rohdaten gegeniiber der Offentlichkeit abzufedern.

Strafanzeige gegen Swissmedic (Kruse et al., 2022):

Die Auswertung amtlicher Register in Deutschland und der Schweiz belegt, dass die
Ausschlage der Ubersterblichkeit zeitlich und geografisch eng mit den kumulativen
Impf- und Boosterkampagnen korrelierten, wahrend die Kurve der gemeldeten
COVID-19-Todesfalle parallel abflachte.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Dekopplung von Gesamtsterblichkeit und Infektionstoten (Kuhbandner &
Reitzner, 2023):

Die mathematische Analyse der Ubersterblichkeit in Deutschland (2020-2022) legte
fundamentale Briiche offen:

o Im Jahr 2020 existierte bezogen auf die Alterskohorten keine statistisch
auffallige Ubersterblichkeit.

oAb April 2021 — exakt koinzidierend mit dem Start der breiten Impfkampagne
— stieg die Ubersterblichkeit sprungartig an.

o Im Jahr 2022 stieg die Ubersterblichkeit weiter, obwohl die gemeldeten
COVID-19-Todesfalle parallel drastisch sanken. Die Kurve der Gesamttoten
koppelte sich vollstandig von der Kurve der Infektionstoten ab.

Das Scheitern der behordlichen Hitze-Hypothese:

Todesfalle infolge thermischer Belastung treten typischerweise selektiv an einzelnen
extremen Hitzetagen bei hochbetagten, immobilen Personen (> 85 Jahre) durch
Dehydratation auf. Der Sommergipfel 2022 betraf jedoch ebenso jlingere und
mittelalte Kohorten, setzte sich an kiihlen Tagen fort und zeigte sich zeitgleich in voll
klimatisierten Pflegeheimen und Kliniken.

Pathophysiologische Kausalkette (Spike-induzierte GefaBpathologien):
Autopsieserien und Gewebeanalysen unabhangiger Pathologen (u. a. Schirmacher /
Heidelberg, Burkhardt / Reutlingen, Mérz et al.) wiesen die Persistenz und
Expression des Spike-Proteins in GefalRendothelien, Herzmuskelzellen und Gehirn
monatelang nach der Verabreichung nach. Dies liefert die histopathologische
Erklarung fur die letalen GefaRereignisse, die die Ubersterblichkeit 2021/2022
dominierten: fulminante Lungenembolien, Myokarditiden, Schlaganfalle und
Aortendissektionen.

Dekonstruktion der Entlastungsthese ,,Long-COVID*:

Ware die Ubersterblichkeit primar eine Spatfolge friherer Infektionen gewesen, hatte
sie vorrangig jene vulnerablen Gruppen treffen missen, die 2020 schwer an
COVID-19 erkrankt waren. Der Anstieg vollzog sich jedoch massiv in jingeren und
erwerbstatigen Kohorten (15 bis 50 Jahre), die 2020 kaum von schweren Verlaufen
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betroffen waren, Ende 2021 jedoch durch 2G-, 3G- und einrichtungsbezogene
Pflichten unter maximalen Impfdruck gesetzt wurden.

Widerlegung der Behauptung ,,Impfung verhinderte Schlimmeres*:
Niedrig geimpfte Staaten (wie Bulgarien oder Teile Osteuropas) kehrten nach
Abklingen der Akutwellen 2021/2022 zu normalen Sterblichkeitswerten zurick.
Demgegenuber verzeichneten hochdurchgeimpfte Lander (wie Deutschland,
GroRbritannien oder Australien) Uber zwei Jahre hinweg chronische
Ubersterblichkeitsraten.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Zerstorung des Anscheinsbeweises staatlicher Schutzwirkung:

Wenn die Gesamtmortalitat in einer Bevolkerung nach Einfuhrung einer
medizinischen MalRnahme historische Rekordwerte erreicht, wahrend der Erreger
durch Mutationen (Omikron) klinisch harmloser wird, ist der Beweis des ersten
Anscheins fir die lebensrettende Wirkung der staatlichen Politik zerstort. Der Staat
kann Grundrechtseingriffe nicht mit der Behauptung rechtfertigen, Leben gerettet zu
haben, wenn die amtlichen Vitaldaten das Gegenteil dokumentieren.

Rechtfertigender Notstand fiir attestierende Arzte (§ 34 StGB / Primum non
nocere):

Ein Arzt, der Patienten im Jahr 2021 vor diesen Praparaten bewahrte oder Atteste
zur Abwendung existenzbedrohender 2G/3G-Zwange ausstellte, handelte in
Erflllung realer praventiver Gefahrenabwehr. Das Strafrecht (§ 278 StGB) darf nicht
zum Schutz von Narrativen missbraucht werden, deren fatale Folgewirkungen in den
Sterbestatistiken von Destatis und Eurostat amtlich registriert sind.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / Art.
103 Abs. 1 GG):

Weist ein Gericht Beweisantrage zur Einholung unabhangiger statistischer und
rechtsmedizinischer Gutachten iiber die Korrelation von Ubersterblichkeit und
Impfkampagne mit der Behauptung ab, die Gefahrlosigkeit der Substanzen sei
,offenkundig®“, begeht der Spruchkdrper eine unzuldssige Beweisantizipation. Das
Ausblenden behdrdlicher Destatis- und Eurostat-Daten verletzt das Gebot des fairen
Verfahrens (Art. 6 EMRK) und verweigert die verfassungsrechtlich vorgeschriebene
materielle Wahrheitsfindung.
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12. Die Fiktion der asymptomatischen Ubertragung und das Dogma des
~gesunden Gefahrders*

I. Behauptetes Leitnarrativ

Das gesamte Gebaude anlassloser staatlicher Massenmal3nahmen (flachendeckende
Maskenpflichten fur Gesunde, SchulschlieRungen sowie 2G/3G-Zugangsbeschrankungen)
stutzte sich auf ein zentrales Postulat:

1. Das Dogma der ,,stillen Ubertragung“: Jeder gesunde, véllig symptomfreie
Mensch stelle eine potenziell tédliche Infektionsquelle dar, die das Virus unbemerkt
in der Bevolkerung verbreite.

2. Beweislastumkehr im 6ffentlichen Raum: Gesundheit galt nicht Ianger als
naturlicher Ausgangszustand, sondern musste von Blrgern taglich durch invasive
Negativtests oder physische Barrieren (Masken) nachgewiesen werden.

3. Konstruktion des Allgemeingefahrders: Das bloRe Zusammensein gesunder
Menschen wurde seuchenrechtlich als abstrakte Gefahrenlage gerahmt, um
tiefgreifende Eingriffe in das gesellschaftliche Leben zu legitimieren.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

e Die Wuhan-Massenstudie (Gao et al., Nature Communications 2020):
Die bis heute weltweit groRte empirische Screening-Untersuchung an 9.899.828
Menschen lieferte ein eindeutiges virologisches Ergebnis:

o Unter knapp 10 Millionen Getesteten wurden 300 asymptomatische Personen
mit positivem PCR-Befund identifiziert.

o Beiallen 300 Personen verlief die Zellkultur negativ (0 %): Es konnte kein
einziges lebensfahiges, replikationsfahiges Virus isoliert werden.

o Beiden 1.174 engsten Kontaktpersonen dieser 300 Falle trat kein einziger
positiver Folgefall auf.

e Das offizielle WHO-Eingestandnis (08.06.2020):
Dr. Maria Van Kerkhove, Leiterin der Abteilung fir neu auftretende Krankheiten der
WHO, erklarte unmissverstandlich:
,From the data we have, it still seems to be rare that an asymptomatic person
actually transmits onward to a secondary individual.”
Die Feststellung, dass eine Ubertragung durch tatsachlich symptomfreie Personen
nach vorliegender Datenbasis extrem selten sei, I6ste massiven politischen Druck
aus; die darauf folgende kommunikative Relativierung der WHO konnte die
empirische Datenbasis nicht entkraften.
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Historischer virologischer Konsens vor 2020:

Bis zur politischen Kehrtwende im Fruhjahr 2020 galt in der respiratorischen
Epidemiologie der Grundsatz, dass Erreger von Atemwegsinfektionen im
Wesentlichen durch symptomatisch Erkrankte weitergegeben werden. Ohne Husten,
Niesen und Schleimhautsekretion fehlt der aerobiologische Vektormechanismus, um
infektiose Erregermengen in relevanter Dosis in die Umwelt zu dispergieren.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Differenzierung zwischen PCR-Signal und Infektiositat:

Ein qualitativer RT-qPCR-Befund bei einem gesunden Menschen weist lediglich
Erbgutfragmente nach. Dies ist regelmafig das Resultat einer bereits erfolgreich
neutralisierten Infektion (Ausscheidung abgeraumter Zelltrimmer Gber Wochen),
einer Erregermenge weit unterhalb der minimalen infektiosen Dosis (1D50) oder

unspezifischer Primer-Artefakte bei hohen Zyklenzahlen (Ct > 30). Fragmentare
RNA ohne Kulturfahigkeit Gbertragt keine Krankheit.

Wirtsdisposition und der ,,Semmelweis-Reflex“:

Die Pandemiepolitik vollzog einen immunologischen Rickschritt, indem sie jeden
menschlichen Kérper als identisch empfangliches und gleichermalRen ansteckendes
Gefal behandelte. Die Rolle der individuellen Wirtsimmunitat (T-Zell-Kreuzimmunitat,
mukosale slgA-Barrieren, neuro-immunologisches Milieu) wurde administrativ
ausgeblendet.

o Historische Beobachtungen an siamesischen Zwillingen mit gemeinsamer
Hamodynamik (Mascha und Dascha Kriwoschljapowa) belegten, dass trotz
identischer Erregerzirkulation im selben Blutkreislauf ein Zwilling schwer
erkranken konnte, wahrend der andere vollkommen symptomlos blieb.

o Systematische Ubertragungsexperimente (u. a. Milton J. Rosenau 1918)
zeigten, dass selbst das direkte Einbringen infektidser Sekrete in die
Atemwege Gesunder keineswegs verlasslich zu Erkrankungen fuhrt.

Dekonstruktion der behordlichen Entlastungsargumente:

o ,Wuhan-Studie fand nach dem Lockdown statt”: Ein methodischer
Fehlschluss. Ein Lockdown verandert das soziale Kontaktverhalten, nicht
jedoch die biologische Replikationsfahigkeit eines Erregers in der Zellkultur.
Fehlt den Abstrichen die Kulturfahigkeit, fehlt dem Wirt die biologische
Eignung zur Ansteckung.

o Verwechslung von ,prasymptomatisch“ und ,asymptomatisch*: Behérden
verwischten gezielt die Grenzen zwischen Menschen, die niemals erkranken
(asymptomatisch), und Personen 24 bis 48 Stunden vor Symptomausbruch
(prasymptomatisch). Die blof3e Existenz eines kurzen Zeitfensters vor einer
eventuellen Erkrankung rechtfertigt im Infektionsschutzrecht keine
monatelange Vorverurteilung gesunder Blrger.

36



IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

e Entfall der polizeirechtlichen Storereigenschaft:
Eingriffe nach dem Infektionsschutzgesetz (§§ 28, 28a IfSG) setzen eine konkrete,
nachweisbare Gefahr voraus. Wer symptomlos ist und keine vermehrungsfahigen
Viren ausscheidet, ist im ordnungsrechtlichen Sinne Nichtstérer. Die Unterstellung,
ein Gesunder sei per se eine Gefahr fur die Allgemeinheit, ist eine
verfassungswidrige Fiktion, die den Wesensgehalt der Menschenwirde (Art. 1 Abs. 1
GG) und die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) verletzt.

e Zusammenbruch des Tatvorwurfs gegen Arzte (§ 278 StGB):
Die Verurteilung von Arzten wegen des Ausstellens von Maskenbefreiungen stiitzt
sich auf die Behauptung, das Attest habe die ,Allgemeinheit einer
Ansteckungsgefahr ausgesetzt®. Da gesunde, symptomfreie Personen keine
kultivierbaren Viren Ubertragen, war das Tragen oder Nichttragen einer Maske bei
diesen Personen epidemiologisch irrelevant. Der Arzt beseitigte durch das Attest
eine physische Belastung (CO.-Riickatmung, Schleimhautreizung) bei objektiver
Null-Geféahrdung Dritter.

e Fehlen des materiellen Unrechtsgehalts und Notstand (§ 34 StGB):
Selbst bei formalen Beanstandungen der Dokumentation fehlt solchen Handlungen
der materielle Unrechtsgehalt: Eine MaRnahme, die keine reale Gefahrdung Dritter
bewirken kann, stellt kein strafwlrdiges Vergehen dar. Der Arzt handelte im Einklang
mit dem arztlichen Grundgebot Primum non nocere. Richter, die die Primarevidenz
zur fehlenden Ubertragbarkeit durch Asymptomatische ausblenden, fallen Urteile
nicht auf der Basis von Tatsachen, sondern vollstrecken ein biochemisch widerlegtes
Gesinnungsstrafrecht.
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13. Die Maskenpflicht: Evidenzlosigkeit, Aushebelung des
Arbeitsschutzes und die Fiktion der Unbedenklichkeit

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die universelle Maskenpflicht — insbesondere das in Deutschland und Osterreich im Alltag
durchgesetzte FFP2-Mandat — wurde von Politik, Behdrden und Standesorganisationen als
alternativloser, hochwirksamer und unbedenklicher Grundpfeiler des Infektionsschutzes
propagiert:

1.

Unbedenklichkeitsfiktion bei stundenlangem Tragen: Das ganztagige Tragen von
Masken — selbst durch Grundschulkinder im Unterricht — verursache keinerlei
relevante physiologische oder psychische Beeintrachtigungen.

Postulat des fremdschiitzenden Nutzens: Das Tragen von Alltags- und
FFP2-Masken in der Allgemeinbevélkerung senke die Ubertragungsraten drastisch
und schitze Dritte vor schwersten Verlaufen.

Kriminalisierung arztlicher Fiirsorge: Arzte, die aufgrund von Atemwiderstand,
Vorerkrankungen oder psychischen Belastungen Maskenbefreiungen ausstellten,
wurden als Gefahrder der 6ffentlichen Gesundheit delegitimiert und strafrechtlich
verfolgt (§ 278 StGB).

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

IFSG-Evaluationsbericht der Bundesregierung (30.06.2022):

Die gesetzlich eingesetzte Sachverstandigenkommission zur Evaluation der
Corona-Malinahmen (§ 5 Abs. 9 IfSG) zog eine ernlichternde Bilanz und hielt amtlich
fest:

,Es fehlen aussagekréftige, methodisch hochwertige (randomisierte) klinische
Studien (RCTs) zur Wirksamkeit von Masken in der Allgemeinbevélkerung.*

Die behauptete Schutzwirkung basierte im Wesentlichen auf Laborexperimenten und
unzureichenden Modellierungen, nicht auf der héchsten Evidenzstufe der klinischen
Medizin.

BfArM und Stiftung Warentest zu Kindermasken:

Das Bundesinstitut fir Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) stellte klar, dass
FFP2-Masken Arbeitsschutzprodukte fir Erwachsene sind und aufgrund der
kindlichen Gesichtsanatomie prinzipiell nicht fir Kinder zertifiziert werden kénnen, da
ein dichter Sitz unmdglich ist. Die Stiftung Warentest warnte nach experimentellen
Messreihen explizit vor dem unzumutbar hohen Atemwiderstand vieler
Maskenmodelle bei Kindern, der eine handfeste Gesundheitsgefahrdung darstelle.

Politische Aushebelung des Arbeitsschutzes (DGUV Regel 112-190 & G 26):

Vor 2020 unterlag das Tragen von FFP2-Masken im Berufsleben strengen
physiologischen Schutzgrenzen der gesetzlichen Unfallversicherung:
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o Verpflichtende arbeitsmedizinische Tauglichkeitsuntersuchung (G 26) zur
Prifung von Herz- und Lungenfunktion.

o Gesetzliche Begrenzung der Tragedauer auf maximal 75 Minuten, gefolgt von
einer zwingenden Regenerationspause von mindestens 30 Minuten ohne
Maske.

o Diese jahrzehntelang erprobten Arbeitsschutzgrenzen wurden fur die
Allgemeinbevdlkerung — einschlieRlich Schwangerer, chronisch Kranker und
Kinder — ersatzlos und ohne physiologische Neubewertung suspendiert.

Danmask-19-Studie (Bundgaard et al., Ann Intern Med 2021):

Die erste groRe randomisierte kontrollierte Studie (RCT) mit Gber 6.000 Teilnehmern
in Danemark fand keinen statistisch signifikanten Eigenschutzeffekt durch das
Tragen von chirurgischen Masken in der Allgemeinbevdlkerung.

Cochrane Review (Jefferson et al., 2023):

Der Goldstandard der evidenzbasierten Medizin (Cochrane Database of Systematic
Reviews) analysierte 78 randomisierte Studien und kam zu dem Schluss, dass das
Tragen von Masken in der Allgemeinbevdlkerung kaum oder keinen Unterschied bei
der Ausbreitung von grippedhnlichen Atemwegserkrankungen macht. Hauptautor
Tom Jefferson (Universitat Oxford) resumierte: , There is just no evidence that they
make any difference. Full stop.*”

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Umkehrung der Evidenzpyramide:

Die Epidemiologie unterscheidet streng zwischen physikalisch-mechanistischen
Modellversuchen (Aerosolausstofl an Dummy-Képfen in Plexiglasboxen) und realer
klinischer Wirksamkeit (Evidence-Based Medicine). Unter Alltagsbedingungen fassen
sich Menschen ins Gesicht, Masken lecken an den Randern, und die elektrostatische
Filterwirkung von FFP2-Masken bricht nach ca. 20 bis 30 Minuten durch
Atemfeuchtigkeit weitgehend zusammen. Mechanistische Modelle bildeten diese
reale Anwendungsrealitat nicht ab.

TotraumvergroBerung und Hyperkapnie (CO.-Akkumulation):

Das Tragen formstabiler, dicht sitzender Masken vergrof3ert das physiologische
Totraumvolumen der Atemwege. Dies flhrt zu einer messbaren Riickatmung von
Kohlendioxid. Experimentelle Messreihen bei Kindern wiesen nach, dass die
CO:-Konzentration unter der Maske bereits nach wenigen Minuten die
arbeitsschutzrechtlich zulassigen Maximalkonzentrationen (MAK-Grenzwerte) um ein
Vielfaches Uberstieg. Die klinischen Folgen sind Hyperkapnie, zerebrale
Minderperfusion, Kopfschmerzen, Schwindel, Tachykardie und chronische
Konzentrationsstérungen.

Mikrobiologische Besiedlung:

Alltags- und FFP2-Masken, die im Alltag mehrfach getragen oder in Taschen verstaut
werden, stellen warme, feuchte Nahrbdden dar. Laboranalysen wiesen massive

39



Anreicherungen pathogener Bakterien (Staphylokokken, Streptokokken) und Pilze
nach, die Uber Stunden hinweg direkt in die tiefen Atemwege inhaliert werden.
Dekonstruktion der Entlastungsargumente:

o ,Absence of evidence is not evidence of absence” (Cochrane-Relativierung):
Diese mediale Ausflucht verkehrt die rechtsstaatliche Beweislast. Im
Verfassungsrecht muss der Staat die Eignung und Erforderlichkeit eines
Freiheitseingriffs positiv nachweisen, nicht der Birger dessen Nutzlosigkeit.
Liegt nach Dutzenden weltweiten RCTs kein Wirkungsnachweis vor, ist der
hoheitliche Zwang materiell unbegrindet.

o ,Asiatische Vorbilder”: Die behordlich zitierten asiatischen
Beobachtungsstudien wiesen erhebliche methodische Stdrfaktoren
(Confounders) auf, da Maskenpflichten stets mit Lockdowns,
Schulschlieungen und freiwilliger Kontaktreduktion zusammenfielen;
isolierbare Kausalitatsnachweise fehlten.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Zusammenbruch des Straftatbestands nach § 278 StGB:

Die Verurteilung von Arzten wegen des ,Ausstellens unrichtiger
Gesundheitszeugnisse” setzt voraus, dass das Attest materiell unrichtig war und die
Allgemeinheit einer tatsachlichen Gefahr aussetzte.

1. Mangels wissenschaftlich nachweisbarer populationsbezogener
Schutzwirkung beseitigt das Nichttragen einer Maske keine reale
Gefahrenabwehr fir Dritte.

2. Da Masken nachweislich handfeste physiologische Belastungen erzeugen
(CO:-Rickatmung, Atemwiderstand), handelte der Arzt auf dem Boden
fundierter Arbeits- und Schutzmedizin (DGUV Regel 112-190).

Rechtfertigender Notstand (§ 34 StGB) und Garantenpflicht:

Die Ausstellung eines Befreiungsattests durch den behandelnden Arzt war kein
kollusives Gefalligkeitsattest, sondern die medizinisch gebotene Abwendung einer
administrativ erzwungenen Gesundheitsgefahr vom Patienten — insbesondere bei
Kindern, Asthmatikern und Angstpatienten. Der Arzt erfullte seine ureigene
zivilrechtliche Flrsorge- und Garantenstellung aus dem Behandlungsvertrag (§ 630a
BGB) nach dem Grundsatz Primum non nocere.

Beweisantizipation und Rechtsbeugungsvorwurf:

Ignoriert ein Spruchkdrper in Strafverfahren gegen Arzte die amtlichen
Feststellungen des Sachverstandigenberichts nach § 5 Abs. 9 IfSG, die
DGUV-Grenzwerte und unabhangige RCT-Metastudien, verweigert das Gericht die
gesetzliche Amtsaufklarung (§ 244 Abs. 2 StPO). Das Beharren auf einer behdrdlich
postulierten, aber empirisch widerlegten Unbedenklichkeitsvermutung degradiert das
Strafrecht zum Disziplinierungsinstrument gegen die arztliche Therapiefreiheit.
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14. Das endlose Booster-Regime (,.Impf-Abo‘) und die Entwertung des
Schutzversprechens

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die Verabreichung der genbasierten Substanzen wurde der Offentlichkeit ab Ende 2020 als
abschlielRender Weg zur Wiedererlangung der Normalitat versprochen. Als dieses Narrativ
im Spatsommer 2021 durch massenhafte Impfdurchbriiche zusammenbrach, passten Politik
und Behdrden die Begriindungslinie administrativ an:

1.

Das Versprechen der ,,Freiheitsimpfung“: Urspriinglich hiel3 es, zwei Dosen béten
einen bis zu 95-prozentigen Schutz vor Infektion und Ubertragung und machten die
Geimpften immun (,Game Changer®).

Die Etablierung des permanenten Nachschlagens: Nach dem Ausbleiben
dauerhafter Immunitat wurde erklart, der Schutz lasse naturgemaf nach (Waning
Immunity). Wiederholte Auffrischungsinjektionen (,Booster”) im Abstand von sechs,
funf oder gar drei Monaten seien flr alle Erwachsenen absolut alternativios und
unbedenklich.

Konditionierung von Grundrechten: Wer sich der fortlaufenden Verabreichung
weiterer Dosen verweigerte, verlor seinen Rechtsstatus als ,vollstdndig geschutzt*
und wurde im Rahmen von 2G-Plus-Zugangsbeschrankungen und
einrichtungsbezogenen Impfpflichten erneut mit Sanktionen, Berufsverboten und
gesellschaftlichem Ausschluss belegt.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

RKI-Krisenstabsprotokoll vom 03.12.2021:

Aus den freigeklagten Dokumenten geht hervor, dass das Robert Koch-Institut die
Ausweitung der Booster-Kampagne auf die gesamte erwachsene Bevdlkerung
verwaltungsintern vorbereitete:

,Booster-Impfung 18+ nach 6 bzw. 5 Monaten intern vorbereitet.”

Die behdrdliche Forcierung kirzerer Intervalle und die Durchimpfung gesunder,
junger Alterskohorten erfolgte primar auf politischen Steuerungsdruck, noch bevor
unabhangige klinische Endpunktdaten zur Sicherheit und zum Nutzen repetitiver
MRNA-Gaben in kurzen Abstanden vorlagen.

EU-GroRabnahmevertrage mit BioNTech/Pfizer:

Die unter Ausschluss der Offentlichkeit geschlossenen Vertrage (insbesondere der
dritte Beschaffungsvertrag Uber bis zu 1,8 Milliarden Dosen bis 2023/2024) legten
institutionell fest, dass pro EU-Blrger rein rechnerisch mehrere Injektionen pro Jahr
abgenommen und finanziert werden mussten — vollig losgeldst von der tatsachlichen
epidemiologischen Entwicklung.

Mediale und politische Agenda des ,,Impf-Abos* (Winter 2021):
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Leitmedien wie DIE ZEIT (16.12.2021) und DER SPIEGEL (09.12.2021)
thematisierten offen die Notwendigkeit permanenter Folgeimpfungen.
Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach trieb die Beschaffung hunderter
Millionen Dosen voran, womit die ministerielle Praxis exakt jenes von Kritikern
gewarnte Dauer-Abonnement realisierte.

Kehrtwende der STIKO (RKI-Pressemitteilung vom 25.04.2023):

Im April 2023 vollzogen STIKO und RKI einen fundamentalen Kurswechsel: Fir
gesunde Personen im Alter von 18 bis 59 Jahren wurden routinemafRige weitere
Auffrischimpfungen ausdrticklich nicht mehr empfohlen. Das Institut stellte fest, dass
gesunde Erwachsene nach einer Basisimmunitat keinen messbaren klinischen
Mehrwert durch fortlaufende Booster erzielen — ein administratives Eingestandnis,
das den vorangegangenen Druck auf gesunde Erwerbstatige nachtraglich
entwertete.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Phanomen der ,,Antigenen Erbsiinde“ (Original Antigenic Sin |
Immunologische Pragung):

Die wiederholte Verabreichung eines veralteten Antigens (des Spike-Proteins des
urspringlichen Wuhan-Wildtyps) fixiert das immunologische Gedachtnis irreversibel
auf diese historische Variante. Bei Kontakt mit mutierten Erregern (Omikron und
Folgelinien) bildet das Immunsystem bevorzugt ineffiziente Antikérper gegen den
Ur-Typ aus, anstatt eine passgenaue, protektive Abwehr gegen die zirkulierende
Variante aufzubauen.

IlgG4-Klassenwechsel und Toleranzinduktion (Irrgang et al., Science
Immunology 2023):

Klinische Studien belegen, dass repetitive mRNA-Injektionen zu einer bedenklichen
Verschiebung des Antikorperspektrums flhren:

o Wahrend nach den ersten beiden Dosen primar neutralisierende und
proinflammatorische Antikdrper (IgG1 und IgG3) dominieren, kommt es nach
der dritten Dosis zu einem massiven Anstieg von IgG4-Antikorpern.

o |lgG4 istin der Humanimmunologie die charakteristische Antikérperklasse flr
chronische Allergenexposition und Immuntoleranz (wie bei
Hyposensibilisierungen gegen Bienengift).

o Die biologische Konsequenz: Das Immunsystem stuft das fremde Protein
nicht mehr als akute Gefahr ein, sondern beginnt, es zu ,tolerieren®. Dies
begunstigt verzdgerte Erregerbeseitigung, prolongierte Infektionsverlaufe und
birgt das Risiko einer generellen Fehlregulation der Immunabwehr.

Kumulatives Toxizitiats- und Entziindungsrisiko:

Mit jeder weiteren Gabe von Lipid-Nanopartikeln und modifizierter RNA summiert
sich die Belastung fur Endothel- und Herzmuskelzellen. Da das Spike-Protein
nachweislich proinflammatorisch wirkt, steigt das individuelle Risiko flr
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Gefalentziindungen, Myokarditiden und Autoimmunphanomene additiv an, wahrend
der marginale Zusatznutzen bei Gesunden gegen null konvergiert.

Dekonstruktion behoérdlicher Schutzbehauptungen:
o ,Booster stoppten die Omikron-Ubertragung“: Die RKI-Wochenberichte (KW
01 bis 08/2022) wiesen selbst aus, dass die Schutzwirkung gegen
Transmission unter Omikron binnen Wochen auf null verfiel. Die berechneten
Impfeffektivitaten wiesen im ersten Quartal 2022 zeitweise negative Werte bei
symptomatischen Infektionen auf — Geboosterte infizierten sich rechnerisch
haufiger als Ungeimpfte. Ein Fremdschutz existierte de facto nicht.

o ,Behérden reagierten rein wissenschaftlich“: Wahrend Lander wie
GroRbritannien oder Danemark die Kampagnen fur gesunde Personen
bereits im Frihjahr/'Sommer 2022 stoppten, hielt Deutschland den
Noétigungsdruck auf Soldaten und Pflegekrafte bis Ende 2022 kiinstlich
aufrecht. Dies diente vorrangig der administrativen Abnahme vertraglich
gebundener Impfstoffkontingente.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Rechtswidrigkeit des periodischen Grundrechtsentzugs (Art. 20 Abs. 3 GG):
Die Praxis, Burgern Giber Nacht den Status als ,vollstandig geschiitzt* abzuerkennen
und ihre Grundrechte periodisch an neue medizinische Zwangseingriffe zu koppeln,
verletzt das UbermalRverbot und den verfassungsrechtlichen Grundsatz des
Vertrauensschutzes. Der Staat darf elementare Blrgerrechte nicht in widerrufliche
Gnadenakte umwandeln, die durch fortlaufende Injektionen erneuert werden
mussen.

Rechtfertigender Notstand fiir Arzte (§ 34 StGB):

Ein Arzt, der Patienten — insbesondere gesunden Erwachsenen oder Personen nach
bereits erfolgter Zweifach-Impfung — Atteste zur Befreiung von weiteren Injektionen
oder Testschikanen ausstellte, handelte nicht rechtswidrig. Angesichts des Risikos
einer immunologischen Toleranzinduktion (IgG4-Klassenwechsel) und fehlender
Fremdschutzwirkung war das Verweigern weiterer Booster ein Gebot arztlicher
Sorgfalt zur Abwendung von Kérperschaden (Primum non nocere). Die Tatsache,
dass die STIKO im April 2023 Gesunden offiziell von weiteren Auffrischungen abriet,
belegt retrospektiv die Richtigkeit des arztlichen Handelns.

Unzuldssigkeit von Sanktionen nach § 20a IfSG a. F. und Duldungspflichten:
Dienstliche Disziplinarverfahren gegen Soldaten oder Strafbefehle gegen
Pflegepersonal wegen Verstolies gegen einrichtungsbezogene Nachweispflichten
entbehren der verfassungsrechtlichen Grundlage. Ein Befehl oder eine Verordnung,
die eine repetitive medizinische Malinahme ohne Fremdschutzwirkung erzwingt, ist
evident unverhaltnismafig und rechtswidrig. Ein Richter, der die behordlich
dokumentierten immunologischen Grenzen des Booster-Regimes ignoriert, verletzt
seine Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO).
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15. Die COVID-19-Impfung von Kindern und Jugendlichen: Fehlende

Indikation, behordliche Risikoverkehrung und die Kassierung der
Empfehlung

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die Verabreichung der neuartigen mMRNA-Substanzen an Kinder und Jugendliche ab 12
Jahren (spater ab 5 Jahren) wurde von Politik, Behdrden und Teilen der Verbandsmedizin
als ethisch gebotener und unverzichtbarer Schritt deklariert:

1.

Das Postulat des existenziellen Eigenschutzes: Auch gesunde Minderjahrige
seien durch schwere Akutverlaufe, das padiatrische Entziindungssyndrom
(PIMS/MIS-C) sowie ,Long-COVID* existenziell bedroht.

Die moralisierte Fremdschutzpflicht: Kinder mussten geimpft werden, um das
familidre Umfeld (Grof3eltern, Risikopatienten) zu schitzen und einen
quarantanefreien Schul- und Kitabetrieb zu sichern.

Kriminalisierung differenzierter Indikationsstellung: Mediziner und Eltern, die
angesichts des minimalen individuellen Risikos und fehlender Langzeitdaten Zweifel
aulerten oder Atteste zum Schutz vor diskriminierendem Test- und 2G-Druck
ausstellten, wurden 6ffentlich delegitimiert und berufs- sowie strafrechtlich verfolgt.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

EMA-Zulassungsbericht Comirnaty (5 bis 11 Jahre, EMA/719541/2021 Corr.):
Der Ausschuss fuir Humanarzneimittel (CHMP) der Européaischen
Arzneimittel-Agentur dokumentierte die epidemiologische Realitat behérdlich
unmissverstandlich:

~Severe COVID-19 is rare in 5 to <12-year-olds.*

In der klinischen Zulassungsstudie von Pfizer/BioNTech konnte infolge der
statistischen Seltenheit schwerer Verlaufe bei gesunden Kindern kein einziger Fall
von Hospitalisierung oder Tod in der Kontrollgruppe verhindert werden; die
Zulassung beruhte primar auf Surrogatparametern (Immunobridging Uber
Antikorpertiter) und der Dampfung banaler Erkaltungssymptome.

Volistiandiger Riickzug der Empfehlung durch die STIKO (Pressemitteilung vom
25.04.2023):

Bei der Uberfilhrung in die allgemeinen Impfempfehlungen stellte die Standige
Impfkommission klar: Fir gesunde Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren wird
keine routinemafRige COVID-19-Impfung mehr empfohlen. Dieser administrative
Ruckzieher belegt amtlich, dass eine dauerhafte medizinische Notwendigkeit fiir
gesunde Minderjahrige zu keinem Zeitpunkt vorlag.

Politischer Druck auf die STIKO (Sommer 2021):

Im Juni 2021 verweigerte die STIKO eine generelle Impfempfehlung fur 12- bis
17-Jahrige ausdricklich, da das Nutzen-Risiko-Verhaltnis mangels verlasslicher
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Sicherheitsdaten und des extrem geringen Krankheitsrisikos nicht positiv bewertet
werden konnte. Erst nach massivem o&ffentlichem und politischem Druck der
Gesundheitsministerkonferenz (GMK) knickte das Gremium im August 2021 ein —
ohne dass neue klinische Wirksamkeitsdaten vorlagen.

Kardiologische Sicherheitssignale (Myokarditis/Perikarditis):

Die US-amerikanische CDC, der Pharmakovigilanzausschuss der EMA (PRAC) und
das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) mussten im Sommer 2021 Myokarditis und Perikarditis
als offizielle Nebenwirkungen aufnehmen. Registerdaten wiesen ein statistisch
signifikant erhohtes relatives Risiko insbesondere bei mannlichen Jugendlichen und
jungen Erwachsenen nach der zweiten Dosis aus.

Strafanzeige gegen Swissmedic (Kruse et al., 2022):

Die Auswertung behdrdlicher Akten belegt, dass die Zulassung fur Minderjahrige
ohne ausreichende reproduktionstoxikologische und langfristige Sicherheitsdaten
erfolgte. Die Number Needed to Vaccinate (NNV), um auch nur eine einzige
intensivmedizinische Hospitalisierung bei Kindern zu verhindern, lag in
astronomischer Hohe, wahrend das Risiko iatrogener Schaden statistisch greifbar
war.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Disproportionalitat der absoluten Risikoreduktion:

Meta-Analysen zur Infektionssterblichkeit (IFR) bei gesunden Kindern und
Jugendlichen (u. a. loannidis et al.) belegen ein Mortalitatsrisiko von unter 0,0003 %
(weniger als 3 von 1 Million Infizierten). Schwere Verlaufe und Todesfalle traten
nahezu ausschlielich bei schwerst vorerkrankten Kindern (z. B. Trisomie 21,
schwere kongenitale Kardiopathien, Immunsuppression) auf. Die Verabreichung
einer neuartigen genbasierten Substanz an gesunde Minderjahrige wies somit eine
absolute Risikoreduktion auf, die gegen null tendierte.

Pathologie des Myokarditis-Risikos:

Entgegen medialer Verharmlosungen ist eine impfinduzierte Myokarditis keineswegs
trivial. Herzmuskelgewebe ist postmitotisch und regeneriert sich nach fokalen
Nekrosen nicht; zerstorte Kardiomyozyten werden durch funktionsloses
Bindegewebe (Narben) ersetzt. Kardiale MRT-Verlaufsstudien wiesen bei betroffenen
Jugendlichen persistierende Lasionen (Late Gadolinium Enhancement) nach, die ein
dauerhaftes arrhythmogenes Potenzial bergen. Ein solches Risiko bei einer Infektion
einzugehen, die fir diese Altersgruppe dem Spektrum eines grippalen Infekts
entspricht, verletzt das arztliche Grundgebot Primum non nocere.

Kollaps des Fremdschutz-Postulats:

Spatestens unter der Omikron-Variante war wissenschaftlich dokumentiert, dass die
Impfstoffe weder Reinfektion noch Erregerweitergabe verhinderten. Minderjahrige zur
Injektion zu drangen, um Erwachsene zu schitzen, war epidemiologisch wirkungslos
und stellte eine ethisch verwerfliche Instrumentalisierung von Schutzbefohlenen als
biologische Schutzschilde dar.
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Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,Schutz vor PIMS/MIS-C*: Das Padiatrische Multisystemische
Entziindungssyndrom trat von Beginn an extrem selten auf (1 bis 2 Falle auf
10.000 Infektionen), war klinisch mit Immunglobulinen und Kortikosteroiden
hervorragend behandelbar und brach mit Auftreten von Omikron um tber 90
% ein. Die PIMS-Pravention stand in keinem Verhaltnis zu den aggregierten
Risiken unerwiinschter Arzneimittelwirkungen.

o ,Es herrschte Freiwilligkeit“: Dies stellt eine geschichtliche
Tatsachenverdrehung dar. Durch Schul- und Vereinsausschlisse, anlasslose
Testschikanen, Quarantaneregelungen und 2G-Freizeitbeschrankungen
wurde auf Kinder und Eltern ein extremer Konformitatsdruck ausgeubt. Die
behdrdlich behauptete Freiwilligkeit war ein Euphemismus fir faktische
Noétigung ohne klinische Indikation.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Verletzung des Kindeswohls (Art. 3 UN-Kinderrechtskonvention):

Nach internationalem und nationalem Recht muss bei allen staatlichen Eingriffen das
Wohl des Kindes eine vorrangige Erwagung (primary consideration) sein. Das
Ausliben von direktem oder mittelbarem Zwang auf Minderjahrige zur Verabreichung
eines Arzneimittels mit unvollstandigen Langzeitdaten — obgleich die EMA selbst die
Seltenheit schwerer Verlaufe amtlich dokumentiert hatte — stellt eine fundamentale
Verletzung staatlicher Schutzpflichten dar.

Rechtfertigung arztlicher Atteste und elterlicher Fiirsorge (§ 34 StGB / Art. 6
Abs. 2 GG):

Arzte, die gesunde Kinder vor dieser Injektion bewahrten oder Schutzatteste gegen
Schikanen ausstellten, erflllten ihre elementare arztliche Sorgfaltspflicht (Salus
aegroti suprema lex):

1. Sie antizipierten exakt jenen medizinischen Befund, den die STIKO am
25.04.2023 selbst kodifizierte: Keine Impfung fur gesunde Kinder.

2. Eltern, die ihre Kinder vor der MaRnahme abschirmten, handelten in
Ausubung ihres grundgesetzlichen Erziehungs- und Sorgerechts (Art. 6 Abs.
2 Satz 1 GG) zur Abwehr unvertretbarer Eingriffe in die kdrperliche
Unversehrtheit.

Beweisnot der Anklagebehorden und Verletzung des rechtlichen Gehors (§ 244
Abs. 2 StPO / Art. 103 Abs. 1 GG):

Wenn die europaische Zulassungsbehorde festhalt, dass schwere Erkrankungen bei
Kindern kaum existieren, und die nationale Kommission die Empfehlung mangels
Notwendigkeit kassiert, entfallt jede Tatsachenbasis fir den Vorwurf, ein
attestierender Arzt habe die Allgemeinheit gefahrdet. Weigert sich ein Spruchkérper,
den EMA-Zulassungsbericht (EMA/719541/2021) und die STIKO-Rucknahme zur
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Kenntnis zu nehmen, begeht das Gericht eine willkirliche Beweisantizipation und
verletzt das Gebot des fairen Verfahrens (Art. 6 EMRK).
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16. Die verweigerte Transparenz der Zulassungsakten (..Pfizer Papers*)

und das 75-jahrige Freigabemoratorium

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die bedingten Marktzulassungen und Notfallzulassungen der neuartigen mRNA-Substanzen
(BNT162b2 / Comirnaty) durch die US-amerikanische FDA und die europaische EMA
wurden der Weltoffentlichkeit als historisches Paradebeispiel fur wissenschaftliche Sorgfalt,
uneingeschrankte Transparenz und robuste staatliche Kontrolle prasentiert:

1.

Behordliche Unfehlbarkeitsvermutung: Politik und Justiz postulierten, dass die
Sicherheit und Wirksamkeit der Praparate durch die Aufsichtsbehérden vor der
Freigabe llckenlos und unabhangig verifiziert worden seien.

Postulat der volistiandigen Datenintegritat: Gerichte setzten voraus, dass den
Zulassungsempfehlungen eine vollstandige und belastbare Prifung aller relevanten
Primardaten zugrunde lag.

Stigmatisierung von Transparenzforderungen: Vorbehalte gegenuber fehlenden
Rohdaten, verkurzten Pruffristen oder geschwarzten Geheimvertragen wurden im
offentlichen Diskurs als unbegrindete Desinformation und Verschwoérungstheorie
delegitimiert.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

Der behordliche Antrag auf 75-jahrige Geheimhaltung (PHMPT v. FDA, Az.
4:21-cv-1058-P):

Im Rahmen einer Klage nach dem Freedom of Information Act (FOIA) durch die
wissenschaftliche Vereinigung Public Health and Medical Professionals for
Transparency forderte die FDA vor dem U.S. District Court in Texas eine Freigabefrist
von zunachst 55, spater bis zu 75 Jahren.

Die behérdliche Begriindung: Die Behdrde behauptete, ihre zustandige Abteilung
kénne monatlich lediglich 500 Seiten prifen und datenschutzrechtlich schwarzen. Bei
einem Umfang von rund 450.000 Seiten Zulassungsakten hatte dies bedeutet, dass
die vollstandigen Rohdaten erst im Jahr 2096 6ffentlich zuganglich geworden waren
— Jahrzehnte nach dem Ableben der geimpften Bevdlkerung und der handelnden
Entscheidungstrager.

Der Beschluss von Bundesrichter Mark T. Pittman (06.01.2022):

Richter Mark T. Pittman verwarf die behordliche Blockadestrategie als unvereinbar
mit demokratischen Grundsatzen und ordnete die Herausgabe von mindestens
55.000 Seiten pro Monat an. Er zitierte James Madison (,A popular Government,
without popular information, or the means of acquiring it, is but a Prologue to a Farce
or a Tragedy; or, perhaps both.“) und stellte fest: Die FDA hatte fir die
wissenschaftliche Prifung und Zulassung des Impfstoffs lediglich 108 Tage bendtigt.
Die Behauptung, fur die Offenlegung derselben Unterlagen fast ein Jahrhundert zu
brauchen, sei vor der Offentlichkeit nicht vertretbar.
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Der Postmarketing-Sicherheitsbericht 5.3.6 von Pfizer/BioNTech:

Das unter Gerichtszwang freigegebene Dokument (,Cumulative Analysis of
Post-authorization Adverse Event Reports of PF-07302048 received through
28-Feb-2021") erfasste die weltweiten Verdachtsmeldungen der ersten 90 Tage nach
Markteinfihrung (01.12.2020 bis 28.02.2021) bei geschatzt rund 126 Millionen
ausgelieferten Dosen:

o 42.086 gemeldete Spontanfallberichte (case reports) mit insgesamt
158.893 unerwiinschten Ereignissen (adverse events).

o 1.223 gemeldete Todesfille im zeitlichen Zusammenhang mit der Injektion
bereits in den ersten drei Monaten des weltweiten Rollouts (Tabelle 1).

o Ein neunseitiger Anhang mit hunderten spezifischen Adverse Events of
Special Interest (AESI), darunter Myokarditis, Perikarditis, vaskulare
Verschlisse, Apoplexe und schwere neurologische Erkrankungen.

Vertragliche Geheimhaltung und Haftungsfreistellung (EU-APA Klausel I1.9):
Die Abnahmevertrage (Advance Purchase Agreements) zwischen der Europaischen
Kommission und BioNTech/Pfizer (u. a. Vertrag SANTE/2020/C3/043) verankerten
strikte Geheimhaltungspflichten bezlglich Preisen, Lieferfristen und Risikodaten
sowie die weitgehende Freizeichnung der Hersteller von der zivilrechtlichen
Produkthaftung bei unerwarteten Impfschaden.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Die methodische Asymmetrie der Zulassungspriifung:
Zwischen dem Tempo der Notfallzulassung und der Verweigerung von Transparenz
besteht eine unuberbrickbare Diskrepanz:

o Die Aufsichtsbehdrde behauptete, in lediglich 108 Tagen 450.000 Seiten
Rohdaten, Tabellen und klinische Berichte gewissenhaft und evidenzbasiert
geprift zu haben.

o Als dieselben Akten der unabhangigen Fachwelt zur Uberpriifung vorgelegt
werden sollten, stufte die Behdrde dieselbe Datenmenge als derart komplex
ein, dass die Offenlegung 75 Jahre dauern musse.

o Die wissenschaftliche Konsequenz: Entweder war die behordliche
Erstprifung in 108 Tagen eine rein oberflachliche Durchwinkung ohne
Detailanalyse — oder der 75-jahrige Freigabeantrag diente dem Zweck, die
primare Datengrundlage vor unabhangiger Peer-Review abzuschirmen.

Historischer MaRstab der Pharmakovigilanz:

In der Geschichte der Arzneimittelsicherheit fihrten bereits niedrige zweistellige
Meldezahlen schwerer Komplikationen zu sofortigen Warnungen oder zum
Marktrickzug:
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o 1999 wurde der Rotavirus-Impfstoff RotaShield nach rund 15 gemeldeten
Fallen von Darminvaginationen (ohne gesicherte Letalitat) unmittelbar vom
Markt genommen.

o Dass bei BNT162b2 binnen 90 Tagen 1.223 Todesfallmeldungen und knapp
160.000 Nebenwirkungsereignisse registriert wurden, stellte ein massives
Signal dar. Das Zuruckhalten dieses herstellereigenen Berichts beraubte
behandelnde Arzte der Mdglichkeit, klinische Frihwarnzeichen bei Patienten
rechtzeitig zu diagnostizieren.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,Reines Kapazitatsproblem der FOIA-Stelle”: Dieser Einwand verkennt die
staatliche Schutzpflicht. Koppelt ein Staat Grundrechte an die Verabreichung
eines Arzneimittels (2G/3G, Impfpflichten), gebietet das UbermalRverbot,
samtliche Ressourcen flir Transparenz bereitzustellen; eine Behdrde mit
Milliardenetat kann sich nicht auf Personalengpasse berufen, um Risikodaten
fur Jahrzehnte zu sperren.

o ,Spontanberichte beweisen keine Kausalitat®: Zwar begrinden
Spontanmeldesysteme keine endgultige Monokausalitat, doch der Bericht
5.3.6 war das origindre Signalerkennungsinstrument des Herstellers selbst.
Werden Cluster schwerster Gefallschaden und Uber 1.200 Todesfalle
registriert, ist das Verschweigen dieser Rohdaten eine Verletzung der
arztlichen Aufklarungspflicht. Ohne Kenntnis aggregierter Sicherheitssignale
ist eine valide Risiko-Nutzen-Abwagung im Arzt-Patienten-Gesprach
unmaglich.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Zerstorung des informierten Konsenses (Informed Consent, Art. 2 Abs. 2 GG, §
630e BGB):

Jeder medizinische Heileingriff bedarf zu seiner RechtmaRigkeit der wirksamen
Einwilligung des Patienten. Diese Einwilligung ist juristisch unwirksam, wenn dem
Blrger wesentliche, den Herstellern und Aufsichtsbehdrden bekannte Risikofaktoren
und Clustersignale vorenthalten werden. Da der Bericht 5.3.6 der Offentlichkeit
vorenthalten und erst per Gerichtsbeschluss erzwungen werden musste, handelten
Millionen Blrger unter einer behdrdlich erzeugten Fehlvorstellung Gber die
tatsachliche Sicherheitsdatenlage. Die Injektionen erfolgten unter systemischer
Verletzung der gesetzlichen Aufklarungspflichten (§ 630e BGB).

Rechtfertigender Notstand fiir attestierende und beratende Arzte (§ 34 StGB):
Ein Arzt, der in den Jahren 2021 und 2022 angesichts verweigerter Primardaten vor
der Injektion warnte, Atteste ausstellte oder die Durchfihrung verweigerte, erfiillte
seine elementare arztliche Sorgfaltspflicht. Er handelte nach dem Vorsorgeprinzip
(Primum non nocere), da eine unabhangige Uberpriifung der Zulassungsgrundlagen
durch die Behorden selbst Uber Jahrzehnte blockiert werden sollte.
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Zusammenbruch der justiziellen ,,Offenkundigkeit” (§ 244 Abs. 2 StPO):
Behauptet ein Gericht in Straf- oder Disziplinarverfahren gegen Kritiker oder Arzte,
die Unbedenklichkeit der mRNA-Substanzen sei ,gerichtsbekannt* oder
,offenkundig“, begeht der Spruchkdrper einen fundamentalen Rechtsfehler: Eine
Tatsache kann nicht offenkundig gesichert sein, wenn die Zulassungsbehdrde selbst
versuchte, die primaren Studiendaten fir 75 Jahre vor der wissenschaftlichen
Offentlichkeit zu verbergen. Richter, die den herstellereigenen Bericht 5.3.6 und die
US-Gerichtsentscheidung PHMPT v. FDA ignorieren, verweigern die
verfassungsrechtlich gebotene Amtsaufklarung und stitzen ihre Urteile auf
behdrdliche Geheimhaltung anstelle der materiellen Wahrheit.
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17. Die ,.Erst-14-Tage-Regel“: Statistische Zurechnung, biologische
Latenz und die Verzerrung der Inzidenzen

I. Behauptetes Leitnarrativ

Im Herbst und Winter 2021/2022 begrindeten Bund und Lander massive
Grundrechtseingriffe (2G/2G-Plus, Lockdowns flir Ungeimpfte, einrichtungsbezogene
Impfpflicht) mit dem Narrativ der ,Pandemie der Ungeimpften®:

1.

Scheinbare Alternativiosigkeit von 2G-Verordnungen: Die offizielle
Argumentation stitzte sich auf Inzidenzvergleiche, die suggerierten, das
Infektionsgeschehen werde fast ausschliel3lich von Personen ohne Impfschutz
getrieben, wahrend Geimpfte kaum zur Transmission oder Hospitalisierung
beitrugen.

Administrative Definition des Schutzstatus: Als verbindlicher methodischer
Standard galt die behordliche Festlegung, dass ein Impfschutz erst ab dem 15. Tag
nach der Verabreichung der letzten Dosis als existent gewertet wurde.

Objektivitat der Impfstatus-Statistik: Gerichte und Behdrden postulierten, dass die
getrennt ausgewiesenen Inzidenzen die reale Gefahrdungslage objektiv abbildeten
und selektive Freiheitsentziige gegenuber Ungeimpften rechtfertigten.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

RKI-Krisenstabsprotokoll vom 12.01.2022:

Das interne Protokoll belegt gravierende behdrdliche Dokumentationslicken und die
Fragilitat der Datengrundlage:

Lmpfstatus-Erfassung ex post: Bei 9.669 Féllen (rund 90 %) fehlten zunéachst
belastbare Angaben zum Impfstatus bzw. mussten nachtraglich rekonstruiert
werden.*”

Die Zahlenbasis, auf deren Grundlage weitreichende gesellschaftliche Restriktionen
und Berufsverbote verhangt wurden, litt unter massiven Erfassungsdefiziten. In der
Praxis der Gesundheitsamter wurden Falle mit unklarem oder fehlendem Status
standardmalflig den Ungeimpften zugeschlagen oder aus den Berechnungen
herausgefiltert.

Internes RKI-Arbeitspapier Inzidenzen nach Impfstatus_v2:

Das Dokument fixiert die verwaltungsseitige Zurechnungspraxis: Personen, die
innerhalb der ersten 14 Tage nach der Injektion positiv getestet wurden oder
erkrankten, wurden in der Statistik nicht als Impfdurchbrtiche erfasst. Je nach
Auswertungsmodell wurden sie administrativ als ,ungeimpft/teilgeimpft* kategorisiert
oder ganzlich aus der Kohorte der Geschitzten exkludiert.

Statistische Zurechnungsfehler in den Bundeslandern (Herbst 2021):

Die offentlichkeitswirksam verkindeten Rekord-Inzidenzen von Ungeimpften (u. a. in
Bayern und Hamburg teils um den Faktor 10 bis 15 héher als bei Geimpften)
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basierten mafgeblich auf diesem Zuweisungsfehler: Falle mit dem Meldevermerk
»Status unbekannt® wurden administrativ der Gruppe der Ungeimpften zugeordnet,
was deren Inzidenz kinstlich aufblahte.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Biologische Latenz versus epidemiologische Verzerrung (Classification Bias):
In der klassischen Vakzinologie ist eine Frist von 10 bis 14 Tagen methodischer
Standard: Das adaptive Immunsystem bendtigt diese Zeitspanne, um utber
B-Zell-Proliferation und somatische Hypermutation messbare Antikérpertiter und
Memory-Zellen aufzubauen. Vor Tag 14 liegt biologisch kein vollstandiger adaptiver
Schutz vor.

Wird diese Frist jedoch unbereinigt auf ordnungsrechtliche Meldedaten tbertragen,
verkehrt sich der Zweck in eine gravierende statistische Verzerrung:

o Transiente Immunsuppression: Hamatologische Studien belegen in den
ersten Tagen nach Verabreichung von Lipid-Nanopartikeln und modifizierter
RNA haufig einen voribergehenden Abfall der Lymphozyten (Lymphopenie).
In diesem Zeitfenster besteht eine temporar erhdhte Infektionsanfalligkeit.

o Asymmetrische Risikoallokation: Traten Infektionen, Hospitalisierungen oder
akute Nebenwirkungen in diesen ersten 14 Tagen auf, wurden diese
Ereignisse dem Zustand ,noch nicht geschiitzt* (und damit den Ungeimpften)
zugeschlagen. Die Interventionsgruppe wurde somit von fruh auftretenden
negativen Endpunkten systematisch entlastet, wahrend die Vergleichsgruppe
der Ungeimpften mit diesen Fallen belastet wurde.

Kompensatorische Verhaltensidnderung (Risk Compensation):

Frisch Geimpfte wahnten sich unmittelbar nach der Injektion geschitzt oder wurden
durch den Wegfall von Testpflichten dazu verleitet, Kontakte intensiv zu steigern,
noch bevor eine protektive Immunantwort ausgebildet war. Infektionen aus dieser
vulnerablen Phase flossen statistisch nicht als Versagen der Impfkampagne ein.

Dekonstruktion behoérdlicher Schutzbehauptungen:

o ,Die 14-Tage-Regel ist internationaler Standard”: Dies ist eine unzulassige
Ubertragung aus klinischen Phase-IlI-Studien auf das Infektionsschutzrecht.
In Zulassungsstudien misst die Frist die maximale Produktleistung (Efficacy).
Im Gefahrenabwehrrecht geht es jedoch um die reale Nettogefahr fiir die
Bevolkerung (Effectiveness unter Realbedingungen). Wer die Risiken des
Impfprozesses (die vulnerablen ersten 14 Tage) aus der Statistik streicht,
ermittelt keine Real-World-Sicherheit, sondern erzeugt ein Artefakt.

o ,Unbekannte Werte &nderten die Tendenz nicht“: Das RKI-Protokoll vom
12.01.2022 widerlegt diesen Einwand fundamental: Bei einer Fehl- oder
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Nachmelderate von rund 90 % der Falle besal’ die Behauptung einer
drastisch divergierenden Inzidenz keine tragfahige Tatsachenbasis.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

e Zusammenbruch der VerhaltnismaRigkeitspriufung fur 2G-Verordnungen:
Gerichte bestatigten 2G-Verordnungen und Betretungsverbote regelmalig mit dem
formelhaften Verweis auf die ,signifikant hdhere Inzidenz der Ungeimpften®. Wenn
diese Kennziffern jedoch das Resultat einer statistischen Verzerrung (Zurechnung
von Status-Unbekannten und Frischgeimpften zu den Ungeimpften) waren, entbehrte
der Grundrechtseingriff seiner materiellen Legitimation:

o Der Eingriff war mangels verlasslicher Tatsachenbasis nicht erforderlich und
ungeeignet.

o Gerichte, die diese Inzidenzen unbesehen als ,offenkundig” Gbernahmen,
stlitzten weitreichende Freiheitssuspensionen auf behdrdliche Konstrukte
statt auf Fakten.

e Entlastung in Straf- und Disziplinarverfahren:
Wird Arzten oder Manahmenkritikern vorgeworfen, die seuchenrechtliche
Gefahrenlage geleugnet oder 2G-Vorgaben durch Atteste unterlaufen zu haben, ist
dieser Vorwurf an der realen Aktenlage zu messen:

o Wer im Herbst 2021 offentlich bezweifelte, dass die Inzidenzen das
Infektionsgeschehen sauber abbildeten, vertrat keine ,unwissenschaftliche
Behauptung®, sondern antizipierte die interne RKI-Bestandsaufnahme vom
Januar 2022.

o Das Beharren auf methodischer Sauberkeit und transparenter Datenbasis
begrindet kein strafbares Unrecht, sondern entspricht den Geboten
wissenschaftlicher Redlichkeit und rechtsstaatlicher Sorgfalt.

e Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VWGO):
Richter durfen eine vermeintliche Gefahrenasymmetrie zwischen Geimpften und
Ungeimpften nicht als Tatsache behandeln, wenn behérdenintern dokumentiert ist,
dass bei 90 % der Meldefalle der Impfstatus fehlte und die Erst-14-Tage-Regel zu
massiven Verzerrungen flhrte. Die Weigerung, diese statistischen Briiche zur
Kenntnis zu nehmen, stellt eine unzulassige Beweisantizipation dar und verletzt das
Recht auf ein faires Verfahren (Art. 6 EMRK).
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18. Das Versagen des Fremdschutzes: Diskrepanz zwischen politischem
Narrativ, Zulassungsendpunkten und internem Wirksamkeits-Falloff

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die scharfsten Grundrechtseingriffe der Pandemie — insbesondere die
2G-Zugangsbeschrankungen im offentlichen Leben, die einrichtungsbezogene Impfpflicht (§
20a IfSG) sowie die Duldungspflicht fur Bundeswehrsoldaten — wurden von Gesetzgeber,
Legislative und Gerichten mit einem tbergeordneten Verfassungszweck legitimiert:

1.

Der solidarische Fremdschutz als Eingriffsgrund: Die Verabreichung der
Substanzen diene primar dem Schutz vulnerabler Dritter vor einer Ansteckung und
dem Verhindern von Infektionsketten (,Wer sich impft, schitzt Oma und Opa“;
,Pandemie der Ungeimpften®).

Die Fiktion der Ubertragungsunterbrechung: Behdrden und Politik vermittelten
der Bevdlkerung, Geimpfte seien seuchenhygienisch keine Ubertrager mehr, was
anlasslose Freiheiten fur Geimpfte und die soziale Isolation Ungeimpfter rechtfertige.

Kriminalisierung von Zweifeln: Wer die wissenschaftliche Basis des
Fremdschutzes infrage stellte, Impfnachweise verweigerte oder Atteste ausstellte,
wurde als Gefahrder der offentlichen Gesundheit stigmatisiert und sanktioniert.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

RKI-Krisenstabsprotokoll vom 03.12.2021 & internes Wirksamkeits-Szenario:
Aus den freigeklagten RKI-Dokumenten geht hervor, dass das Institut den
drastischen Wirksamkeitsverlust (Waning Immunity) und das Versagen des
Transmissionsschutzes verwaltungsintern bereits im Spatherbst 2021 detailliert
modelliert hatte:

o Das Protokoll vom 03.12.2021 und das dazugehorige Papier
Wirksamkeits-Szenario belegen den rapiden Abfall des Schutzes vor
symptomatischer Infektion unter der Delta-Variante tber die Zeitachse.

o Wahrend das RKI behdrdenintern dokumentierte, wie schnell Geimpfte
wieder zu Ubertragern wurden, verschérfte die Politik zeitgleich bundesweit
die 2G-Regelungen, die Geimpften ungetestete Zugange gewahrten und
Ungeimpfte exkludierten.

Regulatorische Zulassungsendpunkte der EMA:
Entgegen den Behauptungen der Bundesregierung war die Verhinderung der
Virustbertragung zu keinem Zeitpunkt der primare Endpunkt der
Phase-lll-Zulassungsstudien von BioNTech/Pfizer oder Moderna:
o Die Marktzulassung durch die Europaische Arzneimittel-Agentur (EMA)
basierte ausschlielich auf dem Nachweis einer relativen Risikoreduktion
hinsichtlich milder symptomatischer Erkrankungen bei den Probanden.
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o Weder eine sterile Immunitat noch das Unterbrechen asymptomatischer
Weitergaben wurden in den Zulassungsstudien systematisch untersucht oder
behdrdlich attestiert.

Gestandnis vor dem Europaischen Parlament (10.10.2022):

Auf die Befragung durch den Abgeordneten Rob Roos, ob der Impfstoff von Pfizer
vor dem Markteintritt darauf getestet worden sei, die Ubertragung des Virus zu
stoppen, erklarte Janine Small (Prasidentin fur internationale Entwicklungsmarkte bei
Pfizer) wortlich:

»,No. We had to really move at the speed of science to really understand what is
happening in the market.*”

Damit wurde parlamentarisch bestatigt, dass das Fundament der 2G-Politik und der
Impfpflichten eine nachtraglich konstruierte Fiktion war, die durch die Daten des
Herstellers zu keinem Zeitpunkt gedeckt war.

Die amtliche Gegenlage (Hospitalisierungsschutz):

Behorden verwiesen in ihren Berichten fortlaufend darauf, dass die Impfung einen
statistisch signifikanten Schutz vor schwerem Verlauf, Hospitalisierung und Tod biete
— insbesondere fir altere Risikogruppen. Dieser Eigenschutzaspekt blieb die primare
Verteidigungslinie der Legislative - diese Behauptung ist widerlegt.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Mukosale versus systemische Immunitat:
Eine intramuskulare Injektion induziert vorwiegend zirkulierende IgG-Antikdrper im
Blutkreislauf. Respiratorische Erreger wie SARS-CoV-2 siedeln und vermehren sich
jedoch auf den Schleimhauten der oberen Atemwege.
o Fdur eine sterile Immunitat (Transmissionsschutz) ist die lokale Sekretion von
sekretorischem IgA (slgA) auf den Schleimhauten von Nase und Rachen
zwingend erforderlich.

o Intramuskular applizierte mMRNA erzeugt kaum mukosales sIgA. Klinische
Studien belegen, dass die Viruslast im Nasen-Rachen-Raum geimpfter
Personen bei Infektionen mit Delta und Omikron ebenso hoch war wie bei
Ungeimpften (Acharya et al., 2021; Riemersma et al., Lancet Infect Dis 2022).

Die dogmatische Trennung von Eigen- und Fremdschutz:

Die juristische Bruchlinie: Grundrechtseingriffe gegenuber Dritten (2G-Ausschlisse,
Berufsverbote) lassen sich verfassungsrechtlich ausschlief3lich Gber den
Fremdschutz begrinden. Schitzt eine medizinische MalRnahme lediglich das
Individuum selbst vor einem schweren Verlauf (wie ein Blutdrucksenker oder Insulin),
verliert der Staat jede Legitimation, diese Ma3nahme Birgern unter Androhung von
Sanktionen zum Schutz der Allgemeinheit aufzuzwingen.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,Der Verlust des Fremdschutzes war eine unvorhersehbare Mutationsfolge*:
Antigendrift und Immune Escape unter selektivem Impfdruck sind
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Grundlagenwissen der Virologie. Zudem hielten Behdérden und Gerichte an
der Fremdschutzfiktion fest, als das RKI den Wirksamkeitsabfall im Dezember
2021 intern langst beziffert hatte.

o ,Schutz vor Hospitalisierung entlastete das Gesundheitssystem und
rechtfertigte Eingriffe”: Dies stellt eine verfassungsrechtlich unzulassige
Verschiebung von der Gefahrenabwehr zur staatlichen Flrsorge
(Paternalismus) dar. Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert auch das Recht auf
Behandlungsablehnung. Niemand darf zur Vermeidung einer hypothetischen
Klinikbettenbelegung zu invasiven koérperlichen Eingriffen gezwungen werden.
Zudem wurden Pflegekrafte in § 20a IfSG vorgeblich zum Schutz der
Patienten erfasst — ein Schutzzweck, der bei fehlender
Transmissionsreduktion ins Leere lief.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Verfassungswidrigkeit der einrichtungsbezogenen Impfpflicht (§ 20a IfSG a. F.):
Das Bundesverfassungsgericht stitzte seinen Beschluss vom 27.04.2022 (1 BvR
2649/21) malgeblich auf die Annahme, die Impfung schitze vulnerable Gruppen vor
Ansteckung durch das Pflegepersonal. Da das RKI bereits im Dezember 2021
behdrdenintern dokumentierte, dass die Wirksamkeit gegen Transmission rapide
verfiel, basierte die gerichtliche Abwagung auf einer objektiv Uberholten
Tatsachengrundlage. Mit dem Wegfall des Fremdschutzes entfiel die
verfassungsrechtliche Legitimation fur Tatigkeitsverbote und BuRgelder ersatzlos.

Entlastung in Straf-, Disziplinar- und Wehrstrafverfahren:

Verfahren gegen Arzte (wegen Masken- oder Impfunfahigkeitsattesten) sowie gegen
Soldaten (wegen Verweigerung der Duldungspflicht) verlieren ihre materielle
Strafgrundlage:

1. Ein Befehl oder eine Verordnung, die eine medizinische Intervention ohne
Fremdschutzwirkung erzwingt, ist unverhaltnismaRig und rechtswidrig.

2. Ein Arzt, der einer Pflegekraft ein Attest ausstellte, um sie vor einem
evidenzlosen Zwangseingriff zu bewahren, schiitzte deren Grundrechte, ohne
vulnerable Heimbewohner einem zusatzlichen Infektionsrisiko auszusetzen,
da Geimpfte das Virus gleichermalien Ubertrugen.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / Art.
103 Abs. 1 GG):

Ein Richter, der heute noch behauptet, die Impfung habe dem Fremdschutz gedient,
ignoriert die Aussagen der Hersteller vor dem EU-Parlament sowie die internen
RKI-Protokolle vom Dezember 2021. Eine solche Urteilsfindung verstoft gegen das
WillkGrverbot (Art. 3 Abs. 1 GG) und stellt eine verfassungsfeindliche Verweigerung
der materiellen Wahrheitsfindung dar.
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19. Digitale Identifikation, Impfstatus-Tracking und die Schnittstelle von
Gesundheitsschutz und Uberwachungsarchitektur

I. Behauptetes Leitnarrativ

Die Einfuhrung digitaler Impfnachweise (wie des EU Digital COVID Certificate | CovPass)
wurde von der Politik und den Behdrden als rein temporares, sachbezogenes Instrument der
Krisenverwaltung prasentiert:

1.

Reine Reise- und Einlasserleichterung: Der digitale Nachweis diene
ausschlief3lich dem pragmatischen Zweck, grenzuberschreitenden Verkehr zu
ermoglichen und Zugange im Rahmen der 2G/3G-Kriterien seuchenhygienisch
abzusichern.

Garantie der zeitlichen Befristung: Es wurde zugesichert, dass die
Kontrollinfrastruktur nach dem Abklingen der epidemischen Bedrohungslage
vollstandig und rlickstandslos abgebaut werde.

Tabuisierung von Uberwachungskritik: Fundierte Einwénde von Biirgerrechtlern
und Datenforensikern — insbesondere die Warnung vor einer schleichenden
Etablierung einer permanenten digitalen Identitats- und Verhaltenskontrollarchitektur
(Digital Identity) — wurden als haltlose Spekulation oder ,Verschworungserzahlung*
abgewehrt.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

Der MIT-,,Quantum-Dot Record“ (McHugh et al., Sci Transl Med 2019, PMID
31852802):

Unmittelbar vor dem offiziellen Pandemieausbruch publizierte ein Forscherteam des
Massachusetts Institute of Technology (finanziert durch die Bill & Melinda Gates
Foundation) ein Verfahren zur intramuskularen bzw. intradermalen Markierung:

o Technologie: Mittels biokompatibler, im Nahinfrarot-Bereich (NIR)
fluoreszierender Kupfer-Quantenpunkte (Quantum Dots) auf 16slichen
Mikronadel-Pflastern wird direkt unter die Haut ein unsichtbares,
maschinenlesbares Muster eingebracht (,on-patient vaccination record®).

o Zweckbestimmung: Das Muster verbleibt jahrelang im Gewebe und kann mit
modifizierten Smartphones ausgelesen werden, um Impfhistorien direkt am
Korper zu speichern.

ID2020-Alliance und das Gavi-Pilotprojekt (19.09.2019):

Auf dem Gipfel der 6ffentlich-privaten Partnerschaft ID2020 (unter Beteiligung von
Gavi, Microsoft und der Rockefeller Foundation) wurde wenige Monate vor Beginn
der Krise ein Pilotprojekt mit der Regierung von Bangladesch vorgestellt:
Standardmafige Kinderimpfungen dienten hierbei explizit als administrativer
Eintrittspunkt (Entry Point), um Neugeborenen und Muttern gleichzeitig biometrisch
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verknipfte, digitale Identitdten zuzuweisen und sie in globale digitale Register
einzubinden.

Die Searete-Patentanmeldungen (Intellectual Ventures | Searete LLC):
Dokumentierte Entwirfe zur software- und hardwaregestitzten elektronischen
Uberwachung des Impf- und Ubertragungsstatus wurden als Patente eingereicht.
Forensischer Befund: Diese Patente befinden sich im Status ABANDONED (vom
Anmelder verfallen gelassen bzw. nicht aufrechterhalten). Sie erlangten keine
Marktreife und wurden in keinem pandemischen Massenprodukt implementiert.

Institutionalisierung liber das WHO-Netzwerk GDHCN (05.06.2023):

Was der Offentlichkeit als temporéres Ausnahmezertifikat verkauft worden war,
wurde durch eine offizielle Vereinbarung zwischen der Europaischen Kommission
und der Weltgesundheitsorganisation (WHQO) in ein permanentes globales System
uberfuhrt:

Das technische Framework des EU-COVID-Zertifikats bildet seither das Fundament
fur das Global Digital Health Certification Network (GDHCN) der WHO, das kiinftig
Impfungen und Gesundheitsdaten weltweit standardisiert erfassen und als
Grenzkontrollinstrument nutzbar machen soll.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Forensische Differenzierung: Physische Fiktion vs. digitale Realitat:
Fir eine gerichtliche Beweisfluhrung ist die prazise Trennung von Spekulation und
realer Infrastruktur zwingend:

o Widerlegung von Extremthesen: Die populare Behauptung, in den
COVID-19-Impfchargen seien Mikrochips, Nanobots oder Quantenpunkte
physisch enthalten gewesen, konnte mit den bisherigen Methoden nicht
nachgewiesen werden.

o Die reale Kontrollarchitektur: Das Uberwachungsregime bendtigte keine
Nanotechnologie im Muskelgewebe. Die Kontrolle wurde auf der
Makro-Ebene realisiert: durch zentrale Datenbanken, QR-Codes
(CovPass-App) und den flachendeckenden Zwang zum maschinenlesbaren
Nachweis des biologischen Status an elementaren Schnittstellen des
gesellschaftlichen Lebens (Arbeitsplatz, Nahverkehr, Bildungseinrichtungen,
Gastronomie).

Das soziologische Prinzip des ,,Function Creep” (Zweckentfremdung):

In der Rechts- und Techniksoziologie beschreibt Function Creep das Phanomen,
dass Uberwachungsinstrumente, die fiir einen konkreten Krisenfall geschaffen
wurden, nach Abklingen der Notlage nicht zurickgebaut, sondern auf neue
gesellschaftliche Bereiche ausgeweitet werden. Die Verknipfung elementarer
Freiheitsrechte (Freizligigkeit, Berufsfreiheit) mit einem vorzuweisenden digitalen
Datenprofil schuf den rechtlichen und technischen Prazedenzfall fur eine digital
konditionierte Burgerschaft.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:
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o ,MIT und ID2020 waren rein humanitére Projekte ohne Bezug zu Europa*:
Zwar betrafen die Pilotstudien Entwicklungslander, doch belegen sie
zweifelsfrei, dass globale Schlisselakteure (Gates Foundation, Gavi) die
Koppelung von Impfprogrammen mit biometrischen Identitaten bereits vor
2020 als strategisches Ziel definierten. Der digitale Impfpass war keine
spontane Notfallreaktion auf ein neuartiges Virus, sondern der planmaRige
Abruf praexistenter Konzepte.

o ,Verfallene Patente beweisen die Gegenstandslosigkeit®: Dass die
Searete-Patente verfielen, beweist lediglich die Unwirtschaftlichkeit
bestimmter Hardware-Konzepte. Es entlastet die Behdrden nicht vom
Vorwurf, eine de facto lickenlose Kontrollarchitektur tber
Smartphone-Anwendungen etabliert zu haben.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Verletzung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1. V.
m. Art. 1 Abs. 1 GG):

Das Bundesverfassungsgericht stellte bereits im richtungsweisenden
Volkszahlungsurteil von 1983 (BVerfGE 65, 1) klar: Eine Erfassungs- und
Kontrollarchitektur, die den Biirger zum bloRen Objekt behérdlicher Uberwachung
und Registrierung degradiert, ist mit der Menschenwirde unvereinbar.

o Die Verpflichtung, vor dem Betreten von Zigen, Universitaten oder
Arbeitsstatten einen digitalen Nachweis Uber den eigenen kdrperlichen
Zustand vorzuweisen, verkehrte das grundgesetzliche Freiheitsprinzip in sein
Gegenteil: Freiheit wurde vom angeborenen Grundrecht zum behérdlich
freischaltbaren Privileg degradiert.

o Die nahtlose Uberfiihrung in das permanente WHO-Netzwerk (GDHCN)
realisiert exakt das verfassungsrechtlich verbotene Risiko des dauerhaften
Function Creep.

Rechtfertigender Notstand und legitimer Abwehrwille (§ 34 StGB / Art. 20 Abs.
4 GG):

Birger, IT-Experten oder Arzte, die sich der Einfiihrung digitaler Pass-Systeme
widersetzten, Zertifikatsprifungen verweigerten oder Atteste ausstellten, um
Betroffene vor dem administrativen Kontrolldruck zu bewahren, handelten nicht aus
Staatsfeindlichkeit. Sie verteidigten elementare Grundsatze der Privatautonomie
gegen eine verfassungsfeindliche Selektionsinfrastruktur.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwGO):

Ein Spruchkérper darf die Kritik an digitalen Nachweisregimen nicht als ,Paranoia“
abtun, wenn supranationale Institutionen und Vertrage die Verstetigung dieser
digitalen Ausweise amtlich belegen. Gerichte haben in anhangigen Verfahren zur
Kenntnis zu nehmen, dass digitale Zugangskontrollen reale Planungsgréfen
internationaler Steuerungsnetzwerke waren. Wer diese dokumentierten
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Zusammenhange ausblendet, macht die Judikative zum Vollstrecker einer
schleichenden Demontage burgerlicher Freiheitsrechte.
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20. Der soziookonomische Rahmen: Supranationale Governance,
digitale Kontrollarchitekturen und institutionelle Pfadabhangigkeiten

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die wahrend der Krise geschaffenen transformativen Kontroll- und Steuerungsmechanismen
wurden der Offentlichkeit als rein temporére, sachlogische und unkoordinierte
NotfallmaRnahmen prasentiert:

1.

Reine Reaktion auf Naturereignisse: Die weitreichenden Digitalisierungs- und
Nachweispflichten dienten vorgeblich ausschlieRlich der akuten Gefahrenabwehr und
dem unmittelbaren Gesundheitsschutz.

Garantie der Folgenlosigkeit: Ein institutioneller oder struktureller Zusammenhang
mit langfristigen gesellschaftlichen Transformationsprojekten (digitale Identitaten,
bargeldlose Bezahlsysteme, Ausbau supranationaler Exekutivrechte) wurde
bestritten.

Tabuisierung der Governance-Kritik: Analysen, die das koordinierte
Zusammenspiel internationaler Organisationen, privater Think-Tanks (wie des World
Economic Forum) und philanthropischer Stiftungen untersuchten, wurden pauschal
als unhaltbare Spekulationen oder ,Verschwérungsmythen“ abgewehrt.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

Programmatische Transformationsdokumente (COVID-19: Der grofSe Umbruch,
WEF 2020):

In der programmatischen Schrift des World Economic Forum (Klaus Schwab und
Thierry Malleret) wurde die Pandemie explizit nicht als voribergehende
Ausnahmesituation, sondern als historisches Beschleunigungsmoment definiert:
,Viele von uns fragen sich, wann die Dinge wieder zur Normalitat zuriickkehren
werden. Die kurze Antwort lautet: niemals. [...] Die Normalitat im herkbmmlichen
Sinne ist zu Bruch gegangen.

Die Krise wurde ausdrticklich als strategisches Window of Opportunity analysiert, um
globale Marktstrukturen, Uberwachungstechnologien (,Flaschengeist der
technischen Uberwachung®) und internationale Governance-Systeme irreversibel neu
zu ordnen.

Vorbereitungsiibungen und transnationale Simulationen:

Zentrale Ablaufe des behdrdlichen, medialen und regulatorischen

Krisenmanagements der Jahre 2020 bis 2022 wurden im Vorfeld detailliert erprobt:

o Event 201 (18.10.2019, New York): Veranstaltet vom Johns Hopkins Center

for Health Security, dem WEF und der Bill & Melinda Gates Foundation.
Simuliert wurde der globale Ausbruch eines neuartigen zoonotischen
Coronavirus, inklusive koordinierter Lieferkettensteuerung, staatlicher
Liquiditatsspritzen und Zensurmafnahmen zur Einddmmung von
.Fehlinformationen® in digitalen Netzwerken.
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o Cyber Polygon (Bl.Zone / WEF): Krisensimulationen unter Beteiligung von
Interpol, internationalen Banken und Tech-Konzernen zur Erprobung
zentralisierter Steuerungsmechanismen bei weltweiten Infrastrukturausfallen.

Normierung digitaler Identitdten (Neufassung der eIDAS-Verordnung /
EUDI-Wallet):

Das im Juni 2021 eingefuhrte EU-COVID-Zertifikat fungierte als Schrittmacher fur die
europaische Digital Identity Regulation. Die EU-Mitgliedstaaten wurden verpflichtet,
Blrgern eine interoperable Identitats-Wallet bereitzustellen, die amtliche Papiere,
Gesundheitsnachweise und Finanzfunktionen bindelt.

Wahrungs- und finanzpolitische Zentralisierung (CBDCs):

Die Europaische Zentralbank (EZB) treibt die Einfiihrung des digitalen Euro voran.
Diskutierte Mechanismen wie Guthabenobergrenzen (Holding-Limits),
programmierbare Transaktionsschwellen sowie regulatorische Grenzen der
Offline-Anonymitat schaffen die technische Infrastruktur fir konditionierbare
Zahlungsstrome.

Transfer hoheitlicher Kompetenzen an die WHO (IGV-Reformen & Berlin-Hub):
o Internationale Gesundheitsvorschriften (IGV): Die Einflhrung neuer
Notstandskategorien (Pandemic Emergency) verschiebt weitreichende
Definitionshoheiten direkt auf den WHO-Generaldirektor.

o  WHO Hub for Pandemic and Epidemic Intelligence (Berlin, 01.09.2021):
Eroffnet durch die Bundesregierung und die WHO als dauerhafte globale
Plattform zur Zusammenfiihrung von Uberwachungsdaten,
Verhaltensbeobachtungen und pradiktiven Algorithmen.

Philanthropische Steuerungsnetzwerke:

Privat finanzierte Stiftungen wie die Bill & Melinda Gates Foundation agieren als
zweitgroRte Mittelgeber der WHO, finanzieren Impfallianzen (GAVI, CEPI) und lenken
Standardisierungen. Diese Verflechtungen privater Kapitalinteressen mit hoheitlichen
Aufgaben waren Gegenstand parlamentarischer Untersuchungen im US-Kongress
(u. a. im Senatsausschuss HSGAC).

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Forensische Differenzierung: Systemische Konvergenz statt
Verschworungsfiktion:

Far eine juristisch belastbare Beweisfuhrung ist die strikte Trennung von belegbaren
Prozessen und unbelegten Mutmaliungen elementar:

o Widerlegung von Extremthesen: Behauptungen uber einen zentral

gesteuerten ,Genozid-Masterplan® entbehren jeder gerichtlichen Beweiskraft
und fuhren zur sofortigen Zurlickweisung des Vortrags.
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o Die forensisch belegbare Realitét: Die Entwicklungen folgen den
GesetzmaRigkeiten von Groupthink, Public-Private Partnerships (PPP) und
blrokratischer Pfadabhangigkeit. Wenn internationale Grof3organisationen,
Tech-Konzerne und Behoérden identische Interessen teilen (Digitalisierung von
Identitaten, Zentralisierung von Daten, Marktexpansion), bedarf es keiner
geheimen Absprachen: Das System agiert im Rahmen dkonomischer Anreize
hochgradig synchron und gleichgerichtet.

Das Prinzip der Notstands-Transformation (Shock Doctrine):

Krisen erzeugen einen psychologischen Zustand akuter Verunsicherung, der es der
Legislative erlaubt, tiefgreifende strukturelle Weichenstellungen (wie biometrische
Zugangskontrollen, QR-Code-Prufungen oder Einschrankungen des
Bargeldverkehrs) im Eilverfahren durchzusetzen, die im demokratischen
Regelbetrieb am parlamentarischen Widerstand gescheitert waren - das ist durch die
Corona Plandemie gut belegbar.

Versicherheitlichung der Gesundheitspolitik (Securitization):

Gesundheit wurde vom individuellen Wohlbefinden zu einer Frage der ,nationalen
und globalen Sicherheit” umdefiniert. In der Folge Ubernahmen Militar-,
Geheimdienst- und Digitalstrukturen Aufgaben der Gefahrenabwehr, wahrend
burgerliche Grundrechte unter den Vorbehalt technischer und biologischer
Compliance gestellt wurden.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,WEF-Papiere sind unverbindliche Zukunftsvisionen®: Dies verkennt die
normative Hebelwirkung von Soft Law. Die Strategiepapiere internationaler
Think-Tanks fungierten als Schablonen, die tber WHO-Leitlinien und
EU-Verordnungen nahtlos in verbindliches innerstaatliches Recht (u. a. in die
§§ 28 ff. IfSG und die EUDI-Architektur) uberfuhrt wurden.

o ,Ausbau der WHO dient reinem Gesundheitsschutz vor ,Disease X*“:
Notstandsbefugnisse, die an unbestimmte Rechtsbegriffe gekoppelt sind,
schaffen ein permanentes Ermachtigungsregime. Blrokratische Apparate mit
Sonderbudgets und Uberwachungszentren (wie dem Berliner Hub) entwickeln
einen systemischen Selbsterhaltungstrieb, der zur Verstetigung des
Ausnahmezustands tendiert.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

PriifungsmaRstab des UbermaRBverbots (Wesensgehaltsgarantie Art. 19 Abs. 2
GG):

Gerichte durfen pandemische Einzelmallinahmen (Lockdowns, 2G, Testmandate)
nicht als isolierte Zufallsereignisse bewerten. Sie missen im Gesamtkontext einer
schleichenden Verschiebung grundgesetzlicher Fundamente gewdrdigt werden:

o Werden Grundrechte (Art. 2 Abs. 1, Art. 11, Art. 12 GG) systematisch an den

dauerhaften Nachweis digitaler Gesundheits- und Verhaltensdaten gekoppelt,
wird der Wesensgehalt der Freiheitsrechte angetastet.
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o Die Transformation des Blrgers vom Trager unveraullerlicher Abwehrrechte
zum Empfanger administrativ konditionierter Teilhabeberechtigungen ist
verfassungswidrig.

Schutz des Demokratieprinzips und der Wesentlichkeitslehre (Art. 20 Abs. 2
GG):

Nach standiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts missen alle
grundlegenden Entscheidungen vom parlamentarischen Gesetzgeber selbst
getroffen werden. Die faktische Verlagerung von Notstandskompetenzen auf
nicht-demokratisch legitimierte supranationale Organisationen (WHO) oder
offentlich-private Konsortien verletzt das Rechtsstaats- und Demokratieprinzip.

Legitimitat burgerlicher Abwehrrechte und Entlastung:

Blrger, Beamte oder Arzte, die sich der Implementierung digitaler
Uberwachungssysteme verweigerten, den Zwang zu digitalen Nachweisen ablehnten
oder Patienten vor Ausgrenzung schitzten, handelten im Rahmen legitimer
Grundrechtswahrung:

o Das Beharren auf analogen Zugangen, Barzahlung und koérperlicher
Selbstbestimmung ohne biometrische Erfassung ist kein ordnungswidriger
Widerstand, sondern die Verteidigung der verfassungsmalfigen Ordnung.

o Gerichte, die die dokumentierten soziobkonomischen Transformationspfade
ignorieren, verkennen ihre genuine Aufgabe: Das Recht darf nicht als
Vollzugsorgan supranationaler Steuerungsinteressen dienen, sondern hat als
unuberwindbare Schranke Legislativer Machtanspriiche zu fungieren.
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21. Der Ursprung von SARS-CoV-2: Die parlamentarische Befundlage zur

Lab-Leak-These, Gain-of-Function-Forschung und die Desavouierung
des Diskurses

|. Behauptetes Leitnarrativ

Fihrende westliche Gesundheitsbehérden (NIH, CDC, WHO), Regierungsstellen und
Leitmedien postulierten ab Anfang 2020 einen rein natirlichen, zoonotischen Ursprung des
Erregers als alternativiosen wissenschaftlichen Konsens:

1.

Das Zoonose-Dogma: SARS-CoV-2 sei durch naturlichen Erregertibersprung von
Fledermausen Uber einen hypothetischen Zwischenwirt auf dem
Huanan-Seafood-Markt in Wuhan auf den Menschen dbergegangen.

Kriminalisierung und Zensur der Laborthese: Jeder Hinweis auf einen Laborunfall
am Wuhan Institute of Virology (WIV), gentechnische Veranderungen oder
Gain-of-Function-Forschung wurde im 6ffentlichen Diskurs als
»verschworungstheorie®, ,anti-asiatischer Rassismus*® oder ,Desinformation®
geachtet. Soziale Medienplattformen Idschten Beitrage und sperrten Profile;
Wissenschaftler und Arzte, die die Zoonose-These bezweifelten, wurden
berufsrechtlich und medial unter Druck gesetzt.

Das Naturkatastrophen-Narrativ als Rechtsbasis: Die Darstellung des Ausbruchs
als unabwendbares Naturereignis diente Regierungen und Gerichten als ethische
und juristische Rechtfertigung fir beispiellose Notstandsmalnahmen und
Grundrechtssuspensionen.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

Abschlussbericht des US-Kongresses (04.12.2024, 520 Seiten):

Nach zweijahrigen parlamentarischen Untersuchungen, Zeugenvernehmungen unter
Eid und der Auswertung tausender Regierungsdokumente stellte das tUbergeordnete
Kontrollgremium des US-Reprasentantenhauses (House Select Subcommittee on
the Coronavirus Pandemic) amtlich fest:

~SARS-CoV-2 most likely emerged because of a laboratory or research-related
accident at the Wuhan Institute of Virology.*

Der Bericht belegt, dass am WIV riskante Gain-of-Function-Experimente an
Coronaviren unter unzureichenden Sicherheitsvorkehrungen (Biosicherheitsstufe
BSL-2 statt BSL-4) durchgefiihrt wurden.

Finanzierung uber US-Bundesmittel (NIH / EcoHealth Alliance):

Die Untersuchung legte offen, dass das US-amerikanische National Institute of
Allergy and Infectious Diseases (NIAID unter Leitung von Anthony Fauci) Uber die
Nichtregierungsorganisation EcoHealth Alliance (Peter Daszak) Forschungen am
WIV subventionierte, die darauf abzielten, Fledermaus-Coronaviren gentechnisch fur
eine drastisch erhéhte Bindungsaffinitdt an menschliche ACE2-Rezeptoren zu
optimieren.
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WIV-Erkrankungswelle im Herbst 2019:

Regierungs- und Geheimdienstberichte belegen, dass bereits im Herbst 2019 —
Wochen vor den offiziellen ersten Meldefallen — mehrere Wissenschaftler des
WIV-Labors an schweren Atemwegserkrankungen litten, die klinisch mit COVID-19
Ubereinstimmten und Hospitalisierungen erforderten.

Orchestrierte Zensur (The Proximal Origin of SARS-CoV-2):
Interne E-Mails und Slack-Protokolle belegen die Genese des einflussreichen
Papiers in Nature Medicine (17.03.2020):

o Am 01.02.2020 stuften fuhrende Virologen (u. a. Andersen, Holmes, Garry) in
einer Telefonkonferenz mit Anthony Fauci und Jeremy Farrar das Virus intern
als gentechnisch verandert und einen Laborursprung als
héchstwahrscheinlich ein (,so friggin' likely*).

o Auf Druck der Behordenspitzen verfassten dieselben Forscher kurz darauf
das Papier Proximal Origin, um die Laborthese 6ffentlich als unplausibel zu
diskreditieren und die Debatte politisch zu unterbinden.

Behordliche Einstufungen der US-Nachrichtendienste (FBI, ODNI, Department
of Energy):

Das FBI und das US-Energieministerium stuften die Entstehung durch einen
Laborunfall offiziell als plausibelste Erklarung ein. Das Office of the Director of
National Intelligence (ODNI) dokumentierte, dass die Laborthese 2020 gezielt
diffamiert wurde, um das Thema politisch zu neutralisieren.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Das Spezifikum der Furin-Spaltstelle (Furin Cleavage Site):

SARS-CoV-2 gehdrt zur Untergattung der Sarbecoviren (Betacoronaviren Linie B).
Unter hunderten weltweit sequenzierten Vertretern dieser Gruppe ist SARS-CoV-2
das einzige Virus, das eine funktionelle Polybasic-Furin-Spaltstelle (PRRA-Insert) an
der S1/S2-Verbindungsstelle des Spike-Proteins besitzt.

o Exakt diese gentechnische Insertion einer Furin-Spaltstelle in SARS-artige
Coronaviren war Gegenstand des DEFUSE-Forschungsantrags von
EcoHealth Alliance und WIV an die US-Militarforschungsbehérde DARPA im
Jahr 2018.

o Dass dieses spezifische Designmerkmal durch rein zufallige Mutation ohne
evolutiondre Zwischenschritte exakt am Standort des WIV entstand, ist
statistisch und virologisch extrem unwahrscheinlich.

Das Fehlen eines tierischen Zwischenwirts (Single-Introduction):

Bei naturlichen Zoonosen (wie SARS-1 2002/2003 oder MERS 2012) wurden
innerhalb weniger Monate infizierte Tierpopulationen (Larvenroller, Dromedare) mit
direkten Vorlauferviren identifiziert. Bei SARS-CoV-2 wurden in China Gber 80.000
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Haus- und Wildtiere beprobt — ohne einen einzigen positiven Nachweis eines
zoonotischen Vorlaufers. Der Erreger trat im Herbst 2019 bereits perfekt an den
menschlichen Rezeptor angepasst auf (monophyletischer Ursprung), was
charakteristisch fur serielle Passagen auf humanisierten Zelllinien im Labor ist.

Forensische Differenzierung: Forschungsunfall versus Biowaffen-These:

Der gesicherte Befund: Die parlamentarisch und forensisch gestlitzte Realitat belegt
einen iatrogenen Forschungsunfall (Research-Related Incident) im Rahmen
riskanter Gain-of-Function-Experimente, dessen Bekanntwerden aus haftungs-, geo-
und forschungspolitischen Griinden von Beginn an vertuscht wurde. Ob “iatrogen”
gleich Vorsatz bedeutet, missen Gerichte klaren, die Summer der damit
verbundenen “Zufalle” und die Masse an Vorbereitungshandlungen, a3t einen
Vorsatz vermuten.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,Huanan-Markt beweist Zoonose*: Die ersten im Lancet dokumentierten
Patienten aus dem Dezember 2019 (einschlieRlich Patient Null) hatten
nachweislich keinen Bezug zum Markt. Der Markt fungierte als friher
Amplifikationsort (Superspreading-Event), nicht als Ursprung. Samtliche
positiven Umweltproben stammten von Flachen, die durch bereits infizierte
Menschen kontaminiert waren, nicht von Tieren.

o ,Lancet-Brief vom Februar 2020 bewies Konsens*: Das Schreiben (Calisher
et al.), das Laborthesen als Verschwérungsmythen brandmarkte, wurde von
Peter Daszak (EcoHealth Alliance) verdeckt im Hintergrund organisiert.
Daszak verschwieg dabei bewusst seinen massiven finanziellen
Interessenkonflikt als Mitfinanzierer der WIV-Forschung.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Zusammenbruch des Naturkatastrophen-Dogmas:

Samtliche Notstandsverordnungen, Grundrechtseingriffe und Berufsverbote wurden
als unausweichliche Reaktion auf ein ,unabwendbares Naturereignis® legitimiert. War
SARS-CoV-2 jedoch das Resultat staatlich geférderter, grob fahrlassiger
Hochrisikoforschung unter mangelhaften Sicherheitsstandards, entfallt das Narrativ
des unabwendbaren Schicksals. Die rechtliche Bewertung verschiebt sich von
héherer Gewalt hin zur Frage institutioneller und staatlicher Mitverantwortung an der
Entstehung der Gefahrenlage.

Materiell-rechtliche Rehabilitation von MaBnahmenkritikern:

In zahlreichen BuRgeld-, Straf- und Berufsgerichtsverfahren wurde Biirgern, Arzten
und Publizisten das Thematisieren des Laborursprungs als Indiz fir ,staatsfeindliche
Gesinnung®, ,Verbreitung von Falschnachrichten“ oder ,Wissenschaftsleugnung® zur
Last gelegt. Da der US-Kongress im Abschlussbericht 2024 die Laborthese amtlich
als wahrscheinlichste Erklarung bestatigt, erweisen sich Sanktionen,
Kontenkuindigungen und DisziplinarmalRnahmen, die auf der angeblichen Falschheit
dieser These beruhten, als materiell fehlerhaft. Kritiker auRerten keine
Desinformation, sondern zutreffende wissenschaftliche Verdachtsmomente.
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Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VWGO):

Richter verletzen ihre verfassungsrechtliche Aufklarungspflicht, wenn sie Legislative
Konsensbehauptungen ungepruft als unumstoflliche Wahrheit Gbernehmen. Das
dokumentierte Verhalten westlicher Gesundheitsfunktionare — die Erzeugung eines
Scheinkonsenses zur Abwehr eigener Haftungsrisiken — verpflichtet die Justiz zu
strikter Distanz gegeniiber behdrdlichen Narrativen. Gerichte haben Beweisantrage
auf Basis von Primardokumenten, parlamentarischen Untersuchungsakten und
molekularer Evidenz zu wirdigen, statt sich auf politisch gesteuerte Verlautbarungen
zurlickzuziehen.
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22. Die Verflechtung von NIAID und EcoHealth Alliance:

Gain-of-Function-Finanzierung in Wuhan, Falschaussagen und die
gezielte Diskurslenkung durch Dr. Anthony Fauci

|. Behauptetes Leitnarrativ

Dr. Anthony Fauci (Direktor des National Institute of Allergy and Infectious Diseases, NIAID,
und Chefberater des US-Prasidenten) sowie die Flihrungsspitzen der National Institutes of
Health (NIH) versicherten der Weltoffentlichkeit und parlamentarischen Kontrollgremien
wiederholt und unter Eid, dass US-Bundesmittel zu keinem Zeitpunkt zur Finanzierung
riskanter Gain-of-Function-Forschung (GoF) am Wuhan Institute of Virology (WIV)
verwendet worden seien:

1. Behauptung rein praventiver Grundlagenforschung: Die wissenschaftliche
Zusammenarbeit mit dem Institut in Wuhan habe ausschlielich der friihzeitigen
Entdeckung naturlicher Zoonosen gedient.

2. Die Fiktion unabhéangiger Wissenschaftlichkeit: Die Autorenschaft des
richtungsweisenden Papiers ,The Proximal Origin of SARS-CoV-2* wurde als
spontane, unbeeinflusste Initiative renommierter Virologen dargestellt, die
unabhangig voneinander zu dem Schluss gelangt seien, dass ein Laborursprung
unplausibel sei.

3. Delegitimierung von Aufklarung: Zweifel an den Aussagen der Behordenleiter
sowie Hinweise auf bestehende Forderverflechtungen wurden als unbegrindete
politische Angriffe auf die Wissenschaft selbst zuriickgewiesen.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz
e Falschaussage unter Eid vor dem US-Senat versus Kongressbefund:

1. Fauci vor dem US-Senat (11.05.2021): Auf Vorhaltungen von Senator Rand
Paul erklarte Fauci wortlich und unter Eid: , The NIH has not ever and does
not now fund gain-of-function research in the Wuhan Institute of Virology.“

2. Abschlussbericht des US-Kongresses (House Oversight Final Report,
04.12.2024, Key Finding #1): Das parlamentarische Untersuchungsgremium
des US-Reprasentantenhauses stellte nach Auswertung der Forderakten
amtlich das genaue Gegenteil fest: ,, The NIH funded gain-of-function research
at the Wuhan Institute of Virology through EcoHealth Alliance.”

3. Der 520-seitige Bericht belegt, dass am WIV chimare Coronaviren
(WIV1-RUckgrat kombiniert mit Spikeproteinen wilder Fledermausviren)
erzeugt wurden, die in humanisierten Mausen eine bis zu 10.000-fach héhere
Viruslast und drastisch gesteigerte Letalitat hervorriefen — die Kernkriterien
von Gain of Function.
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e Ausschluss und Debarment von Peter Daszak (EcoHealth Alliance, 17.01.2025):
Das US-Gesundheitsministerium (HHS) verhangte am 17.01.2025 den formalen
Ausschluss (Debarment) von Peter Daszak und entzog der EcoHealth Alliance
jegliche kinftige Forderfahigkeit mit Bundesmitteln:

1. Verletzung von Férderauflagen: In der Bewilligung (Notice of Award, NoA vom
30.11.2016) war unter Bezugnahme auf das US-Moratorium von 2014
ausdrlcklich geregelt: ,,No funds are provided and no funds can be used to
support gain-of-function research.”

2. Unterdriickung von Warnsignalen: EcoHealth Alliance war verpflichtet, das
NIH unverziglich zu informieren, falls ein verandertes Virus ein
1-log-Wachstum (Faktor 10) Uberschritt. Als die Experimente am WIV ein
Wachstum um mehrere Zehnerpotenzen aufwiesen, hielt Daszak den falligen
Fortschrittsbericht Gber zwei Jahre lang zuriick, wahrend das NIH die
aufsichtsrechtliche Mittelkontrolle vernachlassigte.

e Orchestrierung von ,,Proximal Origin“ durch die Behoérdenspitze:
Der parlamentarische Abschlussbericht widmet der gezielten Manipulation des
wissenschaftlichen Diskurses ein eigenes Kapitel mit dem Titel:
»» 1The Proximal Origin of SARS-CoV-2° ... Was ,Prompted* by Dr. Anthony Fauci to
,Disprove‘ the Lab Leak Theory.”
Freigeklagte E-Mails und Slack-Protokolle (FOIA-Offenlegungen, tUber 7.300
Textfragmente) belegen die Chronologie:

1. Am 01.02.2020 aufRerten die Virologen Kristian Andersen, Edward Holmes
und Robert Garry in einer Telefonkonferenz mit Fauci und Jeremy Farrar
gravierende Zweifel an einem naturlichen Ursprung (die Furin-Spaltstelle
wirke gentechnisch inseriert).

2. Fauci und Farrar veranlassten daraufhin die Ausarbeitung eines Papiers, um
die Laborthese o6ffentlich abzuwehren.

3. Nach Verdffentlichung in Nature Medicine (17.03.2020) trat Fauci im WeilRen
Haus vor die Presse und zitierte das Papier als ,unabhangigen Beweis®, ohne
seine eigene Initiatorenrolle oder die internen Zweifel der Autoren
offenzulegen.

e Massenhafte Aussageverweigerung nach dem 5. Verfassungszusatz:
In Befragungen vor parlamentarischen Untersuchungsausschissen machten Berater
und leitende Beamte aus dem direkten Umfeld Faucis Gber 100 Mal vom
verfassungsrechtlichen Auskunftsverweigerungsrecht (5th Amendment) Gebrauch,
um sich nicht der strafrechtlichen Verfolgung wegen Falschaussage vor dem
Kongress (18 U.S.C. § 1001) auszusetzen.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund
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e Biurokratische Umgehung durch semantische Neudefinition:
Die Diskrepanz zwischen Faucis Aussagen und den Forderakten beruhte auf einem
verwaltungstechnischen Mandver:

o Wahrend die Mikrobiologie unter Gain-of-Function jedes Experiment versteht,
das die Ubertragbarkeit, Virulenz oder das Wirtsspektrum eines
Krankheitserregers kiinstlich erweitert, schufen NIH und NIAID eng gefasste
verwaltungsinterne Definitionen (P3CO-Framework).

o Mit der Auslegung, dass am WIV keine bereits bekannten pandemischen
Erreger modifiziert wurden, sondern neu isolierte Fledermausviren,
behauptete die Leitungsebene, die Versuche fielen formal nicht unter das
Forderverbot — obgleich das biologische Endprodukt exakt jene
Gefahreneigenschaften aufwies, die das Moratorium verhindern sollte.

e Forensische Differenzierung: Vertragspflichtverletzung vs. Spekulation:

o Der justiziable Befund: Die Vergabe von US-Steuergeldern an das WIV uber
die EcoHealth Alliance zur Erzeugung chimarer Viren mit massiv erhohter
Replikationsfahigkeit ist behordlich und parlamentarisch zweifelsfrei
dokumentiert.

o Abgrenzung von Spekulationen: Nicht verifizierte Hypothesen Gber
automatisierte Aerosol-Freisetzungssysteme entbehren amtlicher Beweise.
Der justiziable Kern stlitzt sich auf die nachweisbare Verletzung
aufsichtsrechtlicher Kontrollpflichten bei Hochrisikoforschungen und die
gezielte Irrefiihrung von Parlament und Offentlichkeit iber bestehende
Interessenkonflikte.

e Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,RaTG13 wies eine genetische Distanz auf und war nicht der Vorldufer*:
Dieses Argument lenkt vom Untersuchungsgegenstand ab. Entscheidend ist,
dass das WIV Uber unveroffentlichte Virusdatenbanken verfugte (die im
Herbst 2019 offline gingen) und mit dem DEFUSE-Antrag (2018) die
methodische Blaupause besaly, Coronaviren gezielt mit Furin-Spaltstellen
auszustatten. Die Leugnung der GoF-Finanzierung zielte darauf ab, jede
Mitverantwortung an der Etablierung dieser Kapazitaten in Wuhan zu
verschleiern.

o Fauci verliel3 sich lediglich auf externe Experten: Die freigegebenen
Korrespondenzen belegen seine aktive Steuerungs- und Redaktionsrolle,
wahrend die beteiligten Wissenschaftler (wie Holmes und Andersen) parallel
millionenschwere Forderzusagen von den NIH erhielten. Es handelte sich um
ein System administrativer Patronage, bei dem behérdliche Fordergelder und
wissenschaftliche Narrativ-Konformitat ineinandergriffen.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz
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Zusammenbruch der richterlichen Vermutungswirkung behordlicher
Referenzen:

Entscheidungen europaischer Verwaltungs- und Verfassungsgerichte zur
VerhaltnismaRigkeit pandemischer MalRnahmen stutzten sich durchgehend auf die
Pramisse, dass internationale Referenzinstitutionen (NIH, CDC, WHO) nach rein
wissenschaftlichen, uneigennutzigen Kriterien handelten.

o lIst parlamentarisch nachgewiesen, dass die Leitung der einflussreichsten
Forderbehoérde Falschaussagen vor dem Parlament tatigte und
Veroéffentlichungen instrumentalisierte, um eigene Haftungs- und
Reputationsrisiken abzuwehren, verliert das Postulat behdrdlicher Neutralitat
seine Grundlage.

o Ein Spruchkérper darf Erklarungen dieser Stellen nicht unkritisch als
Tatsachen behandeln, sondern hat diese wie parteiische Aussagen einer
mitbetroffenen Behdrde einer strengen freien Beweiswirdigung (§ 261 StPO /
§ 286 ZPO) zu unterziehen.

Materiell-rechtliche Rehabilitation von MaBnahmenkritikern:

Birger, Publizisten und Arzte, die ab 2020 auf die Verflechtung westlicher
Fordergelder mit der Forschung am WIV hinwiesen, vertraten keine ordnungswidrige
Desinformation. Sie benannten Tatsachen, die Jahre spater von den hochsten
parlamentarischen Kontrollgremien bestatigt wurden. Sanktionen,
Kontenkundigungen oder berufsrechtliche Mallnahmen, die wegen des Vorwurfs der
»Vverbreitung von Ursprungsmythen“ verhangt wurden, erweisen sich im Lichte des
House Oversight Final Report als rechtswidrige Unterdrickung berechtigter Kritik.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwGO):

Ein Richter verletzt die verfassungsrechtliche Aufklarungspflicht, wenn er behdrdliche
Verlautbarungen ungepruft als unumstéRliche Wahrheit feststellt. Das belegte
Verhalten westlicher Gesundheitsfunktionare — die Erzeugung eines
Scheinkonsenses zur Verschleierung eigener Risikoverflechtungen — verpflichtet
Gerichte zu strikter institutioneller Distanz. Die richterliche Wahrheitsfindung hat sich
an Primarakten und parlamentarischen Untersuchungsberichten zu orientieren, nicht
an interessengeleiteten administrativen Konsenserklarungen.
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23. Das Planspiel ,.Event 201“: Pandemie-Preparedness,

Informationslenkung und die forensische Abgrenzung zur
Planungsannahme

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die weltweiten Legislativen Reaktionen auf den Ausbruch von SARS-CoV-2 —
Quarantanemalinahmen, zentrale Informationssteuerung, Zensurabsprachen mit
Digitalkonzernen und die Forcierung neuartiger Impfstofftechnologien — wurden von
Regierungen und Leitmedien als ad hoc entwickelte, improvisierte NotfallmaRnahmen
dargestellt:

1.

Das Postulat der unvorhersehbaren Naturkatastrophe: Staaten und Behorden
hatten vor einem vollig neuartigen, unvorhersehbaren Ereignis gestanden, das
sofortiges Legislatives Handeln ohne parlamentarische Debatte und ohne vorherige
wissenschaftliche Erprobung erzwungen habe.

Reine Schutzfunktion der Informationskontrolle: Die behordliche
Diskurssteuerung und die Loschung abweichender wissenschaftlicher Positionen auf
Social-Media-Plattformen seien eine rein reaktive Mallnahme gewesen, um die
Bevolkerung vor lebensgefahrlicher Desinformation zu schiitzen.

Tabuisierung strategischer Vorbereitung: Jeder Hinweis darauf, dass exakt diese
administrativen, medialen und regulatorischen Instrumente kurz vor dem Ausbruch
simuliert und konzipiert worden waren, wurde als substanzlose Spekulation und
»verschworungsmythos* abgewehrt.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

Das Protokoll der Simulation ,,Event 201“ (18.10.2019, New York):

Nur wenige Wochen vor den ersten offiziellen Meldungen aus Wuhan veranstaltete
das Johns Hopkins Center for Health Security in Partnerschaft mit dem World
Economic Forum (WEF) und der Bill & Melinda Gates Foundation eine globale
Krisensimulation:

o Teilnehmerkreis: Hochrangige Reprasentanten von multinationalen
Konzernen, der US-Gesundheitsbehérde CDC, der chinesischen
Seuchenbehérde (China CDC), internationalen Logistikkonzernen und
Medienunternehmen.

o Das Szenario (CAPS): Simuliert wurde der weltweite Ausbruch eines
neuartigen zoonotischen Coronavirus (Coronavirus-Associated Pulmonary
Syndrome), das von Fledermausen ber Schweine auf den Menschen
Uberspringt, sich Gber den internationalen Flugverkehr pandemisch verbreitet
und zu massiven 6konomischen und gesellschaftlichen Zusammenbrichen
fuhrt.
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e Schwerpunkt der Informations- und Diskurskontrolle (Modul 4):
Im Gegensatz zu traditionellen Katastrophenschutziibungen, die vorrangig
medizinisch-logistische Kapazitaten (wie Betten oder Medikamentenlager)
adressieren, widmete sich Event 201 explizit der Kontrolle des Informationsraums
(,Communications Discussion and Finance Capstone®):

o Plattformregulierung: Die Teilnehmer erprobten die Notwendigkeit,
Social-Media-Konzerne zur gezielten Drosselung (De-amplification),
algorithmischen Unterdriickung oder Léschung von ,Fehl- und
Desinformationen® zu verpflichten.

o Behérdliches Kommunikationsmonopol: Gefordert wurde die Durchsetzung
eines zentralen Narrativs staatlicher Gesundheitsbehérden (,,Flood the zone
with reliable information®) und die administrative Einddmmung jeglicher
Berichterstattung, die Zweifel an behdérdlichen Zwangsmalnahmen oder
kinftigen Notfallimpfstoffen wecken kdnnte.

o Finanzielle und regulatorische Hebel: Simulation massiver staatlicher
Liquiditatsspritzen und die regulatorische Notfallzulassung neuartiger
Impfstoffplattformen unter Aussetzung langjahriger klinischer Prufzyklen.

e Kilarstellung der Veranstalter (JHU-CHS / FactCheck.org 2020):
Die Johns-Hopkins-Universitat betonte in offiziellen Stellungnahmen, es habe sich
um ein rein hypothetisches Modell zur Schwachstellenanalyse globaler Lieferketten
gehandelt. Die Wahl eines Coronavirus habe auf den historischen Erfahrungen mit
SARS-1 (2003) und MERS (2012) basiert; das Mandver habe weder den realen
Erreger vorhergesagt noch dessen Freisetzung geplant.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

e Die forensische Bruchlinie: Preparedness versus Planning:
Fir eine belastbare juristische Beweisflihrung ist die prazise Trennung von
strategischer Vorbereitung (Preparedness) und intentionaler Erzeugung
(Planning/Conspiracy) elementar:

o Widerlegung von Extremthesen: Die Annahme, Event 201 beweise, dass das
reale Virus von den Teilnehmern kunstlich geschaffen und gezielt freigesetzt
worden sei, lasst sich aus den Dokumenten nicht ableiten. Eine solche
Behauptung ist vor Gericht nicht haltbar und flhrt zur Zuriickweisung des
Sachvortrags wegen fehlender Substantiierung.

o Der justiziable Befund: Die Dokumente belegen zweifelsfrei die praexistente
institutionelle Handlungsbereitschaft. Die drakonischen Malinahmen der
Jahre 2020 bis 2022 — von Zensurabsprachen Uber Kontaktsperren bis hin zu
Notfallzulassungen — waren keine panischen Spontanreaktionen Uberraschter
Staaten, sondern der Abruf bereits vordefinierter, zentralisierter
Handlungsleitfaden.
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Standardisierung von Zensurmechanismen:
Event 201 lieferte die strategische Blaupause fir die spatere institutionalisierte
Kooperation zwischen Regierungsstellen und Digitalkonzernen:

O

Die in der Simulation geforderten Zensurmodelle spiegeln sich in den spater
freigelegten Akten der Twitter Files sowie den Gerichtsakten des
US-Bundesverfahrens Missouri v. Biden (spater Murthy v. Missouri) wider.

Diese Dokumente wiesen nach, dass Regierungsbehdrden massiven Druck
auf Technologieplattformen ausubten, um fundierte wissenschaftliche
Positionen (u. a. die Great Barrington Declaration, fundierte Lockdown-Kritik
sowie Debatten zum Laborursprung und zu Impfstoffrisiken) systematisch zu
unterdrucken.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o

o

,Planspiele sind reine Routine ohne Realitdtsbezug®:
Katastrophenschutziibungen sind Ublich, doch die personelle und finanzielle
Identitat der Akteure straft die Behauptung der Belanglosigkeit Ligen: Die
Initiatoren und Teilnehmer von Event 201 (Gates-Stiftung, WEF,
CDC-Funktionare, globale Medienkonzerne) waren exakt dieselben Akteure,
die ab Marz 2020 die globale Pandemiepolitik finanzierten, medial begleiteten
und exekutierten.

LZensur diente rein dem Schutz vor Mythen*: In der Praxis wurde das bei
Event 201 postulierte Informationsmonopol genutzt, um den
wissenschaftlichen Diskurs zugunsten politischer Verordnungen zu
unterdriicken und staatliche Ma3nahmen gegen methodische Kritik zu
immunisieren.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Widerlegung des Rechtsbegriffs der ,,unvorhersehbaren Uberrumpelung*:
Regierungen rechtfertigten die AulRerkraftsetzung ordentlicher
Gesetzgebungsverfahren, die Umgehung von Transparenzgeboten und die
Aussetzung elementarer Grundrechte regelmaRig mit dem Einwand, man sei von der
Dynamik einer neuartigen Pandemie vollig unverschuldet Uberrascht worden.

o

Das Planspiel Event 201 beweist, dass die potenziellen Ausbreitungswege
eines respiratorischen Coronavirus und die darauf abgestimmten Legislativen
Reaktionsmuster den Behorden und ihren Beratern detailliert vorlagen.

Ein Staat, der diese Szenarien Jahre im Voraus modelliert, kann sich nicht auf
einen rechtfertigenden Notstand berufen, um rechtsstaatliche
Verfahrensprinzipien und Grundrechte aulRer Kraft zu setzen.

Entlastungsbeweis in Zensur-, Berufs- und Strafverfahren:
Wird Birgern, Arzten oder Publizisten vorgeworfen, durch Kritik an behoérdlichen
Mafinahmen die 6ffentliche Ordnung gestort, Unfrieden gestiftet oder das Vertrauen
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in staatliche Stellen untergraben zu haben, dient das Protokoll von Event 201 als
Beweis der Entlastung:

o Es belegt, dass die Kriminalisierung von Kritik und die Erzwingung eines
behdrdlichen Einheitsnarrativs Teil einer vordefinierten
Kommunikationsdoktrin waren, nicht das Resultat einer ergebnisoffenen
wissenschaftlichen Lagebeurteilung.

o Die Weigerung von Birgern, sich diesem fabrizierten Konsens zu
unterwerfen, stellt kein schuldhaftes Unrecht dar, sondern die Wahrnehmung
verfassungsrechtlich garantierter Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit (Art. 5
Abs. 1 und 3 GG).

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwWGO):

Richter verletzen ihre verfassungsrechtliche Kontrollpflicht, wenn sie das Legislative
Notstandsnarrativ unkritisch als Tatsache behandeln. Die Justiz ist von Amts wegen
verpflichtet aufzuklaren, ob behauptete Sachzwange auf wissenschaftlicher
Notwendigkeit beruhten oder dem Vollzug vorab definierter administrativer
Steuerungsleitfaden entsprachen. Wer die Existenz praexistenter Ubungsszenarien
ignoriert, schitzt ein Legislatives Ausnahmeregime vor der gebotenen
rechtsstaatlichen Uberpriifung.
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24. lvermectin als Early-Treatment-Option: Institutionelle Ablehnung,

Diskussionsunterdriickung und asymmetrische Evidenzbewertung

|. Behauptetes Leitnarrativ

Gesundheitsbehérden (EMA, WHO, US-FDA sowie auf nationaler Ebene das
Osterreichische BASG und das Bundesministerium fur Soziales, Gesundheit, Pflege und
Konsumentenschutz) etablierten ab Friihjahr 2021 eine strikte Verweigerungshaltung
gegenuber dem Einsatz des Generikums Ivermectin zur Pravention und Frihbehandlung
von COVID-19:

1.

Pauschalurteil der Wirkungslosigkeit und Toxizitat: lvermectin sei au3erhalb
kontrollierter klinischer Studien prinzipiell wirkungslos und hochgradig gefahrlich;
antivirale Effekte seien in vitro nur bei Dosen nachweisbar, die beim Menschen
toxisch waren.

Das ,,Pferdeentwurmungsmittel“-Framing: Medial und behérdlich wurde das
Medikament auf ein reines Veterinarpraparat reduziert (,You are not a horse* —
US-FDA). Jeder Versuch einer ambulanten Frihmobilisierung mit dem Wirkstoff
wurde als gemeingefahrliche Quacksalberei delegitimiert.

Fiktion wissenschaftlicher Neutralitat: Die Behorden behaupteten, alle
Therapieoptionen mit gleichen, unvoreingenommenen Mal3stédben zu prifen und
Entscheidungen rein evidenzbasiert zu fallen.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

Der osterreichische Parlamentsprozess (Anfragebeantwortungen 8072/AB und
10520/AB):

Die parlamentarische Birgerinitiative 38 (XXVII. GP) forderte 2021/2022 eine
beschleunigte Prifung, Zulassung und Leitlinienempfehlung von Ivermectin zur
Vorbeugung und Friihbehandlung.

o In den offiziellen Anfragebeantwortungen 8072/AB (Bundesminister Wolfgang
Muckstein) und 10520/AB (Bundesminister Johannes Rauch) verwies die
Regierungsspitze formelhaft und ausschlieRlich auf die ablehnenden
Verlautbarungen der EMA und BASG-Warnungen vor dem Off-Label-Einsatz.

o Eine unabhangige, ergebnisoffene Evaluierung internationaler Primardaten
oder die Etablierung eines kontrollierten, arztlich begleiteten
Off-Label-Rahmens zur Vermeidung von Vergiftungen durch unkontrollierte
Selbstmedikation wurde kategorisch verweigert; die Burgerinitiative wurde im
Petitionsausschuss formell erledigt.

Aktive Diskussionszensur auf Behérdenebene (NIH-Akten):

Im US-Senatsausschuss (HSGAC unter Vorsitz von Senator Rand Paul) offengelegte
interne E-Mails der National Institutes of Health (NIH) dokumentieren den gezielten
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Einsatz administrativer Zensurwerkzeuge:

o Die US-Bundesbehoérde programmierte auf ihnren Social-Media-Kanalen
automatisierte Keyword-Filter.

o Burger- und Fachkommentare, die Signalworter wie ,Wuhan Institute of
Virology“ oder , lvermectin® enthielten, wurden systematisch als angeblicher
~opam* oder ,off-topic* ausgeblendet. Unbequeme fachliche Diskurse wurden
nicht wissenschaftlich widerlegt, sondern softwaretechnisch unsichtbar
gemacht.

Behordliche Asymmetrie im Vergleich zu Remdesivir:

Wahrend das BASG und die EMA bei Ivermectin hdchste Hiirden anlegten und vor
minimalen Risiken warnten, erteilten dieselben Zulassungsstellen dem teuren,
patentierten Praparat Remdesivir (Veklury) Notfallzulassungen und investierten
hunderte Millionen Euro in Vorabkaufe — obgleich die globale WHO-Solidarity-Studie
bereits im Herbst 2020 das vollstandige Fehlen eines Mortalitatsvorteils bewiesen
hatte.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Doppelstandards in der Evidenzhierarchie:
Die institutionelle Haltung verletzte das Gebot der wissenschaftlichen
Gleichbehandlung:

o Verteufelung eines nobelpreisgekrénten Humanarzneimittels: Ivermectin ist
seit den 1980er-Jahren als unentbehrliches Humanarzneimittel auf der
WHO-Liste geflhrt und wurde weltweit milliardenfach mit exzellentem
Sicherheitsprofil gegen Parasitosen verabreicht. Die toxikologische
Damonisierung stand in krassem Widerspruch zur pharmakologischen
Lehrbuchlage.

o Asymmetrische Evidenzanforderungen: Flr patentgeschutzte
Neuentwicklungen (wie Remdesivir oder Paxlovid) genlgten
Surrogatendpunkte in herstellerfinanzierten Studien. Fir das patentfreie
Generikum Ivermectin hingegen wurden dutzende frihe Beobachtungs- und
Pilotstudien pauschal als methodisch unzureichend verworfen.

Forensische Wiirdigung der GroR-RCTs (TOGETHER, ACTIV-6, PRINCIPLE,
COVID-0OUT):

Zur Wahrung der forensischen Belastbarkeit ist das Studienergebnis nlchtern
einzuordnen:

o Der empirische Befund: Spatere grol3e, methodisch saubere randomisierte
kontrollierte Studien (wie TOGETHER 2022 oder ACTIV-6 2023) zeigten bei
Verabreichung in spateren Krankheitsstadien oder bei vorwiegend geimpften
Kohorten keinen statistisch signifikanten Nutzen hinsichtlich harter Endpunkte
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wie Hospitalisierung oder Tod. Die Stilisierung zum unfehlbaren
~Wundermittel“ entbehrt der belastbaren Grofl3studien-Evidenz.

o Der justiziable Kernskandal: Die Verfehlung der Behdrden lag nicht darin,
dass spatere Grolstudien negativ ausgingen, sondern im vorzeitigen Verbot
und der Diffamierung im Jahr 2020/2021: In einer Phase des
therapeutischen Nihilismus, in der ambulante Patienten ohne Behandlung
nach Hause geschickt wurden, bis sie keine Luft mehr bekamen,
unterdrickten Behdrden jede arztliche Erprobung eines bewahrten,
nebenwirkungsarmen Generikums.

Kulturelle und politische Polarisierung:

Die Reduktion einer pharmakologischen Frage auf einen politischen Grabenkampf
(,Pferdepaste” vs. ,Wundermittel“) verhinderte die Etablierung pragmatischer, arztlich
Uberwachter Friihbehandlungsprotokolle. Die Behdrden nutzten diese Polarisierung
aktiv, um abweichende Stimmen zu marginalisieren und den Fokus alternativlos auf
die Impfkampagne zu lenken.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Rechtswidriger Eingriff in die arztliche Therapiefreiheit (§ 630a BGB /
Standesrecht):

Der Off-Label-Use erprobter, sicherer Arzneimittel ist ein elementarer Bestandteil der
arztlichen Behandlungsautonomie in therapeutischen Notlagen. Die behdérdliche
Kriminalisierung von Arzten, die lvermectin im Rahmen individueller Heilversuche
nach Aufklarung verordneten, stellt einen unzulassigen Eingriff in den
Facharztstandard dar. Ein Arzt, der ein bekanntes Generikum im Rahmen eines
sorgfaltigen Heilversuchs verordnet, begeht kein Berufs- oder Behandlungsvergehen.

Beweisbedeutung der Keyword-Filterung (Zerstérung der
Neutralitatsvermutung):

Die im US-Senat aufgedeckten NIH-Filterprotokolle belegen, dass staatliche
Institutionen den Informationsraum manipulierten, um die Debatte tber
Alternativtherapien zu ersticken. Ein Gericht darf sich in Verfahren gegen kritische
Arzte nicht auf behordliche Konsenserklarungen zuriickziehen, wenn nachgewiesen
ist, dass dieser ,Konsens" durch gezielte algorithmische Unterdriickung
abweichender Meinungen kunstlich hergestellt wurde.

Entlastung in Disziplinar- und Strafverfahren:
Verfahren gegen Mediziner wegen des Vorwurfs der Verordnung von Ivermectin

brechen in sich zusammen:

1. Ivermectin ist ein zugelassenes Humanarzneimittel mit bekanntem
Toxizitatsprofil.

2. In einer Pandemielage ohne zugelassene Standardtherapien im ambulanten
Sektor handelten verordnende Arzte im Rahmen des rechtfertigenden
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Notstands (§ 34 StGB) bzw. zur Erfullung ihrer zivilrechtlichen Fursorgepflicht,
um schwere Verlaufe praventiv abzuwehren.

e Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO):
Richter verletzen elementare Verfahrensgrundsatze, wenn sie die behdérdliche
Behauptung Ubernehmen, Ivermectin sei ein gefahrliches Gift gewesen, und
entlastende Beweisantrage zur jahrzehntelangen Sicherheitsdatenlage sowie den
NIH-Zensurakten Ubergehen. Die Justiz hat anzuerkennen, dass die administrative
Blockade billiger Generika durch institutionelle Interessen und 6konomische
Verzerrungen zugunsten patentierter Produkte gepragt war.
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25. Das Simulationsszenario ,,SPARS 2017“: Krisenkommunikation
antizipierte Impfschaden und das Management des Haftungsschirms

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die politischen und behérdlichen Reaktionen auf auftretende Sicherheitsbedenken und
Impfschadensberichte wurden ab 2021 als ergebnisoffenes, dynamisches
Krisenmanagement dargestellt:

1. Fiktion der dynamischen Echtzeit-Reaktion: Behdrden und Hersteller hatten auf
vollig unvorhersehbare wissenschaftliche und klinische Entwicklungen in Echtzeit
reagiert; Spatfolgen oder chronische Schadensbilder seien vorab nicht absehbar
gewesen.

2. Schutzbediirftigkeit der Impfkampagne: Das behdrdliche Abwiegeln von
Nebenwirkungsmeldungen, die Abwehr von Schadensersatzansprichen und die
Kooperation mit Digitalkonzernen zur Moderation des Online-Diskurses seien rein
spontane Notfallmallnahmen gewesen, um die lebensrettende Impfbereitschaft der
Bevolkerung vor gezielter ,Desinformation” zu schitzen.

3. Tabuisierung strategischer Vorwegnahme: Jeder Hinweis darauf, dass der
Umgang mit Impfschaden, die Instrumentalisierung von Haftungsausschlissen und
die kommunikative Marginalisierung Betroffener Jahre zuvor systematisch
durchgespielt worden waren, wurde als abwegige Verschworungserzahlung
diskreditiert.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

e Das Strategiepapier The SPARS Pandemic 2025-2028 (JHU-CHS, Oktober
2017):
Das 89-seitige Dokument des Johns Hopkins Center for Health Security (Autoren:
Monica Schoch-Spana, Emily Brunson, Matthew Shearer, Sanjana Ravi, Tara Kirk
Sell et al.) entwarf ein detailliertes Ubungsszenario fiir Risikokommunikatoren im
Gesundheitswesen. Als Modellorganismus diente der weltweite Ausbruch eines
neuartigen respiratorischen Coronavirus (St. Paul Acute Respiratory Syndrome,
SPARS).

e Die Antizipation von Impfschaden (Kapitel 17: ,,Vaccine Injury“):
Das Dokument beschreibt mit praziser Ubereinstimmung zur spateren Realitat die
administrativen Folgekonflikte nach dem Masseneinsatz eines unter
Notfallbedingungen zugelassenen Impfstoffs (Corovax):

o Verzogerte Sicherheitssignale: Nach dem flachendeckenden Rollout treten

Berichte Uber schwere neurologische Folgeschaden, chronische
Schwéachezustédnde und Querschnittsmyelitiden auf.
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o Haftungsfreizeichnung iber den PREP Act: Das Papier thematisiert explizit
die Funktionsweise des US-amerikanischen Public Readiness and
Emergency Preparedness Act (PREP Act). Die Hersteller sind vor
zivilrechtlicher Produkthaftung vollstandig geschitzt; geschadigte Blrger
werden auf das staatliche Entschadigungsprogramm (Countermeasures
Injury Compensation Program, CICP) verwiesen, das durch jahrelange
Bearbeitungszeiten, restriktive Kausalitatskriterien und minimale
Entschadigungsquoten gepragt ist.

e Kommunikative Diskurskontrolle (Kapitel 16—18):
Das Szenario modelliert das Erstarken von Betroffeneninitiativen in sozialen Medien,
die Anerkennung und Behandlung einfordern. Die behoérdliche Handlungsanweisung
sieht vor, diese Gruppen durch Framing, koordinierte Gegennarrative staatlicher
Gesundheitsbehorden und algorithmische Herabstufung in Plattformen einzuhegen.

e Die programmierte Anerkennungskrise (Kapitel 18):
Zum Ende der Ubung wird der massive Vertrauensverlust der Bevolkerung
gegenuber den Regulierungsbehérden (CDC, FDA) beschrieben, als offizielle Stellen
die Risiken nachtraglich einrdumen mussen, ohne dass die politische Fuhrung
jedoch personelle Konsequenzen zieht oder adaquate Entschadigungen leistet.

e Reale Entsprechung in Europa (EU-APA Klausel Il.9 & Versorgungsamter):
Die Mechanismen des SPARS-Papiers spiegeln sich im europaischen Rechtsraum
wider: Die Vorabkaufvertrage der EU-Kommission mit BioNTech/Pfizer (Klausel 11.9)
walzten die finanzielle Haftung fir unerwartete Impfschaden auf die Steuerzahler ab,
wahrend die nationalen Versorgungsamter (in Deutschland nach § 60 IfSG bzw. ab
2024 nach dem SGB XIV) durch burokratische Hirden Anerkennungsquoten im
Promillebereich produzierten.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

e Forensische Differenzierung: Foresight Planning vs. Erzeugungsfiktion:
Fir eine gerichtsfeste Beweisfihrung ist die methodische Natur von
Ubungsszenarien exakt zu definieren:

o Widerlegung unhaltbarer Thesen: Das SPARS-Dokument belegt nicht, dass
das reale SARS-CoV-2-Virus 2017 bereits im Labor existierte oder die
Pandemie vorséatzlich inszeniert wurde.

o Der justiziable Befund: Das Dokument liefert den strikten Beweis flr
praexistente administrative Reaktionsschablonen. Das Auftreten
neurologischer Impfschaden, die Verlagerung des finanziellen Risikos tUber
Sondergesetze, die Verschleppung von Entschadigungsverfahren und die
kommunikative Diskreditierung Geschadigter waren der Fachburokratie Jahre
vor 2020 im Detail bekannt. Die Legislativen Handlungen ab 2021 waren
keine improvisierten Reaktionen auf unerwartete Vorkommnisse, sondern der
Abruf vordefinierter administrativer Konfliktstrategien.
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Struktureller Moral Hazard durch Haftungsfreistellung:

Das SPARS-Szenario analysiert das ordnungspolitische Grundproblem des
Pandemiemanagements: Werden Hersteller ber gesetzliche oder vertragliche
Schutzschirme vollstandig von der Produkthaftung freigestellt, verlagert sich das
Gesamtrisiko einseitig auf den Burger. Zulassungs- und Aufsichtsbehoérden (PEI,
EMA, FDA) geraten in eine systemische Interessenkollision: Um den Erfolg der
eigenen Impfkampagne nicht zu beschadigen, besteht ein immanenter Anreiz,
Sicherheitssignale kleinzurechnen und Betroffene als statistisch irrelevante
Einzelfalle abzutun.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,SPARS war ein reines akademisches Gedankenspiel ohne behérdliche
Relevanz“: Das Johns Hopkins Center for Health Security ist kein
theoretisches Seminar, sondern die zentrale Denkfabrik fir
Biosicherheitsarchitektur der US-Regierung. Seine Leitfaden flieRen
unmittelbar in die Einsatzdoktrinen von HHS, CDC und dem
Verteidigungsministerium ein.

o ,Behérden haben Impfschadensberichte transparent und ziigig gepriift’: Die
Realitat der deutschen Versorgungsamter und des US-amerikanischen CICP
belegt das Gegenteil: Zehntausende Antrage stauten sich Gber Jahre,
Anerkennungsverfahren wurden durch Gberzogene Kausalitadtsanforderungen
blockiert, und das Post-Vac-Syndrom wurde Uber Jahre hinweg administrativ
verdrangt — exakt entlang des im SPARS-Papier vorgezeichneten Pfades.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Ausschluss des Einwands der behordlichen Ahnungslosigkeit:
Regierungsstellen und Behdrdenvertreter konnen sich in Amtshaftungs- und
Schadensersatzprozessen nicht darauf berufen, schwere Spat- und Folgeschaden
seien ein ,vollig unvorhersehbares Lebensrisiko“ gewesen. Dokumente wie SPARS
2017 belegen, dass die Entstehung gravierender Schadensmuster bei beschleunigt
zugelassenen Substanzen sowie die administrative Uberlastung der
Entschadigungssysteme behordliche Standardannahmen waren. Wer eine
Injektionskampagne unter massivem Druck durchsetzt, wahrend er parallel die
Haftung der Hersteller aushebelt und Risiken verharmlost, handelt nicht in
unverschuldetem Irrtum, sondern nimmt die Schadigung von Birgern billigend in
Kauf (Eventualvorsatz im zivil- und haftungsrechtlichen Sinne).

Zerstorung der Wirksamkeit der Einwilligung (Informed Consent, § 630e BGB):
Die rechtliche Wirksamkeit einer medizinischen Einwilligung setzt eine vollstandige
und wahrheitsgemale Aufklarung voraus. Wenn das strukturelle Risiko schwerer
neurologischer Schaden und die faktische Blockade staatlicher
Entschadigungssysteme der Fachwelt und den Behdrden vorab bekannt waren, hatte
dieser Umstand zwingend Gegenstand des Aufklarungsgesprachs sein missen. Das
bewusste Verschweigen dieser Systemrisiken entwertet die rechtliche Wirksamkeit

84



der Einwilligung des Geimpften und begrundet die zivilrechtliche Haftung der
Verantwortlichen.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VWGO):

Ein Gericht verletzt das Gebot der materiellen Wahrheitsfindung, wenn es das
behdérdliche Narrativ der ,schicksalhaften Unvorhersehbarkeit” ungepruft als
Tatsache behandelt. Richter sind von Amts wegen verpflichtet aufzuklaren, inwieweit
behoérdliche Warnmechanismen zugunsten vordefinierter Kommunikationsstrategien
missachtet wurden. Das Ausblenden dokumentierter Szenarien wie SPARS 2017
stellt eine willkirliche Beweisantizipation dar und verletzt das Recht auf ein faires
Verfahren (Art. 6 EMRK).
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26. Das Rockefeller-Szenario ,.Lock Step‘ (2010): Autoritare Governance,

technologische Uberwachung und die Normalisierung des
Ausnahmezustands

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die weltweite Gleichférmigkeit und beispiellose Harte Legislativer Zwangsmalinahmen ab
Fruhjahr 2020 — Lockdowns, universelle Maskenpflichten, Ausgangssperren, digitale
Immunitatsnachweise und physische Zugangskontrollen — wurden der Offentlichkeit als rein
sachlogische, naturwissenschaftlich zwingende und unkoordinierte Spontanreaktionen
souveraner Nationalstaaten auf eine neuartige Naturgefahr prasentiert:

1. Das Postulat der naturwissenschaftlichen Alternativiosigkeit: Regierungen und
Gerichte stellten die radikalen Grundrechtseingriffe als rein epidemiologisch
determinierte SchutzmaRnahmen dar, die aus der Akutsituation heraus ohne
Vorbereitung oder vorgefasste Modelle improvisiert werden mussten.

2. Die Fiktion der vollstandigen Riickabwicklung: Es wurde zugesichert, dass
autoritare Kontroll- und Uberwachungsmechanismen nach Beendigung der akuten
Gesundheitskrise ausnahmslos und riickstandslos abgebaut wirden.

3. Tabuisierung strategischer Governance-Modelle: Jeder Hinweis darauf, dass der
Ubergang zu autoritirer Steuerung, die Durchsetzung biometrischer Uberwachung
und die Normalisierung des Ausnahmezustands Gegenstand langjahriger
strategischer Zukunftsstudien einflussreicher Think-Tanks und Stiftungen waren,
wurde als substanzlose Spekulation und ,Verschwoérungstheorie® delegitimiert.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

e Der Zukunftsbericht der Rockefeller Foundation (Mai 2010):
Unter dem Titel ,,Scenarios for the Future of Technology and International
Development” verdffentlichten The Rockefeller Foundation und das renommierte
Zukunftsforschungsnetzwerk Global Business Network (GBN) eine strategische
Leitstudie, die vier hypothetische Zukunftsmodelle zur globalen Entwicklung und
Machtverteilung entwarf.

e Das Szenario ,,Lock Step“ (Seiten 18-25):
Das einflussreichste Modul des Berichts trug den programmatischen Untertitel:
A world of tighter top-down government control and more authoritarian leadership,
with limited innovation and growing citizen pushback.”
Die dort formulierte Projektion zeichnete den Ablauf der Ereignisse von 2020 bis
2022 mit struktureller Prazision vor:

o Der pandemische Ausldser: Das Szenario modelliert den Ausbruch eines
extrem virulenten und hochansteckenden Erregers (im Text als
Pandemie-Influenza beschrieben), der das weltweite Wirtschaftsleben und
globale Lieferketten lahmlegt.
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o Die chinesische Vorreiterrolle: Das autoritare Regime in Peking reagiert im
Szenario am schnellsten und effektivsten, indem es rigorose, verpflichtende
Quarantéanen uber die gesamte Bevolkerung verhangt und alle Grenzen
hermetisch schlief3t — ein Vorgehen, das im Bericht ausdrucklich als
Uberlegenes Krisenmodell gegentber zégerlichen westlichen Demokratien
dargestellt wird.

o Die westliche Adaption autoritdrer Kontrollmethoden: Westliche Demokratien
ubernehmen die autoritaren chinesischen Mechanismen: ,Governments
around the world took a firmer grip on their citizens, imposing mandatory face
masks, body-temperature checks at the entries to communal spaces like train
stations and supermarkets.”

o Die dauerhafte Verfestigung (Function Creep): Nach dem Abflauen der
Infektionswelle werden die Kontrollen nicht zurlickgebaut, sondern
institutionalisiert: ,Even after the pandemic faded, this more authoritarian
control and oversight of citizens and their activities stuck and even
intensified.”

o Bdurger tauschen aus Furcht vor Folgekrisen (Pandemien, Terrorismus,
Umweltkatastrophen) sukzessive personliche Souveranitat und Privatsphare
gegen staatlich versprochene Sicherheit ein.

o Biometrische Pass- und Identifikationssysteme: Einfuhrung standardisierter
digitaler und biometrischer Ausweise als zwingende Grundvoraussetzung fur
die Teilnahme am Wirtschaftsleben, Mobilitdt und den Zugang zum
offentlichen Raum.

e Reale Entsprechungen in der Gesetzgebung ab 2021:
Die im Text antizipierten Mechanismen materialisierten sich nach 2020 in geltendem
Recht und supranationalen Abkommen:
o Etablierung des EU Digital COVID Certificate und dessen permanente
Uberfiihrung in das globale Zertifizierungsnetzwerk der WHO (Global Digital
Health Certification Network, GDHCN).

o Novellierung der europaischen eIDAS-Verordnung zur verpflichtenden
Bereitstellung der EUDI-Wallet (European Digital Identity).

o Verstetigung von Notstandsbefugnissen in nationalen Gesetzen (u. a. die
Neufassungen der §§ 28a ff. IfSG in Deutschland).

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

e Forensische Differenzierung: Strategische Vordenkerrolle statt geheimer
Einsatzbefehl: Fir eine gerichtsfeste Beweisflhrung ist die saubere methodische
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Abgrenzung unerlasslich:

o Widerlegung unhaltbarer Thesen: Der Bericht von 2010 war kein geheimer
Umsturz- oder Operationsplan, sondern eine offentlich publizierte
Zukunftsstudie (Foresight Scenario) einer finanzstarken Stiftung zur
Orientierung politischer und 6konomischer Fuhrungskader. Die Annahme
eines konspirativen ,Drehbuchs® [asst sich formell nicht beweisen und
schwacht juristische Argumentationen.

o Der justiziable Befund: Das Dokument belegt das Denkmuster
transnationaler Planungsstébe. Die Uberzeugung, dass demokratische
Willensbildungsprozesse in Krisen zu ineffizient seien und dass zentralisierte,
technokratisch-autoritéare Steuerungsmodelle chinesischer Pragung das
kiinftige Governance-ldeal darstellen, war zehn Jahre vor COVID-19 in
elitaren Zirkeln etabliert. Der autoritare Notstandsstaat war kein spontaner
Zufall, sondern ein vorbereitetes administratives Konzept.

e Psychologische Notstandsakzeptanz und Konditionierung:
Lock Step analysiert treffend die soziologische Dynamik kollektiver Angst: Unter dem
Eindruck existenzieller Bedrohungsszenarien akzeptiert die Bevolkerung
tiefgreifende Grundrechtssuspensionen, die im Normalbetrieb auf geschlossenen
Widerstand stofRen wiirden. Physische Zugangskontrollen (Temperaturmessungen,
QR-Code-Scanner an Eingangen von Supermarkten und Bahnhofen) fungierten als
verhaltensbiologische Schwellen, die die Bevolkerung an eine dauerhafte
Selektionsarchitektur gewdhnten.

e Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,Es war nur eines von vier Szenarien ohne Handlungsrelevanz*®: Zwar enthielt
der Bericht vier Alternativen, doch die strukturelle Deckungsgleichheit
zwischen Lock Step und dem tatsachlichen Pandemiemanagement der Jahre
2020 bis 2022 ist exakt: Maskenmandate im Einzelhandel, Bewunderung des
Wuhan-Modells, biometrische Zugangshirden und die Digitalisierung von
Identitaten folgten Punkt fur Punkt diesem Leitfaden. Das Papier fungierte als
intellektuelles Skript, das bei Ausrufung der Krise bruchlos aktiviert wurde.

o ,Demokratien kehrten vollstdndig zum Normalzustand zurtick”: Diese
Behauptung ignoriert die reale normative Entwicklung. Weder das
WHO-GDHCN-Netzwerk noch die EUDI-Wallet-Struktur oder die erweiterten
Verordnungsermachtigungen in den Infektionsschutzgesetzen wurden
ruckabgewickelt. Der Ausnahmezustand hinterlie3 eine dauerhafte digitale
und administrative Kontrollinfrastruktur — exakt wie in Lock Step prognostiziert
(,Stuck and even intensified®).

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

e Erschiitterung des Dogmas der ,,naturwissenschaftlichen Notwendigkeit“:

88



Verwaltungs- und Verfassungsgerichte legitimierten schwerste Eingriffe in die
Freiheitsrechte (Art. 2 Abs. 1, Art. 11, Art. 12 GG) regelmalig mit der Behauptung,
die Ubernahme autoritérer Kontroll- und Quaranténestrategien sei eine
naturwissenschaftlich unausweichliche Notwendigkeit gewesen.

o Die Existenz von Strategiepapieren wie Lock Step (2010) belegt, dass diese
Instrumente nicht primar aus der biologischen Beschaffenheit des Virus
abgeleitet wurden, sondern dem Modell einer technokratischen
Governance-Doktrin entsprachen, die autoritare Interventionen systematisch
Uber burgerliche Freiheiten stellt.

o Gerichte, die diese MalRnahmen als ,rein alternativlos® bewerten, verkennen
die ideologische Genese moderner Krisenpolitik und verfehlen ihre
verfassungsrechtliche Kontrollfunktion gegenuber Legislativen
Machtanspriichen.

Rechtfertigender Notstand und legitime Grundrechtsverteidigung (§ 34 StGB /
Art. 20 Abs. 4 GG):

Burger, Juristen oder Arzte, die sich der Verfestigung dieses administrativen
Kontrollregimes widersetzten — sei es durch die Verweigerung digitaler Nachweise,
das Ausstellen von Befreiungsattesten oder das Einfordern von Grundrechten —,
handelten im Rahmen legitimer verfassungsrechtlicher Gefahrenabwehr:

o Das Grundgesetz verbietet nach dem Grundsatz der Menschenwirde (Art. 1
Abs. 1 GG i. V. m. dem Volkszahlungsurteil BVerfGE 65, 1) die
Transformation des freien Blrgers in ein dauerhaft registriertes, biometrisch
kontrolliertes und anlasslos erfasstes Objekt staatlicher Uberwachung.

o Das Abwehren der antizipierten ,Lock-Step“-Strukturen war kein
ordnungswidriger Ungehorsam, sondern die Verteidigung der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung gegen eine schleichende Entkernung
bargerlicher Abwehrrechte.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VWGO):

Ein Spruchkérper verletzt das Gebot der materiellen Wahrheitsfindung, wenn er in
Verfahren gegen Kritiker die motivationale Grundlage des Widerstands als
,Staatsfeindlich“ oder ,wahnhaft“ stigmatisiert und vorliegende strategische
Vorbereitungspapiere unbertcksichtigt I1asst. Richter sind verpflichtet zur Kenntnis zu
nehmen, dass die Beflirchtung einer dauerhaften Etablierung autoritarer
Uberwachungsinfrastrukturen auf realen, dokumentierten Planungsmodellen
fuhrender Institutionen beruht. Wer diese Faktenlage ignoriert, degradiert die
Rechtsprechung zum blof3en Vollstreckungsorgan technokratischer
Normierungsinteressen.
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27. Pandemie-Plane der Regierungen vor 2020: Das Verwerfen

evidenzbasierter Schutzkonzepte zugunsten autoritarer
Ad-hoc-MaRnahmen

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die ab Marz 2020 verhangten radikalen Grundrechtseingriffe — flachendeckende Lockdowns
gesunder Bevolkerungen, Schul- und KitaschlieBungen, Ausgangssperren sowie
GrenzschlieBungen — wurden von Legislative und Gerichten als alternativiose,
naturwissenschaftlich zwingende Reaktionen dargestellt:

1. Das Postulat des epidemiologischen Vakuums: Regierungen postulierten, man
habe vor einer historisch beispiellosen Bedrohungslage ohne
Handlungsanweisungen gestanden und neue Schutzinstrumente ad hoc erfinden
mussen, um den Kollaps des Gesundheitswesens abzuwenden.

2. Die Fiktion der Alternativiosigkeit: Die Stilllegung des gesellschaftlichen Lebens
nach dem Modell der chinesischen Abriegelungspolitik (Wuhan-Modell) wurde als die
einzig verflgbare wissenschaftliche Handlungsoption prasentiert.

3. Delegitimierung des Verweises auf tradierte Plane: Kritiker, die das Verlassen der
etablierten Katastrophenschutzplane rigten, wurden als Verharmloser der
Gefahrenlage delegitimiert.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

e Nationaler Pandemieplan Deutschlands & Sachverstandigenbericht (§ 5 Abs. 9
IfSG):
Der gesetzliche Sachverstandigenausschuss zur Evaluierung der
Corona-MafRnahmen hielt in seinem Abschlussbericht vom 30.06.2022 fest, dass
Deutschland Uber einen detaillierten, evidenzbasierten Nationalen Pandemieplan
verfugte:

o Inhalt der Plane: Der Nationale Pandemieplan (Teil Il: Wissenschaftliche
Grundlagen) basierte auf jahrzehntelanger Forschung zu respiratorischen
Pandemien. Er sah zielgerichtete Interventionen vor: gezielten Schutz
vulnerabler Hochrisikogruppen, hausliche Isolation klinisch Erkrankter,
Kapazitatsausbau im Behandlungssektor und freiwillige
Verhaltensmodifikationen.

o Expliziter Ausschluss von Zwangsmassnahmen: Lockdowns flr gesunde
Bevolkerungen, anlasslose Quarantanen symptomfreier Kontaktpersonen und
Grenzschliefungen wurden in den Planen vor 2020 ausdricklich nicht
empfohlen, da ihr epidemiologischer Nutzen als ungesichert galt und die
gesellschaftlichen Kollateralschaden als verheerend eingestuft wurden.
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Internationale WHO-Leitlinien zu nicht-pharmazeutischen MaBnahmen (Herbst
2019):

Unmittelbar vor dem Ausbruch publizierte die Weltgesundheitsorganisation die
Ubersichtsarbeit ,, Non-pharmaceutical public health measures for mitigating the risk
and impact of epidemic and pandemic influenza*. Darin schloss die WHO
flachendeckendes Kontakt-Tracing bei breiter Transmission sowie
Grenzschlieflungen aus wissenschaftlichen und rechtsstaatlichen Erwagungen
explizit aus: ,Border closures: Not recommended under any circumstances.” Das
Abriegeln ganzer Stadte und Regionen wurde bis Anfang 2020 in den globalen
Standards der Infektionskontrolle als unvereinbar mit moderner Epidemiologie
abgelehnt.

Interner RKIl-Lagebericht vom 03.03.2020 (Dokument Seite_COVID-19.txt):

Die internen Arbeitspapiere des Robert Koch-Instituts belegen, dass die Behdrde
noch Anfang Marz 2020 streng nach den tradierten Pandemieplanen operierte:
Erfassung von Verdachtsfallen nach prazisen klinischen Kriterien, prioritare
Vermeidung von Fehlallokationen bei Tests und Kliniken sowie gezieltes
Containment. Erst nach politischer Intervention und dem Wechsel zu
Worst-Case-Modellierungen des Imperial College London (Ferguson-Report) wurden
diese Leitlinien innerhalb weniger Tage verwaltungsintern beiseitegeschoben.

Parallele Vorbereitungslage in GroRbritannien und Neuseeland:

Sowohl die britische UK Influenza Pandemic Preparedness Strategy (2011) als auch
der neuseelandische Pandemieplan sahen vor, die Gesellschaft wahrend einer
respiratorischen Welle weitgehend im Normalbetrieb zu halten. Beide Staaten
verwarfen ihre parlamentarisch legitimierten Plane im Marz 2020 zugunsten
chinesischer Abriegelungsdoktrinen.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Der Bruch mit dem Henderson-Paradigma:
Die moderne Infektionsepidemiologie wurde mafgeblich durch D.A. Henderson
(Leiter des Pockenausrottungsprogramms der WHO) gepragt. In seiner
wissenschaftlichen Grundsatzarbeit (Biosecurity and Bioterrorism, 2006) wies er
nach:
o Epidemien respiratorischer Viren lassen sich durch Stilllegungen,
Kontaktsperren und Bewegungseinschrankungen weder aufhalten noch
ausrotten.

o Massive Eingriffe in das soziale und wirtschaftliche Geflige erzeugen schwere
sekundare Morbiditat und Mortalitat, zerstoren das Vertrauen in staatliche
Institutionen und schwachen die gesamtgesellschaftliche Resilienz.

o Die methodische Zéasur: Im Marz 2020 verlieRen Regierungen die empirische
Evidenzbasis und ersetzten jahrzehntelang erprobte Plane durch theoretische

Computersimulationen, die auf unvalidierten Modellannahmen beruhten.

Fehlender Wirksamkeitsnachweis fiir Generalinterventionen:
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Der Sachverstandigenbericht nach § 5 Abs. 9 IfSG von 2022 bestatigte nachtraglich
die Annahmen der Vorkrisen-Plane: Fur viele der drastischen EinzelmalRnahmen
(Ausgangssperren, SchulschlieBungen, 2G/3G-Zugangsbeschrankungen) liel3 sich
im Nachhinein keine signifikante, isolierbare Wirksamkeit auf das
Infektionsgeschehen wissenschaftlich nachweisen.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o ,SARS-CoV-2 war kein Influenzavirus, weshalb die Plédne nicht griffen*:
Dieser Einwand ist aerobiologisch unhaltbar. Die Ubertragungswege
(Tropfchen, Aerosole) respiratorischer Erreger sind bei Coronaviren und
Influenzaviren physikalisch identisch. Zudem waren die Pandemieplane
methodisch ausdriicklich auf neuartige Viren mit hoher Virulenz ausgelegt.
Far ein Pathogen mit einer Infektionssterblichkeit (IFR) von unter 0,3 %
drastischere Eingriffe zu wahlen als flr schwere pandemische
Influenzaszenarien mit 2 bis 3 % Letalitat, entbehrt jeder epidemiologischen
Logik.

o ,Das Umschwenken erfolgte nach dem Vorsorgeprinzip zur Vermeidung von
Bettennotstand”: Das verfassungsrechtliche Vorsorgeprinzip verpflichtet zur
Abwagung aller Rechtsguter. Das Verwerfen bestehender Plane ohne
simultane Risiko-Nutzen-Analyse der immensen Kollateralschaden
(aufgeschobene Operationen, psychische Erkrankungen von Kindern,
okonomische Insolvenzen) stellt keine Vorsorge dar, sondern einen
methodischen Abwagungsfehler.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Verletzung des verfassungsrechtlichen Erforderlichkeitsgebots (Art. 20 Abs. 3
GG):

Eine staatliche Eingriffsmalinahme ist juristisch nur dann erforderlich, wenn kein
milderes, gleich wirksames Mittel zur Verfligung steht.

o Da die Staaten Uber ausgearbeitete, evidenzbasierte Pandemieplane
verfugten, die auf zielgerichteten Schutz und milde Interventionen setzten,
handelte die Legislative fehlerhaft, indem sie diese Plane ohne tragfahige
wissenschaftliche Begrundung verwarf.

o Die Weigerung der Verwaltungsgerichte, die Diskrepanz zwischen den
bestehenden Planen und den Ad-hoc-Verordnungen aufzuklaren, stellt eine
Verletzung der richterlichen Kontrollpflicht dar.

Rechtfertigender Notstand und Entlastung fiir Kritiker (§ 34 StGB):

Blrger, Beamte oder Arzte, die sich Verordnungen widersetzten und auf den Erhalt
gesellschaftlicher Grundfunktionen pochten, handelten nicht ordnungswidrig oder
staatsfeindlich:
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o Sie verteidigten exakt jene Schutzkonzepte, die von den nationalen
Gesundheitsbehoérden (RKI) und der WHO bis Anfang 2020 als
wissenschaftlicher Konsens kodifiziert worden waren.

o Ein rechtsstaatliches Urteil darf Blrgern nicht vorwerfen, sich an die
evidenzbasierten Vorgaben der offiziellen Pandemieplane gehalten zu haben,
wahrend die Ministerialblrokratie diese im Handstreich zugunsten autoritarer
Modelle suspendierte.

e Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwGO):
Gerichte verletzen die materielle Wahrheitsfindung, wenn sie die Behauptung der
Legislative, es habe im Fruhjahr 2020 keine Handlungsalternative zu Lockdowns
gegeben, ungeprift als Tatsache Ubernehmen. Richter sind verpflichtet, die
bestehenden Pandemieplane zum Gegenstand der Beweisaufnahme zu machen.
Das vorsatzliche Ausblenden vorkrisenhafter Leitlinien entzieht Urteilen gegen
Mafinahmenkritiker die verfassungsrechtliche Geschaftsgrundlage.
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28. Das US-GroBRmanéver ,Crimson Contagion“ (August 2019):

Behordliche Belastungsproben, logistisches Vorwissen und die Grenzen
des ,,Predictive Programming‘“-Konzepts

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die Regierungen der westlichen Welt stellten die ab Frihjahr 2020 aufgetretenen
logistischen Engpasse, Versorgungszusammenbriiche und administrativen Verwerfungen als
Folge einer vdllig unvorhersehbaren Naturkatastrophe dar:

1. Das Postulat der absoluten Uberrumpelung: Staaten und Gesundheitsbehérden
seien von den materiellen und logistischen Herausforderungen — insbesondere dem
akuten Mangel an Schutzkleidung, Masken und Beatmungskapazitaten — ohne jede
Vorwarnung getroffen worden.

2. Die Berufung auf ,,héhere Gewalt“: Das administrative Chaos, GrenzschlielRungen,
Schulstilllegungen und foderale Kompetenzkonflikte wurden als unausweichliche
Begleiterscheinungen eines historisch singularen Schockereignisses deklariert, das
jedes staatliche Vorbereitungspotenzial Uberstiegen habe.

3. Rechtfertigung von Grundrechtseingriffen durch Notstand: Weil das System
unverschuldet vor dem materiellen Kollaps gestanden habe, seien drakonische
Eingriffe in Grundrechte (Ausgangssperren, BetriebsschlieRungen,
Versammlungsverbote) als einzig verfugbare Notbremse unausweichlich gewesen.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

e Das GroRmanover ,,Crimson Contagion 2019“ (13.—16. August 2019):
Unter Federfihrung des Buros flr Katastrophenvorsorge (Office of the Assistant
Secretary for Preparedness and Response, ASPR) im US-Gesundheitsministerium
(HHS) fand die historisch groRte behdrdentbergreifende Katastrophenschutziibung
der Vereinigten Staaten statt:

1. Umfang: Beteiligung von 12 US-Bundesstaaten (u. a. New York, lllinois,
Colorado), 19 Bundesministerien und -behérden (darunter Pentagon, CDC,
FEMA, Heimatschutzministerium/DHS), 74 Krankenhdusern sowie dem
Nationalen Sicherheitsrat (National Security Council, NSC).

2. Szenario: Modelliert wurde der globale Ausbruch eines neuartigen
respiratorischen Virus (aviare Influenza H7N9), das seinen Ursprung in China
hatte und sich durch internationalen Flugverkehr rasch weltweit ausbreitete.

e Modellierungsdaten und Opferprojektionen (PSI-Hearing-Akten):
Die behdrdlichen Modellierungsdaten kalkulierten flr das US-Bundesgebiet mit
drastischen Schadensdimensionen:
1. 110 Millionen Erkrankte,
2. 7,7 Millionen Hospitalisierungen,
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3. 586.000 Todesfalle.

Befunde des offiziellen Abschlussberichts (HHS After-Action Report, Oktober
2019):

Der wenige Monate vor dem realen COVID-19-Ausbruch fertiggestellte After-Action
Report (AAR) hielt die exakten systemischen Bruchstellen detailliert fest:

1. Strategische Materialdefizite: Chronische Unterfinanzierung und fatale
Licken im nationalen Notfalllager (Strategic National Stockpile, SNS),
insbesondere ein dramatischer Mangel an Beatmungsgeraten und
persoénlicher Schutzausristung (PSA).

2. Lieferketten-Fragilitat: Nahezu vollstandige Abhangigkeit der heimischen
medizinischen Versorgung von asiatischen Produktionsstandorten und
globalen Just-in-time-Lieferketten.

3. Féderale Reibungsverluste: Gravierende Kompetenzstreitigkeiten zwischen
Bundes- und Landesebene sowie lokalen Schulbezirken Uber die Befugnis
zur Anordnung von Schulschliefungen und Ausgangsbeschrankungen.

4. Rechtsunsicherheit bei Zwangsmal3nahmen: Fehlende normative Klarheit
Uber die gesetzlichen Eingriffsgrundlagen fir praventive Quarantane- und
Stilllegungsmalnahmen.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Forensische Differenzierung: Katastrophenschutzmanéver versus ,,Predictive
Programming*:

Fir eine tragfahige gerichtliche Argumentation ist die methodische Trennung
zwischen justiziablen Tatsachen und soziologischen Deutungsmodellen zwingend:

o Die methodischen Grenzen des ,Predictive Programming“: Zwar besitzt
dieser Begriff in der Medien- und Kulturkritik einen diskursiven Raum, vor
Gericht verfugt er jedoch Uber keinerlei Beweiskraft und fihrt wegen
mangelnder justiziabler Substanz regelmalig zur Zurtickweisung des
Beweisantrags.

o Der justiziable forensische Befund: Crimson Contagion liefert den strikten
Beweis fur systemisches Vorwissen und institutionelle
Handlungsverweigerung. Die exakten materiellen Versorgungsengpasse
(Maskennotstand, Beatmungsgerate-Mangel, Lieferkettenrisse) waren der
Ministerialburokratie im Oktober 2019 bis ins Detail bekannt und amtlich
protokolliert.

Das Prinzip des institutionellen Organisationsverschuldens:

Zwischen der Verdffentlichung des AAR im Oktober 2019 und dem Ausbruch der
Krise im Marz 2020 wurden behdrdlicherseits keine wirksamen MalRnahmen
ergriffen, um die identifizierten Schwachstellen (Lageraufstockung, Diversifizierung
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von Lieferanten, Normenklarung) zu beheben. Als die pandemische Welle eintraf,
wurde das eigene unterlassene Vorbereitungshandeln nicht eingeraumt, sondern
dazu instrumentalisiert, Grundrechte der Birger einzuschranken, um die staatlich
verschuldeten Kapazitatsliicken provisorisch abzufedern.

e Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o

o

,ES fehlte schlicht die Zeit zur Vorbereitung“: Dieser Einwand greift nicht. Eine
Risikolage, die seit Jahren bekannt war und im August 2019 auf hdchster
Staatsebene durchexerziert wurde, durfte nicht als folgenloser Bericht in
Archiven abgelegt werden. Das Unterlassen praventiver
Beschaffungsmalinahmen stellt ein vorwerfbares Organisationsversagen dar.

LInfluenza ist nicht mit Coronaviren vergleichbar”: Die logistischen und
medizinischen Anforderungen an das Gesundheitssystem (Intensivbetten,
invasive und nicht-invasive Beatmungsplatze, Schutzkleidung, féderale
Meldeketten) sind bei allen schweren respiratorischen Pandemiewellen
identisch. Die biologische Familie des Erregers andert nichts an den
logistischen Kernparametern der Gefahrenabwehr.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

o Wegfall des Einwands der ,,hoheren Gewalt“ im Amtshaftungs- und
Entschadigungsrecht:
Der Staat kann sich in Entschadigungsverfahren (z. B. nach Art. 34 GG i. V. m. § 839
BGB oder nach landesrechtlichen Entschadigungsnormen fur BetriebsschlieRungen)
nicht darauf berufen, von Materialknappheiten und Versorgungsengpassen
unverschuldet Gberrumpelt worden zu sein:

o

Behdordliche Dokumente wie der Crimson Contagion After-Action Report
belegen, dass die Ausfallraten, Lieferengpasse und logistischen
Verteilungskampfe Monate vor dem Ernstfall detailliert ermittelt worden
waren.

Wer dokumentierte Warnsignale ignoriert und das daraus resultierende
Versagen auf Burger und Betriebe abwalzt, haftet fir die Folgen dieses
institutionellen Organisationsverschuldens.

e Erschiitterung der VerhaltnismaBigkeit Legislativer NotstandsmaRnahmen:
Bei der Prifung der Angemessenheit schwerer Grundrechtseingriffe (Art. 12, Art. 11,
Art. 2 Abs. 1 GG) dlrfen Gerichte die Vorgeschichte nicht ausblenden:

o

Ein Notstand, der durch behordliche Untatigkeit trotz vorliegender
Warnberichte verscharft oder erst hervorgerufen wurde, kann im Rahmen des
Ubermalverbots nicht als verfassungsrechtlicher Freibrief dienen, um
Blrgerrechte monatelang aulRer Kraft zu setzen.
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o Der Staat darf die Folgen eigener organisatorischer Versaumnisse nicht
einseitig zu Lasten der individuellen Freiheitsrechte privatisieren.

e Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VWGO):
Richter verletzen das Gebot der materiellen Wahrheitsfindung, wenn sie das
Legislative Narrativ des ,plotzlich Uber uns hereingebrochenen Schicksals® ungepruift
als Tatsache behandeln. Die Justiz hat in Verfahren zur RechtmaRigkeit
pandemischer Anordnungen aufzuklaren, in welchem Male behauptete
Uberlastungsszenarien das direkte Resultat behordlich ignorierter Warnanalysen
waren. Das Ausblenden von Vorbereitungsakten wie Crimson Contagion schutzt
schuldhaftes Verwaltungsversagen vor der verfassungsrechtlich gebotenen
gerichtlichen Kontrolle.
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29. Fiktionale Medien, die sozialpsychologische Realitat narrativer
Vorpragun Predictive Programming‘‘) und die Faktenprifun

behordlicher Dokumente

I. Behauptetes Leitnarrativ & Rezeptionsrahmen

In Diskursen zur Krisenkommunikation wird regelmaRig angeflihrt, die Bevélkerung sei lange
vor 2020 durch fiktionale Produktionen (Spielfilme wie Outbreak, Contagion) und
padagogische Veroffentlichungen mit Ausnahmezustanden vertraut gemacht worden:

1.

Das Postulat der reinen Unterhaltung: Behdrden und Leitmedien deklarierten
fiktionale Seuchenerzahlungen als reine, folgenlose Unterhaltung ohne jeden
Einfluss auf gesellschaftliche Normierungs- und Akzeptanzprozesse im Realraum.

Die Stigmatisierung von Wirkungsanalysen: Der Begriff des ,Predictive
Programming“ — verstanden als Vorpragung kollektiver Verhaltensmuster durch
Medien — wurde von Faktencheckern pauschal als paranoider Verschworungsmythos
abgewehrt.

Vermengung realer Quellen zur Diskursabwehr: Berechtigte Hinweise auf reale
behdrdliche Risikoanalysen und didaktische Graphic Novels wurden im &ffentlichen
Raum mit nachweisbaren Falschmeldungen (wie angeblichen Seuchen-Comics des
Bundestages) vermengt, um jede methodische Analyse medialer
Vorbereitungseffekte pauschal zu diskreditieren.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

Faktencheck: Der angebliche Karlchen-Adler-Comic ,,Virusausbruch“ des
Deutschen Bundestages:

Uber das Referat fiir Offentlichkeitsarbeit und die Kinderplattform (kuppelkucker.de)
vertreibt der Deutsche Bundestag die didaktische Comic-Reihe um das Maskottchen
Karilchen Adler (illustriert von Detlef Surrey). Ein Band mit dem Titel , Virusausbruch*
oder ein Comic, der Seuchen, Quarantanen oder Impfpflichten thematisiert, existiert
in der parlamentarischen Publikationsreihe nachweislich nicht und wurde zu keinem
Zeitpunkt vom Deutschen Bundestag herausgegeben.

Die Quellenverwechslung: Reale Vorbereitungsdokumente im Hintergrund:
Die in Foren kursierende Falschbehauptung beruht auf der fehlerhaften
Verschmelzung zweier real existierender, aber voneinander unabhangiger
Primarquellen:

1. Die EU-Graphic-Novel ,Infected” (2012): Die Europaische Kommission
(Generaldirektion EuropeAid) finanzierte und publizierte 2012 eine Graphic
Novel, die den Ausbruch eines zoonotischen Erregers von einem Tiermarkt,
globale Kontaktnachverfolgung, Quarantanen und die Suche nach einem
Notfallimpfstoff narrativ vorzeichnete.
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2.

Bundestags-Drucksache 17/12051 (Risikoanalyse im Bevélkerungsschutz
2012): Die offizielle Unterrichtung der Bundesregierung enthielt im Anhang
das vom Robert Koch-Institut erarbeitete Szenario ,Pandemie durch Virus
Modi-SARS*, das einen weltweiten Ausbruch eines neuartigen Coronavirus
modellierte.

e Recherchen zur versdumten Pandemievorsorge (Frontal21 | ZDF):
Investigative Medien wiesen anhand der Bundestags-Drucksache 17/12051 nach,
dass der Bundesregierung die Parameter eines SARS-Ausbruchs acht Jahre vor
dem Ernstfall detailliert vorlagen, die zustandigen Ministerien jedoch die Einlagerung
von Schutzkleidung und Masken straflich vernachlassigten.

lll. Wissenschaftlich-methodischer & sozialpsychologischer Befund

Wahrend der popkulturelle Begriff des ,Predictive Programming® in esoterischen Milieus oft
als Ubernaturliche oder zentral gesteuerte Gehirnwasche missverstanden wird, stiitzt sich
der Kern des Phanomens — die gezielte Beeinflussung kollektiver Verhaltens- und
Duldungsbereitschaften Uber narrative Wiederholung — auf die methodisch fundiertesten
Standardwerke der akademischen Sozialpsychologie und Massenkommunikation:

e Kognitions- und Lernpsychologie (Die Mikro-Ebene der Verhaltenspragung):

O

Mere Exposure Effect (Zajonc, 1968, ,Attitudinal Effects of Mere Exposure®,
JPSP Monograph): Robert Zajonc wies experimentell nach, dass die bloRe,
wiederholte Konfrontation mit einem zunachst unvertrauten oder aversiven
Stimulus zu einer positiveren oder toleranteren Bewertung fuhrt. Werden
Gesellschaften Uber Jahre narrativ an das Bild von Masken, Absperrbandern
und Seuchenpatrouillen gewdhnt, sinkt die psychologische Abwehrreaktion
drastisch, sobald diese MalRhahmen real verordnet werden.

Semantisches und behaviorales Priming (Bargh, Chen & Burrows, 1996): Die
kognitionspsychologische Forschung belegt, dass subtile sprachliche und
visuelle Reize mentale Schemata unbewusst aktivieren, die das nachfolgende
Urteils- und Entscheidungsverhalten determinieren. Die mediale
Dauerprasenz fiktionaler Pandemieszenarien etablierte ein voraktiviertes
Notstandsschema, das im Marz 2020 durch behérdliche Signalwdrter
(~-exponentielles Wachstum®, , Triage“) unmittelbar getriggert werden konnte.

Social Learning Theory & Modelllernen (Bandura, 1961/1963,
Bobo-Doll-Studien): Albert Bandura bewies, dass Menschen
Verhaltensweisen nicht nur durch eigene Erfahrung, sondern durch das
Beobachten von Modellen erlernen — ausdricklich auch Uber symbolische
und fiktionale Medien. Das in Filmen vorgelebte Verhalten (rigoroser
Gehorsam gegeniiber Seuchenbehoérden, Denunziation von
Quarantanebrechern) dient dem Rezipienten als internalisierte
Handlungsmatrize.
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e Massenkommunikation und Soziologie (Die Makro-Ebene der
Realitatskonstruktion):

o Cultivation Theory & ,Mean World Syndrome* (Gerbner ab 1969, Cultural
Indicators Project): George Gerbner wies nach, dass intensiver
Medienkonsum die Realitdtswahrnehmung ganzer Bevdlkerungsgruppen
nachhaltig verschiebt (Massenfiktion kultiviert geteilte Realitdtsmodelle).
Rezipienten von Katastrophen- und Kriminalinhalten schatzen die Gefahren
der realen Welt systematisch um ein Vielfaches hoher ein, als sie empirisch
sind (Gerbner 1980, ,,Deaths in daytime television*). Die fiktionale Vorpragung
erzeugte ein Ubersteigertes Vulnerabilitatsgefihl.

o Agenda-Setting-Theory (McCombs & Shaw, 1972): Was in den Medien
wiederholt und priorisiert dargestellt wird, bestimmt, was die Bevolkerung fur
real und dringlich halt (Salience Transfer). Die mediale Gewichtung diktiert die
Relevanzhierarchie im Denken der Rezipienten — eine Dynamik, die fur
fiktionale Formate ebenso greift wie fir redaktionelle Berichterstattung.

o Schweigespirale (Noelle-Neumann): Die massenmediale Dominanz eines
einzigen Narrativs erzeugt die Wahrnehmung eines lickenlosen
gesellschaftlichen Konsenses. Abweichende Positionen werden aus Furcht
vor sozialer Isolation verschwiegen, wodurch die scheinbare Einstimmigkeit
kinstlich verstarkt wird.

e Historische GroR-Feldexperimente medialer Wirksamkeit:

o Hadley Cantril (1940, ,The Invasion from Mars*): Die Princeton-Studie
analysierte die reale Massenpanik nach der Radioausstrahlung von Orson
Welles’ War of the Worlds (1938). Cantril wies empirisch nach, wie die
Kombination aus dramaturgischer Fiktion, dem Auftreten vermeintlich
objektiver Experten/Behdrdenvertreter und vorbestehender gesellschaftlicher
Verunsicherung die rationale Urteilsfahigkeit breiter Bevolkerungsschichten
vollstandig aulRer Kraft setzen kann.

o Broadcast-Empirie zu , The Day After” (ABC, 1983): Der fiktionale Spielfilm
Uber die Folgen eines nuklearen Schlags auf die USA fungierte als nationales
sozialpsychologisches Feldexperiment. Breit angelegte empirische
Begleitstudien (u. a. Bradbury et al., publiziert in Fachzeitschriften wie
American Psychologist und Journalism Quarterly) wiesen nach, dass eine
einzige fiktionale Ausstrahlung ausreichte, um das Angstniveau, die politische
Risikobewertung und den o6ffentlichen Sicherheitsdiskurs einer ganzen Nation
Uber Monate hinweg messbar zu verschieben.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz
e Uberwindung richterlicher Abwehrreflexe durch methodische Prizision:

Ein Spruchkdérper wird einen Beweisantrag, der mit dem popularen Schlagwort
.Predictive Programming® als geheimdienstliche Verschwdérung argumentiert, nach §
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244 Abs. 3 Satz 2 StPO wegen Ungeeignetheit des Beweismittels oder Volligkeit der
Unerheblichkeit ablehnen.

Die forensisch belastbare Argumentation: Stutzt sich der Vortrag hingegen auf die
anerkannten empirischen GesetzmaBigkeiten der Kognitions- und
Medienwirkungsforschung (Zajonc, Gerbner, Bargh, Bandura) und verknUpft diese
mit dem BMI-,Panikpapier sowie der BT-Drucksache 17/12051, verliert die Justiz die
Madglichkeit, die mediale Vorpragung als abwegig zu verwerfen.

Bedeutung fiir die strafrechtliche Priifung von Notstand und Verbotsirrtum (§§
34, 35, 17 StGB):

Die empirisch nachgewiesenen Mechanismen von Kultivierung (Gerbner) und
Priming (Bargh) erklaren das Zustandekommen des extremen psychischen
Konformitatsdrucks im Pandemiealltag:

o Burger und medizinisches Personal handelten in einem durch fiktionale und
reale Medienberichte massiv voraktivierten Angst- und Bedrohungszustand.

o Arzte, die Befreiungsatteste ausstellten, reagierten auf reale somatische und
psychosomatische Panikreaktionen von Patienten, die durch diese kognitive
Notstandsinduktion destabilisiert worden waren. Dies begrindet das Handeln
im Rahmen des rechtfertigenden Notstands (§ 34 StGB).

Fokus auf das institutionelle Organisationsverschulden statt fiktionaler
Spekulation:

Der justiziable Hebel gegentiber dem Staat liegt nicht in Hollywood-Filmen, sondern
im amtlichen Verwaltungshandeln:

o Der Nachweis des staatlichen Vorwissens stlitzt sich llickenlos auf die
Bundestags-Drucksache 17/12051.

o Dass die Bundesregierung die prazise Ausbreitung eines SARS-Erregers
2012 im Detail simulierte, die Bevorratung von Schutzkleidung jedoch
unterlie und 2020 mit Grundrechtseingriffen auf den selbst verschuldeten
Notstand reagierte, begrindet den rechtlich haltbaren Vorwurf des
institutionellen Organisationsverschuldens (Art. 34 GG i. V. m. § 839 BGB).

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwWGO):

Richter durfen den gesellschaftlichen Konsens des Jahres 2020 nicht als Beweis fur
die objektive Gefahrlichkeit einer Situation behandeln, wenn die
Medienwirkungsforschung (Cantril, Bradbury, Noelle-Neumann) belegt, dass
kollektive Uberzeugungen (iber narrative Mechanismen kinstlich induziert werden
kénnen. Die Weigerung der Gerichte, die Entstehung kollektiver Angstzustande
anhand der sozialpsychologischen Fachliteratur aufzuklaren, stellt eine fehlerhafte
Beweisantizipation dar und verletzt das Recht auf ein faires Verfahren (Art. 6 EMRK).
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30. General-Lockdowns und Stilllegungen: Empirische
Wirkungslosigkeit, Chronologieversagen und dokumentierte
Kollateralschaden

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die flachendeckende Stilllegung des gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und privaten Lebens
— BetriebsschlieBungen, Ausgangssperren, pauschale Kontaktverbote sowie Schul- und
KitaschlieBungen — wurde von Legislative, Legislative und Gerichten als alternativioses
Instrumentarium zur Verhinderung eines Systemkollapses dargestellt:

1. Das Postulat der naturwissenschaftlichen Zwangslaufigkeit: Ohne rigorose
staatliche Stilllegungen der gesamten Bevdlkerung hatte das Virus zu
Hunderttausenden zusatzlichen Toten und dem Zusammenbruch der
intensivmedizinischen Kapazitaten geflihrt (,Bergamo-Szenario®).

2. Monokausale Rettungsbehauptung: Jegliches Abflachen von Infektionskurven
wurde nachtraglich ausschlie3lich den Legislativen Zwangseingriffen zugeschrieben.

3. Ausblendung von Sekundarschaden: Massive gesellschaftliche, gesundheitliche
und wirtschaftliche Verheerungen wurden in der behérdlichen Risikokommunikation
bagatellisiert, als unausweichlicher Preis des Lebensschutzes deklariert oder dem
Virus selbst angelastet. Wer die Verhaltnismafigkeit und Evidenz der Stilllegungen
angriff, wurde im 6ffentlichen Diskurs als unsolidarisch delegitimiert und
ordnungsrechtlich verfolgt.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

e Chronologieversagen der Eingriffsbegriindung (RKI-Dashboard &
Epidemiologisches Bulletin):
Die RKI-eigenen Zeitreihendaten zur effektiven Reproduktionszahl (R-Wert) belegen,
dass die Ubertragungsrate im Marz 2020 bereits vor dem Inkrafttreten des ersten
bundesweiten Lockdowns (23.03.2020) unter die kritische Schwelle von 1,0
gesunken war. Das Abklingen der ersten Infektionswelle war empirisch vollzogen,
bevor die ordnungsrechtlichen ZwangsschlieRungen wirksam werden konnten.

e RKI-Strategiepapier vom 06.04.2020 (Strategie-Ergédnzung zur Bewiltigung der
COVID-19-Pandemie):
Das behdérdeninterne Grundsatzdokument belegt, dass die Fachbehdérde bereits zu
Beginn der MaRnahmen Uber das Ausmal} der nicht-intendierten Folgeschaden
informiert war. Das Institut hielt verwaltungsintern fest:

o Lockdowns und soziale Isolation fiihren zu ,massiven Auswirkungen auf die

Psyche®, einer Zunahme hauslicher Gewalt sowie schweren
Entwicklungsstérungen bei Kindern.

102



o Das Meiden von Arztpraxen und Krankenhdusern droht zu einer gravierenden
Unterversorgung anderer lebensbedrohlicher Krankheitsbilder zu fihren.

o Trotz dieser internen Schadensdokumentation verweigerte das RKI eine
kontinuierliche, interdisziplinare Erfassung und Gegenrechnung dieser
Folgeschaden in seinen Lageberichten.

e Sachverstandigenbericht nach § 5 Abs. 9 IfSG (30.06.2022):
Die gesetzlich eingesetzte Sachverstandigenkommission zur Evaluation der
Pandemiepolitik hielt in ihrem 160-seitigen Abschlussbericht fest:

o Fdr die isolierte Wirksamkeit harter Eingriffe — namentlich Ausgangssperren,
SchlieBungen des Einzelhandels oder grofflachiger Kontaktverbote im Freien
— fehlt bis heute eine belastbare empirische Evidenzbasis.

o Das Gremium rugte ausdrucklich das Unterlassen systematischer
Datenerhebungen durch die Bundesregierung und stellte fest, dass
weitreichende Eingriffe ohne wissenschaftliche Begleitforschung und ohne
Uberpriifung ihrer Erforderlichkeit iber Monate aufrechterhalten wurden.

e Padiatrische Evidenzlage und Entwicklungsstudien (UKE Hamburg / UNICEF):

o COPSY-Léngsschnittstudie (Universitétsklinikum Hamburg-Eppendorf): Rund
70 % der Kinder und Jugendlichen in Deutschland erlitten infolge der
Mafinahmen eine messbare Minderung ihrer Lebensqualitat; depressive
Stérungen, Angstzustande und psychosomatische Erkrankungen stiegen
sprunghaft an und verharrten auf historischem Rekordniveau.

o UNICEF-Berichte: Die weltweiten Schul- und KitaschlieRungen erzeugten
irreversible Bildungs- und Entwicklungsriickstande, vertieften soziale
Ungleichheiten und fuhrten international zu einer Zunahme kindlicher Armut
und Isolation.

e Abschlussbericht des US-Kongresses (House Select Subcommittee, Dezember
2024):
Das ubergeordnete Kontrollgremium des US-Reprasentantenhauses dokumentierte
nach zweijahriger Beweisaufnahme:

o Bundesstaaten mit drakonischen Lockdowns (wie Kalifornien oder New York)
wiesen im Endergebnis keine signifikant besseren Uberlebens- oder
Hospitalisierungsbilanzen auf als Staaten, die friihzeitig auf Offnungen und
gezielten Schutz setzten (wie Florida).

o Die langanhaltenden BetriebsschlieBungen und Ausgangsbeschrankungen
fUhrten zu historischer Bildungsvernichtung, psychischen Krisen und dem

Zusammenbruch hunderttausender wirtschaftlicher Existenzen.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund
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Bruch des Kausalitatsprinzips durch die zeitliche Abfolge:

Ein physikalischer Ursache-Wirkungs-Zusammenhang setzt zwingend voraus, dass
die Ursache der Wirkung zeitlich vorausgeht. Da die RKI-Registerdaten ausweisen,
dass der R-Wert bereits vor dem 23.03.2020 unter 1,0 lag, kann der Lockdown nicht
die Ursache fiir das Brechen der Welle gewesen sein. Der Riickgang war das
Resultat saisonaler Auslaufdynamiken und eigenverantwortlicher Vorsicht der
Bevdlkerung, nicht der juristischen Zwangsakte.

Das empirische Null-Signal: Die Johns-Hopkins-Metaanalyse (Herby, Jonung &
Hanke, 2022):

Die umfassende systematische Ubersichtsarbeit des Johns Hopkins Institute for
Applied Economics wertete sdmtliche internationalen Vergleichsstudien zur
Effektivitdt von Lockdowns aus. Das Ergebnis widerlegt das behdrdliche Narrativ
vollstandig:

o Lockdowns in Europa und den USA senkten die COVID-19-Mortalitat im
Durchschnitt um lediglich 0,2 %.

o Ausgangssperren (Stay-at-home orders) reduzierten die Sterblichkeit um
marginale 2,9 % und waren in den meisten Modellierungen statistisch nicht
von Null unterscheidbar.

o Die Autoren schlussfolgerten unmissverstandlich: ,Lockdowns have had little
to no public health effects, while they have imposed enormous economic and
social costs.”

Das reale Gegenexperiment Schweden:

Schweden widerlegte die Modellannahmen des Imperial College London
(Ferguson-Report 9) in der Praxis. Ohne allgemeine Ausgangssperren, ohne
Betriebsstilllegungen, ohne Schulschliefungen fur unter 16-Jahrige und ohne
Maskenmandate verzeichnete Schweden Uber den Gesamtzeitraum 2020-2022 eine
der niedrigsten kumulierten Ubersterblichkeitsraten in ganz Europa
(Eurostat/WHO). Dieses empirische Realexperiment beweist, dass zwischen der
Harte hoheitlicher Lockdowns und der Gesamtuberlebensrate einer Bevdlkerung
keine positive Korrelation existiert.

Bruch mit der evidenzbasierten Epidemiologie (D.A. Henderson):

Die Verhdngung von General-Quarantanen Uber gesunde Populationen verstiel3
gegen die Grundsatze der klassischen Infektionsepidemiologie (Henderson et al.,
2006):

o Atemwegsviren lassen sich durch Ausgangssperren nicht eliminieren.
o Zwangseingriffe verlagern die Kontakte primar in Innenrdume und den

hauslichen Bereich, wo Aerosolkonzentrationen am hochsten sind und die
Ubertragungsraten steigen.
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o Kollektive Einsperrungen schwachen durch Bewegungsmangel,
Sonnenlichtentzug (Vitamin D) und chronischen psychischen Stress das
Immunsystem der Gesamtbevolkerung.

Verdrangte Regelversorgung und Sekundarmortalitat:

Die administrative Monofokussierung des Gesundheitssystems erzeugte iatrogene
Kollateralschaden: Das Aussetzen von Krebsfriiherkennungen, das Aufschieben
kardiologischer Notfalleinweisungen und die Unterdriickung elektiver Eingriffe fihrten
zu einer diagnostischen und therapeutischen Licke. Ein signifikanter Anteil der ab
2021 registrierten Ubersterblichkeit geht epidemiologisch auf diese behérdlich
verordnete Unterversorgung zurtck.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Volistandiger Wegfall der verfassungsrechtlichen Geeignetheit (Art. 20 Abs. 3
GG):

Eine Eingriffsnorm ist verfassungswidrig, wenn sie zur Erreichung des legitimen
Zwecks ungeeignet ist.

o Da die RKI-Primardaten belegen, dass der R-Wert bereits vor dem Lockdown
unter 1,0 sank, und internationale GroRRstudien den
infektionsepidemiologischen Netto-Effekt mit nahezu 0 % beziffern, fehlte
General-Stilllegungen die tatsachliche Geeignetheit.

o Gerichte, die Lockdowns mit der formelhaften Begrindung bestatigten, die
Mafinahmen seien ,offenkundig geeignet gewesen, die Infektionsdynamik zu
stoppen®, verletzten das Willkurverbot (Art. 3 Abs. 1 GG), da sie eine
widerlegte Legislative Schutzbehauptung tber die mathematische
Primarevidenz stellten.

Verletzung des verfassungsrechtlichen UbermaRverbots:

Das Grundgesetz kennt keine absolute Hierarchie zugunsten eines einzelnen
Rechtsguts unter vollstandiger Suspendierung aller kollidierenden Garantien.
Werden Berufsfreiheit (Art. 12 GG), Eigentum (Art. 14 GG), Freizigigkeit (Art. 11 GG)
und das Kindeswohl (Art. 6 GG i. V. m. Art. 3 UN-KRK) Uber Monate aul3er Kraft
gesetzt, wahrend die Fachbehorde die verheerenden psychischen und physischen
Folgeschaden behoérdenintern dokumentiert (RKI-Papier vom 06.04.2020), liegt ein
gravierender administrativer Abwagungsfehler vor.

Materiell-rechtliche Entlastung bei Verordnungsiibertretungen (§ 34 StGB):
Burger, Gewerbetreibende, Schulleiter oder Gastronomen, die
SchlieRungsverordnungen unterliefen oder Betretungsverbote missachteten,
handelten nicht aus krimineller Gesinnung:

o Sie handelten zur Abwehr eines unverhaltnismaligen Angriffs auf ihre
wirtschaftliche und physische Existenz.
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o Die Abwendung manifester Insolvenzen, seelischer Zerrattung und kindlicher
Entwicklungsstoérungen gegentber einer Mallnahme ohne belegbaren
epidemiologischen Grenznutzen erflllt materiell die Voraussetzungen des
rechtfertigenden Notstands (§ 34 StGB).

e Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VWGO):
Ein Spruchkérper verletzt das Gebot der materiellen Wahrheitsfindung, wenn er in
Straf- oder Buligeldverfahren Beweisantrage zur Wirksamkeit von Lockdowns mit
dem Verweis auf die angebliche ,Gerichtsbekanntheit der Lebensrettung” ablehnt.
Richter sind von Amts wegen verpflichtet, den gesetzlichen Sachverstandigenbericht
(§ 5 Abs. 9 IfSG), die Johns-Hopkins-Metaanalyse sowie die RKI-Zeitreihendaten
zum R-Wert in die Beweiswiirdigung einzustellen. Das Ubergehen dieser Aktenlage
begriindet den Vorwurf der unzulassigen Beweisantizipation und der Rechtsbeugung
durch Verweigerung der verfassungsrechtlich gebotenen Tatsachenprifung.
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31. Die Auslastung der Intensivstationen (DIVI): Statistische

Kapazitatssteuerung, reale Belastungsspitzen und die Phanomenologie
,.Jeerer Spitaler*

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die Rechtfertigung fiir die massivsten Grundrechtseingriffe der bundesdeutschen
Nachkriegsgeschichte — Ausgangssperren, pauschale Kontaktverbote sowie die
.Bundesnotbremse” nach § 28b IfSG — stltzte sich auf ein zentrales Schreckensszenario:

1.

Das Dogma des bundesweiten Kollapses: Politik, Medien und medizinische
Fachverbande (DIVI) warnten ununterbrochen vor einem flachendeckenden,
unmittelbaren Zusammenbruch des Intensiv- und Krankenhaussystems (,italienische
Verhaltnisse®).

Die Fiktion der unausweichlichen Triage: Es wurde postuliert, ohne harteste
Zwangsmafinahmen missten Arzte téglich tiber Leben und Tod entscheiden, da
Beatmungsplatze restlos erschopft seien.

Kriminalisierung der Tatsachenfeststellung: Wer die offizielle Uberlastungsgefahr
bezweifelte oder auf leere Normalstationen hinwies, wurde im 6ffentlichen Diskurs als
Verharmloser der Pandemie gebrandmarkt und ordnungsrechtlich sanktioniert.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

RKI-Krisenstabsprotokoll vom 29.04.2020:

Das interne Protokoll dokumentiert, dass das Robert Koch-Institut bereits auf dem
Héhepunkt der ersten pandemischen Welle eine massive Uberkapazitat
verzeichnete:

,DIVI-Register: 8.989 freie High-Care-Intensivbetten [HCB] gemeldet.*”

Wahrend Legislative und Legislative den ersten Lockdown 6ffentlich mit der
drohenden Uberlastung begriindeten, standen in Deutschland fast 9.000 invasive
Beatmungsplatze ungenutzt leer.

Historischer Tiefstand der Gesamtbelegung (InEK-Daten & BMG 2020):

Die amtlichen Abrechnungsdaten des Instituts fiir das Entgeltsystem im Krankenhaus
(InEK) flr das Gesamtjahr 2020 belegen einen drastischen Einbruch der
Versorgungsleistung:

o Die Gesamtzahl der stationar behandelten Patienten sank 2020 im Vergleich
zu 2019 um rund 2,5 Millionen Falle (-13 %) auf einen absoluten historischen
Tiefstand.

o Die durchschnittliche Bettenauslastung Uber alle Fachdisziplinen hinweg lag

im Pandemiejahr 2020 bei lediglich ca. 67 % (gegentber rund 75 % im Jahr
2019).
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Bericht des Bundesrechnungshofes zur Intensivfinanzierung (Juni 2021):
Der Bundesrechnungshof rigte das Bundesgesundheitsministerium (BMG) wegen
massiver fiskalischer Fehlsteuerung:

o Uber das Krankenhausfinanzierungsgesetz wurden Milliardenbetrége an
,Freihaltepauschalen® ausgeschuttet — Kliniken erhielten Steuergelder fur
absichtlich leergelassene Betten.

o Da Ausgleichszahlungen spater an offizielle Auslastungsquoten von Gber 75
% bzw. 80 % gekoppelt wurden, erzeugte die Politik einen immanenten
okonomischen Anreiz, betreibbare Kapazitaten im DIVI-Register kunstlich
niedrig zu melden, um Millionenzuschlsse zu sichern.

Die Lage in Osterreich (AGES-Daten 2020):

Die amtlichen Register der Agentur fiir Gesundheit und Erndhrungssicherheit
(AGES) weisen aus, dass die Intensivbelegung durch COVID-19-Patienten zwischen
April und Oktober 2020 zu keinem Zeitpunkt 28,4 % der Gesamtkapazitat Gberstieg.
Eine landesweite Systemuberlastung existierte in diesem Zeitraum nicht.

Reale regionale Belastungsspitzen (Spatherbst 2021):

In der 4. Welle kam es in Schwerpunktregionen (Sachsen, Thiringen, Bayern) zu
tatsachlichen Akutengpassen. Das DIVI-Register verzeichnete lokale Cluster mit
massiver IMC/ICU-Auslastung; das Uberregionale Verlegungskonzept
(,Kleeblatt-System®) musste erstmals aktiviert werden.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

Differenzierung: Bundesweite Aggregation versus regionale Allokation:
Far eine gerichtsfeste Aufarbeitung ist die forensische Abgrenzung extremer Thesen
unabdingbar:

o Widerlegung von Extremthesen: Die Behauptung, das Klinikpersonal habe
sich die Belastungen von A bis Z ausgedacht, wird durch die realen
Verlegungen und physischen Grenzerfahrungen auf Intensivstationen
regionaler Hotspots widerlegt.

o Die forensische Realitét: Zu keinem Zeitpunkt der Jahre 2020 bis 2022 stand
das Gesundheitssystem in Deutschland oder Osterreich als Gesamtheit vor
dem Kollaps. Eine flachendeckende Triage fand nicht statt. Das 6ffentliche
Narrativ eines totalen Systemnotstands beruhte auf der medialen
Hochrechnung lokaler Krisenherde auf das gesamte Bundesgebiet.

Der paradoxe Bettenabbau in der Krise (PpUGV):

Die im DIVI-Register gemeldete Zahl ,betreibbarer” Intensivbetten brach zwischen
Herbst 2020 und Herbst 2021 von rund 30.000 auf unter 25.000 ein. Dies resultierte
nicht aus dem Abbau physischer Gerate, sondern aus einem eklatanten
Pflegekraftemangel:
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o

Burokratische Vorgaben (Pflegepersonaluntergrenzen-Verordnung, PpUGYV)
untersagten den Betrieb physischer Betten, wenn der Personalschlissel
unterschritten wurde.

Uberlastung, Quarantéaneanordnungen und die Androhung der
einrichtungsbezogenen Impfpflicht forcierten die Abwanderung von
Pflegepersonal.

Die administrative Zirkularitat: Die Legislative rechtfertigte
Notstandsverordnungen mit ,sinkenden Bettenkapazitaten®, die mafigeblich
durch die eigene Arbeitsmarkt- und Regulierungspolitik im Pflegebereich
herbeigefiihrt worden waren.

e Methodische Dekonstruktion biirgermedialer Phdnomene:
Videos Uber #FilmYourHospital und die viralen TikTok-Choreografien von
Klinikpersonal bedirfen der analytischen Einordnung:

O

Die Ursache ,leerer Spitéler”: Durch Freihaltepauschalen und rigide
Besuchsverbote wurden regulare Operationen flachendeckend storniert und
Patienten aus Kliniken ferngehalten. Ambulanzen und Normalstationen waren
buchstablich menschenleer, was von Birgern wahrheitsgemal dokumentiert
wurde.

Fehlender Beweiswert von Foyer-Aufnahmen: Juristisch beweist das Filmen
eines leeren Haupteingangs nicht die Nicht-Belegung der hermetisch
abgeriegelten Intensivstation im Hinterhalt.

Kognitive Dissonanz der Tanzvideos: Die Choreografien auf leeren Fluren
entstanden als psychologisches Ventil (Coping) unterbeschaftigter
Abteilungen, erzeugten in der Bevolkerung jedoch einen massiven
Glaubwiirdigkeitsverlust gegentiber den parallel beschworenen politischen
Untergangsszenarien.

e Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

O

o

LFreihaltepauschalen dienten reiner Vorsorge*: Laut Bundesrechnungshof
flossen Subventionen ungefiltert auch an Kliniken ohne nennenswerte
Intensivkapazitaten, wahrend parallel hunderttausende dringende
Nicht-COVID-Behandlungen (Krebs, Herzkatheter) ausgesetzt wurden. Die
Politik erzeugte kinstlichen Leerstand im Regelsystem und framte ihn als
Erregerschaden.

,Ohne Lockdown wére die 30.000er-Grenze gefallen®: Respiratorische
Epidemien folgen biologischen Gompertz-Wachstumsmodellen (intrinsische
Bremsung, Saisonalitat), keinem endlosen mathematischen
Exponentialwachstum. Die RKI-Protokolle beweisen, dass die
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Reproduktionszahl (Rt) bereits vor dem ersten Lockdown unter 1 gesunken

war, womit die Schutzbehauptung exekutiv widerlegt ist.
IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

e Erschiitterung der Tatsachengrundlage fiir Eingriffsgesetze (§ 28b IfSG):
Das Bundesverfassungsgericht stitzte die Rechtmaligkeit der ,Bundesnotbremse®
(1 BvR 781/21 u. a.) entscheidend auf die Pramisse eines flachendeckend
unmittelbar drohenden Systemkollapses.

o Belegen Primardaten (Bundesrechnungshof, INEK, RKI-Protokoll), dass die
Gesamtbelegung auf einem Rekordtief lag und DIVI-Bettenzahlen durch
o6konomische Fehlanreize und Pflegeuntergrenzen massiv verzerrt wurden,
bricht die verfassungsrechtliche Tatsachengrundlage der Gefahrenprognose
in sich zusammen.

o Ein Grundrechtseingriff, der auf einer behoérdlich konstruierten, fiskalisch
manipulierten Notstandsprognose beruht, ist unverhaltnismafig und
rechtswidrig.

e Rehabilitierung in Gerichtsverfahren und Strafsachen:
Burger, die im Jahr 2020 auf verwaiste Kliniken hinwiesen oder die offizielle
Uberlastungsthese offentlich bestritten, begingen keine ,Irrefiihrung“ oder
,Staatsfeindliche Agitation®:

o Sie nahmen die reale, spater durch das InEK amtlich bestatigte
Unterbelegung der Allgemeinkrankenhauser korrekt wahr.

o Die strafrechtliche Verfolgung von Kritik an der DIVI-Meldepraxis erweist sich
im Lichte des Bundesrechnungshofberichts als eklatanter justizieller Fehler.

e Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwGO):
Richter durfen in Verfahren um MalRnahmeversté3e oder die einrichtungsbezogene
Impfpflicht die formelhafte Floskel der ,drohenden Uberlastung® nicht unkritisch
Ubernehmen. Die Justiz ist verpflichtet aufzuklaren, in welchem Male der
Bettenabbau durch behdrdliche Fehlregulierung (PpUGV, Repressalien gegen
Pflegepersonal) selbst erzeugt wurde. Der Staat darf eine von ihm selbst
verschuldete personelle Mangelverwaltung nicht als ,Naturkatastrophe” umdeuten,
um seinen Birgern die verfassungsmaRigen Grundrechte zu entziehen.
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32. Das BMI-Strategiepapier und die staatliche Risikokommunikation:

Gezielte Schockwirkung, instrumentalisierte Angst und die Grenzen
hoheitlicher Einwirkung

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die ministerielle und behdrdliche Risikokommunikation ab Frihjahr 2020 wurde von der
Legislative als rein sachliche, transparente und wissenschaftsbasierte Information der
Bevdlkerung dargestellt:

1.

Das Postulat der objektiven Aufklarung: Staatliche Stellen hatten die Offentlichkeit
neutral und ergebnisoffen Uber reale epidemiologische Gefahren unterrichtet, um
eigenverantwortliches Verhalten zu ermdglichen.

Die sekundengenaue Veréffentlichung von Infektions- und Todesfallzahlen tber
digitale Dashboards und Live-Ticker diene ausschlief3lich der Ilickenlosen, neutralen
Aufklarung und rationalen Selbstflirsorge der Blirger.

Die Fiktion der intuitiven Angst: Die tiefgreifende Verunsicherung, Panik und
psychische Belastung in weiten Teilen der Gesellschaft seien rein spontane,
unvermeidbare Reaktionen der Bevolkerung auf das Auftreten eines neuartigen
Krankheitserregers gewesen.

Tabuisierung psychologischer Verhaltenslenkung: Jeder Hinweis darauf, dass
Regierungsstellen verhaltenspsychologische Instrumente, Furchtappelle (Fear
Appeals) oder gezielte Schockelemente zur Erzwingung von Verhaltenskonformitat
und Grundrechtsduldung einsetzten, wurde als feindselige Delegitimierung des
Staates zuriickgewiesen.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

Das BMI-Strategiepapier ,,Wie wir COVID-19 unter Kontrolle bekommen* (Marz
2020):

Das behdrdeninterne Grundsatzdokument des Bundesministeriums des Innern, fir
Bau und Heimat (BMI) — ausgearbeitet unter Leitung von Staatssekretar Markus
Kerber durch eine Ad-hoc-Gruppe externer Forscher und Ministerialbeamter —
kodifizierte die bewusste Induktion kollektiver Angst:

o Die geforderte ,Schockwirkung*” (Kapitel 4, ,Kommunikation*): Das Papier
verlangte ausdrucklich, von einer rein zahlenbasierten Berichterstattung
abzugehen und stattdessen eine bewusste emotionale ,,Schockwirkung“in
der Bevolkerung zu erzielen.

o Das Szenario des qualvollen Erstickens: Zur Durchsetzung drakonischer
Stilllegungen sollte den Birgern plastisch vor Augen geflihrt werden, wie
Schwerkranke von Uberlasteten Kliniken abgewiesen werden und ,qualvoll zu
Hause ersticken®, da keine Beatmungskapazitaten mehr frei seien.
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o Psychologische Instrumentalisierung von Kindern (Schuldkomplexe): Das
Papier wies an, gezielt die Furcht zu schuiren, dass Kinder den Tod ihrer
Angehdrigen herbeifiihren: ,Kinder werden sich leicht anstecken, selbst bei
Ausgangsbeschrdnkungen [...] Wenn sie dann ihre Eltern anstecken, und
einer davon qualvoll zu Hause stirbt und sie das Gefiihl haben, Schuld daran
zu sein, weil sie z. B. vergessen haben, sich nach dem Spielen die Hande zu
waschen, ist es das Schrecklichste, was ein Kind je erleben kann.*

Bundestags-Drucksache 19/20301 (Antwort der Bundesregierung auf Kleine
Anfrage):

Auf parlamentarische Vorhalte musste die Bundesregierung die Urheberschaft, den
ministeriellen Auftrag sowie die Rekrutierung der Autoren (u. a. Kolbl, Mayer) formal
bestatigen:

Zwar versuchte die Legislative, das Dokument nachtraglich als rein internes,
unverbindliches ,Brainstorming“ darzustellen; die parlamentarische Aktenlage belegt
jedoch, dass die Autoren vom BMI gezielt bestellt worden waren, um mathematische
Worst-Case-Projektionen (bis zu 1,2 Millionen Tote) und verhaltenspsychologische
Argumente zur Legitimierung des ersten Lockdowns zu liefern.

Die globale Monokultur der Echtzeit-Ticker: Die Esri-Dashboard-Infrastruktur:
Die mediale und behordliche Dauerprasenz des Pandemiegeschehens stitzte sich
weltweit auf eine monopolistische Schnittstelle des US-Geoinformationskonzerns
Esri (Environmental Systems Research Institute, ArcGIS-Technologie):

e Zentrale Plattform der Johns Hopkins University (JHU): Das am 22.01.2020
gestartete JHU-Dashboard (Dong, Du, Gardner, Lancet Infect Dis) basierte
auf der proprietaren Software ArcGIS Operations Dashboard von Esri.

e Behdrdliche Standardisierung: Sowohl das JHU-System, das offizielle
Dashboard des Robert Koch-Instituts (in Kooperation mit Esri Deutschland),
die WHO-Zentrale als auch nahezu samtliche globalen Leitmedien (CNN,
BBC, Bild, ORF) speisten ihre Live-Ticker, Inzidenzkarten und
Push-Benachrichtigungen direkt Uber die Esri-Infrastruktur.

e Architektur der permanenten Bedrohung: Visualisierung Uber tiefschwarze
Hintergriinde mit expandierenden, signalroten Infektionspunkten (Red
Clusters) und rein additiven, unablassig nach oben zahlenden
Summenzahlern (,Death Clocks®), die im Minutentakt aktualisiert wurden.

Evaluationsbericht des Sachverstiandigenausschusses (§ 5 Abs. 9 IfSG,
30.06.2022):

Die gesetzliche Sachverstandigenkommission rtigte die behdérdliche
Risikokommunikation in ihrem Abschlussbericht fundamental:
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o

Die offizielle Kommunikation von Bund und Landern war durch den massiven
Einsatz einseitiger Furchtappelle (Fear Appeals) und mangelnde Transparenz

gepragt.

Die Kommission stellte fest, dass die permanente Schiirung existenzieller
Bedrohungsszenarien zu schweren Vertrauensverlusten, Fehlsteuerungen im
Patientenverhalten (unterlassene Inanspruchnahme von Notaufnahmen bei
Infarkten und Schlaganfallen) sowie manifesten psychosozialen Schaden
fuhrte.

e Internationale Entsprechung: UK SAGE / SPI-B Protokoll (22.03.2020):
Die offizielle verhaltenswissenschaftliche Beratergruppe der britischen Regierung
(Scientific Pandemic Insights Group on Behaviours, SPI-B) hielt zeitgleich exakt
dieselbe Kommunikationsdoktrin schriftlich fest:
LA substantial number of people still do not feel sufficiently personally threatened [...]
The perceived level of personal threat needs to be increased among those who are
complacent, using hard-hitting emotional messaging.*

lll. Wissenschaftlich-methodischer & verhaltenspsychologischer Befund

e Visuelle Semiotik und Zahler-Psychologie (Die Esri-Dashboard-Wirkung):
Die monopolistische Aufbereitung des Geschehens Uber Esri-betriebene Live-Ticker
war keine neutrale Statistik, sondern erzeugte eine massive kognitive Verzerrung:

Monotone Kumulation (Der Verzicht auf Baselines): Die Zahler bildeten
ausschlief3lich kumulative Gesamtzahlen Gber Monate und Jahre hinweg ab.
Ein Zahler, der naturgemal niemals sinken kann, erweckt den kognitiven
Eindruck einer unaufhaltsam anschwellenden Katastrophe.

Ausblendung der Relation: Zu keinem Zeitpunkt wurden die Zahlen ins
Verhaltnis zur normalen taglichen Mortalitat gesetzt (in Deutschland
versterben durchschnittlich ca. 2.700 Menschen pro Tag an allen Ursachen).
Das Weglassen dieser Baseline erzeugte den Eindruck, jedes registrierte
Ereignis sei ein isolierter, unnaturlicher Schock.

Perpetuierter Alarmismus (Doomscrolling): Das visuelle Sekundenticken roter
Zahlen aktivierte Uber den Mere Exposure Effect (Zajonc) und Priming
(Bargh) die Amygdala breiter Bevolkerungsschichten. Der permanente
Alarmzustand verhinderte die Aktivierung des prafrontalen Kortex flr rationale
Risikoabwagungen und drangte Individuen in flucht- und unterwerfungsartige
Gehorsamsreflexe.

e Destruktives Nudging durch Furchtappelle (Fear Appeals):
In der Verhaltensbkonomie und Gesundheitspsychologie unterliegt der Einsatz von
Furchtreizen strengen methodischen Kriterien:
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o

Extended Parallel Process Model (Witte, 1992): Furchtappelle fuhren nur
dann zu rationalem Schutzverhalten, wenn dem Individuum gleichzeitig eine
realistische, risikoarme und selbstbestimmte Handlungskompetenz
(Self-Efficacy) vermittelt wird.

Gefahren- vs. Furchtkontrolle: Wird Panik ohne wirksame, verhaltnismafige
Kontrolimoglichkeiten erzeugt oder mit existentiellen Schuldgeflihlen
verknipft (das Kind als Todesursache der Eltern), schlagt das Verhalten in
Vermeidung, Depression, somatische Traumatisierung oder blinden
Autoritatsgehorsam um. Die im BMI-Papier geforderte Rhetorik erflllte
samtliche Kriterien eines toxischen Furchtappells.

Forensische Differenzierung: Geplante Panikinduktion statt Sachinformation:
Der justiziable Tatbestand: Die Dokumente belegen zweifelsfrei den bewussten
Bruch mit dem Sachlichkeitsgebot. Das Ministerium beauftragte und billigte eine
Kommunikationsstrategie, die nicht auf wissenschaftliche Aufklarung abzielte,
sondern auf die gezielte seelische Uberwaltigung der Bevélkerung, um kritische
Diskurse Uber die Verhaltnismafigkeit der Grundrechtseingriffe bereits im Keim zu
ersticken.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

O

o

»,ES handelte sich um ein unverbindliches internes Thesenpapier®: Dieser
Einwand ist durch die reale Kommunikationspraxis widerlegt. Die
Schockbilder des Papiers wurden von der Regierungsspitze wortgleich
exekutiert: Kanzlerin Merkel beschwor die ,grote Herausforderung seit dem
Zweiten Weltkrieg®, Ministerprasidenten warnten vor , Triage und
Leichenbergen®, und Schulkinder wurden medial als gefahrliche Virentrager
gebrandmarkt. Die geforderte ,Schockwirkung® war gelebte
Regierungspraxis.

,Worst-Case-Szenarien waren im Mérz 2020 zur Vorsorge geboten®: Das
Gebot der Gefahrenvorsorge rechtfertigt keine manipulative Desinformation.
Mathematische Modellierungen, die mit unrealistischen Parametern 1,2
Millionen Tote prognostizierten, dienten nicht der wissenschaftlichen
Erkenntnis, sondern fungierten als politisches Instrument zur Erzwingung
Legislativer Gefolgschaft.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

O

Verletzung der Menschenwiirde (Art. 1 Abs. 1 GG - Diirig'sche Objektformel):
Nach standiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts liegt eine
Verletzung der Menschenwtirde vor, wenn der Staat den Blrger zum blofien Objekt
hoheitlicher Malinahmen und psychologischer Manipulation degradiert:

Die behdrdlich intendierte Induktion von Todesangsten und Schuldkomplexen
— insbesondere die gezielte Instrumentalisierung von Kindern als angebliche
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Todesursache ihrer Bezugspersonen — stellt einen schwerwiegenden Eingriff
in die Subjektqualitat des Menschen dar.

o Der Staat darf die Psyche seiner Birger, und namentlich die seelische
Unversehrtheit von Kindern, nicht als operatives Werkzeug missbrauchen, um
rechtspolitische Zielsetzungen durchzusetzen.

Verletzung des verfassungsrechtlichen Sachlichkeits- und
Wahrhaftigkeitsgebots:

Staatliche Offentlichkeitsarbeit ist verfassungsrechtlich strikt an die Grundsétze der
Neutralitdt, Sachlichkeit und Wahrhaftigkeit gebunden (BVerfGE 105, 252; BVerfGE
138, 102). Eine behordliche Kampagnenflihrung, die bewusst auf emotionale
Schockwirkung, manipulative Verzerrungen und existenzielle Schuldzuweisungen
setzt, verlasst den verfassungsrechtlichen Rahmen hoheitlicher
Aufgabenwahrnehmung und ist rechtswidrig.

Materiell-rechtliche Entlastung bei Verordnungsiibertretungen (§ 34 StGB / § 17
StGB):

In anhangigen Straf-, Disziplinar- oder BuRRgeldverfahren gegen Birger, die
Lockdown-Vorschriften oder Ausgangssperren missachteten, ist die staatlich
erzeugte Ausnahmesituation zwingend einzustellen:

o Da die Legislative die angebliche Alternativlosigkeit der Verordnungen durch
eine gezielte Schock- und Panikstrategie herbeiflihrte, fehlt den darauf
basierenden Zwangsakten die verfassungsrechtliche Legitimation.

o Ein Birger oder Unternehmer, der MalRnahmen unterlief, handelte vor dem
Hintergrund einer behdrdlich manipulierten Tatsachengrundlage. Die
Verurteilung wegen eines VerstofRes gegen Bestimmungen, deren
gesellschaftliche Akzeptanz durch verfassungswidrige psychologische
Noétigung hergestellt wurde, verstdlt gegen das Rechtsstaatsprinzip.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwGO):

Richter durfen eine vermeintliche ,Bedrohungslage” und den daraus abgeleiteten
staatlichen Handlungsdruck nicht als unbestreitbare Tatsache werten, wenn amtliche
Akten (BMI-Papier, BT-Drs. 19/20301, SAGE SPI-B) belegen, dass diese
Bedrohungswahrnehmung behoérdlich fabriziert wurde. Gerichte sind von Amts
wegen verpflichtet aufzuklaren, inwieweit ministerielle Furchtappelle die materielle
VerhéltnismaRigkeitspriifung verfalscht haben. Das Ubergehen dieser
Primardokumente begriindet die Rlge der Verletzung des rechtlichen Gehors (Art.
103 Abs. 1 GG) und der unzulassigen Beweisantizipation.
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33. Das 2G/3G-Regime und der ..Griine Pass‘“: Faktische Exklusion,
verfassungsrechtlicher Impfzwang und die Grenzen historischer
Vergleiche

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die stufenweise Durchsetzung von 3G- (Geimpft, Genesen, Getestet), 2G- (Geimpft,
Genesen) und 2G-Plus-Regelungen sowie des digitalen COVID-Zertifikats (,Griiner Pass* /
CovPass) ab dem Frihjahr 2021 wurde von Bund, Landern und Gerichten als reine
infektionsepidemiologische Sachgesetzlichkeit deklariert:

1. Das Postulat des doppelten Schutzes: Das Aussperren Ungeimpfter diene primar
dem Schutz des Gesundheitssystems vor Uberlastung sowie dem paternalistischen
Eigenschutz der Betroffenen vor Ansteckung an belebten Orten.

2. Die Fiktion der Freiwilligkeit: Es habe zu keinem Zeitpunkt ein Impfzwang
bestanden. Die Legislative behauptete, jedem Burger stehe die Entscheidung gegen
die Injektion frei; die damit verbundenen Totalausschliisse aus Kultur, Gastronomie,
Sport, Hochschulen und teils dem Arbeitsplatz (3G-Nachweispflicht nach § 28b IfSG
a. F.) seien lediglich hinzunehmende ,Unannehmlichkeiten der allgemeinen
Handlungsfreiheit.

3. Kriminalisierung der Exklusionskritik: Blrger, Juristen und Arzte, die den
Ausschluss von Millionen gesunden Personen als diskriminierendes Druckmittel,
Verletzung des Gleichheitssatzes und verfassungswidrige N6tigung anprangerten,
wurden behérdlich und medial als Gefahrder des gesellschaftlichen Zusammenhalts
stigmatisiert und ordnungsrechtlich verfolgt.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

e Das Staatsrechtsgutachten Prof. Dr. Dietrich Murswiek (Dezember 2021):
In seinem Gutachten ,Die Verfassungswidrigkeit von Benachteiligungen Ungeimpfter
(2G- und 3G-Regelungen)“analysierte der Freiburger Staatsrechtler die normative
Architektur der Exklusion:

o Verletzung des allgemeinen Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG): Die
Bevorzugung symptomloser Geimpfter gegenuber tagesaktuell negativ
Getesteten entbehrte jeder sachlichen Rechtfertigung. Da Geimpfte den
Erreger nachweislich tbertrugen (vgl. RKI-Protokoll 03.12.2021), bot ein
zertifiziert negativ Getesteter eine ungleich hdhere Gewahr fur Virenfreiheit
als ein ungetesteter Geimpfter.

o Verfassungswidriger mittelbarer Impfzwang: Murswiek wies nach, dass die
systematische Koppelung des Zugangs zu Beruf, Mobilitat und elementarer
gesellschaftlicher Teilhabe an den Impfstatus verfassungsdogmatisch als
mittelbarer Eingriff in das Grundrecht auf kdrperliche Unversehrtheit (Art. 2
Abs. 2 Satz 1 GG) zu qualifizieren ist. Steigert der Staat den sozialen und
Okonomischen Druck derart, dass ein Ausweichen fur den durchschnittlichen
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Burger existenzbedrohend wird, kollabiert das Tatbestandsmerkmal der
Freiwilligkeit.

Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofs Osterreich (VfGH, u. a. VV
294/2021):

Der dsterreichische Verfassungsgerichtshof zwang das Bundesministerium fir
Gesundheit Uber detaillierte Fragenkataloge zur Offenlegung der empirischen
Grundlagen des ,Lockdowns flir Ungeimpfte“ und der 2G-Betretungsverbote:

o Der VfGH hob zentrale Verordnungsbestimmungen als gesetzwidrig auf, weil
die Ministerialburokratie ihrer zwingenden Dokumentationspflicht Gber die
reale Gefahrenlage und die tatsachliche Erforderlichkeit der
Selektionsmalnahmen nicht nachgekommen war.

o Das Gericht rigte, dass behordliche Zwangseingriffe verordnet wurden, ohne
dass verwaltungsaktenmafig belegt werden konnte, ob Ungeimpfte
tatsachlich ein signifikant hoheres Fremdgefahrdungspotenzial aufwiesen als
Geimpfte.

Verfassungsrechtlicher Vorbehalt des BVerfG (19.01.2022, PM 15/2022):
Wenngleich das Bundesverfassungsgericht Eilantrage in summarischen
Folgenabwagungen abwies, fixierte der Erste Senat eine strikte
verfassungsrechtliche Schranke: Eingriffe in Grundrechte stehen unter dem
fortlaufenden Vorbehalt ihrer wissenschaftlichen Tragfahigkeit. Andern sich die
tatsachliche Gefahrdungslage oder die Transmissionsverhaltnisse (Wegfall des
Fremdschutzes), ist der Verordnungsgeber von Verfassungs wegen verpflichtet,
Exklusionsregime unverzuglich zu beenden.

Amtliche Dokumentation des Fremdschutz-Kollapses (RKI-Krisenstab
03.12.2021):

Wahrend Politiker &ffentlich verkiindeten, 2G mache Innenrdume ,virenfrei“ (Jens
Spahn: ,Winter der Ungeimpften®; 2G fur das gesamte Jahr 2022), hielt das RKI
intern fest, dass die Schutzwirkung gegen Transmission unter Delta rapide erloschen
war und Geimpfte massiv zum Infektionsgeschehen beitrugen.

Die statistische Manipulation als Zurechnungsbasis (Punkt 17):

Die behdrdliche Behauptung einer drastisch héheren Inzidenz Ungeimpfter, mit der
2G verfassungsgerichtlich gerechtfertigt wurde, stitzte sich auf die
Erst-14-Tage-Regel und den Umstand, dass bei rund 90 % der Falle der Impfstatus
fehlte und dieser standardmaRig den Ungeimpften zugerechnet wurde (RKI-Protokoll
12.01.2022).

lll. Wissenschaftlich-methodischer & verfassungsrechtlicher Befund

Der Zusammenbruch des sachlichen Differenzierungsgrundes (Das
2G-Paradoxon):

Der Grundrechtsverstol3 bei 2G beruhte auf einer wissenschaftlichen Verkehrung der
tatsachlichen epidemiologischen Risikolage:
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o Virologische Realitat: Wie labor- und registerdatenbasiert dokumentiert (u. a.
Acharya et al., 2021; Riemersma et al., Lancet Infect Dis 2022), wiesen
Geimpfte bei Infektion mit Delta und Omikron dieselbe Spitzenviruslast im
Nasen-Rachen-Raum auf wie Ungeimpfte.

o Das epidemiologische Paradoxon: Indem 2G Geimpften den ungetesteten
Zutritt zu dicht gedrangten Innenraumen erlaubte, wahrend gesunden
Personen mit aktuellem Antigentest der Zutritt unter Androhung von
BuRgeldern untersagt wurde, erzeugte die Legislative behdrdlich
sanktionierte Zonen falscher Sicherheit. Diese Zonen fungierten als
unkontrollierte Amplifikatoren fur Virusibertragungen.

o Die administrative Konsequenz: Die Differenzierung diente nachweislich nicht
der Infektionskontrolle, sondern fungierte als rein strafender Erziehungs- und
Noétigungsmechanismus, um die Impfquote durch sozialen Druck kiinstlich zu
steigern.

o zutreffende Rechtsbegriff:
Das 2G/3G-Regime war ein verfassungswidriger mittelbarer Impfzwang, der
durch den systematischen Entzug grundrechtlich geschutzter Freiheits- und
Gleichheitsrechte sowie staatliche Statusdiskriminierung charakterisiert war.

e Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o Freizeit und Gastronomie sind keine Grundrechte”: Dieser Einwand verkennt
die Dogmatik der Grundrechte. Die allgemeine Handlungsfreiheit (Art. 2 Abs.
1 GG), die Berufsfreiheit (Art. 12 GG bei 3G am Arbeitsplatz), das Recht am
eingerichteten und ausgelbten Gewerbebetrieb (Art. 14 GG fir
Gastronomen/Kulturschaffende) und das Grundrecht auf kdrperliche
Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) bilden ein unteilbares Schutzgeflige.
Klinkt der Staat den Blrger aus der Normalitat aus, um ihn zu einer
kérperlichen Injektion zu zwingen, liegt ein rechtswidriger Eingriff in den
Kernbereich der Lebensgestaltung vor.

o ,2G schiitzte Ungeimpfte vor sich selbst (Paternalismus)“: Das Grundgesetz
garantiert kein Recht des Staates, den muindigen Blrger gegen dessen
Willen vor gesundheitlichen Risiken zu bewahren (Recht auf Krankheit und
Selbstbestimmung). Zwangseingriffe gegenliber Grundrechtstragern lassen
sich verfassungsrechtlich ausschlieRlich Uber den konkreten Fremdschutz
legitimieren. Da der Fremdschutz nachweislich fehlte (Punkt 18), brach die
Legitimation fir Betretungsverbote vollstandig in sich zusammen.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

e Materiell-rechtliche Nichtigkeit von 2G/3G-BuRgeldbescheiden und
Strafurteilen:
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Sanktionen gegen Burger, die gegen 2G-Vorschriften verstieRen (z. B. Betreten von
Restaurants, Sportstatten, Kultureinrichtungen oder Universitaten ohne
Impfnachweis), entbehren einer verfassungsgemafen Rechtsgrundlage:

o Da die 2G-Verordnungen gegen das UbermafRverbot und den allgemeinen
Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) verstiel3en, waren sie von Anfang an (ex
tunc) materiell rechtswidrig.

o Gerichte haben im Rahmen der inzidenten Normenkontrolle festzustellen,
dass eine Sanktionierung auf Basis einer sachlich nicht zu rechtfertigenden
Ungleichbehandlung nichtig ist.

Rechtfertigung und Entlastung fiir Gewerbetreibende und Kontrolleure (§ 34
StGB):
Unternehmer, Gastronomen oder Schulleiter, die sich weigerten, Kunden oder
Schuler nach ihrem Impfstatus zu selektieren, QR-Codes auszulesen oder
Betretungsverbote durchzusetzen, handelten im Einklang mit dem
Diskriminierungsverbot und der Privatautonomie:
o Burger und Gewerbetreibende durften nicht durch ordnungsrechtlichen
Zwang zu Vollzugsorganen eines verfassungswidrigen Selektionsregimes
instrumentalisiert werden.

o Die Verweigerung von Einlasskontrollen stellte die rechtmafRige Abwehr eines
verfassungswidrigen Eingriffs in das Hausrecht und die Gewerbefreiheit dar.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwGO):

Ein Richter verletzt elementares Verfahrensrecht, wenn er in anhangigen Verfahren
die Rechtmaligkeit von 2G-Verordnungen formelhaft mit der Behauptung begrundet,
Ungeimpfte seien ,Treiber der Pandemie® gewesen.

o Das Gericht ist von Amts wegen verpflichtet aufzuklaren, dass das RKI
bereits im Dezember 2021 den Ausfall des Transmissionsschutzes
behdrdenintern dokumentiert hatte und die angebliche Hochinzidenz der
Ungeimpften auf Erfassungsfehlern (Erst-14-Tage-Regel, Status unbekannt)
basierte.

o Das vorsatzliche Ignorieren dieser Primardokumente begriindet die Rlige der
Verletzung des rechtlichen Gehdrs (Art. 103 Abs. 1 GG), der willkirlichen
Beweisantizipation sowie der Rechtsbeugung durch Verweigerung der
gebotenen Sachaufklarung.
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34. Kindeswohl und pandemische Interventionen: Schul- und

KitaschlieBungen, Maskenmandate im Unterricht und die behordlich
dokumentierten Kollateralschaden

|. Behauptetes Leitnarrativ

Minderjahrige, Schulen und Kindertagesstatten wurden ab Frihjahr 2020 von Legislative,
Verordnungsgebern und Leitmedien als epidemische Brandherde und mal3gebliche ,Treiber
der Pandemie” geframt:

1.

Das Postulat der doppelten Schutznotwendigkeit: Flachendeckende Schul- und
Kitaschliellungen, strikte Maskenpflichten am Sitzplatz ab der ersten
Grundschulklasse, Reihentestungen symptomloser Kinder und Kohortenquarantanen
wurden als alternativios dargestellt, um Kinder vor schweren Verlaufen (PIMS/MIS-C,
,Long COVID*) zu bewahren.

Die Instrumentalisierung des Fremdschutzes: Kindern und Jugendlichen wurde
die moralische Pflicht auferlegt, drastische Entwicklungs- und
Bildungseinschrankungen zu erdulden, um vulnerable Erwachsene und altere
Haushaltsangehorige vor Ansteckung und Tod zu schiitzen (,Oma und Opa nicht
toten®).

Delegitimierung entwicklungspsychologischer Kritik: Padiatrische und juristische
Einwande gegen die Eingriffe in das kindliche Wohlergehen wurden als
ricksichtslose Gefahrdung der offentlichen Gesundheit stigmatisiert und
ordnungsrechtlich sanktioniert.

Il. Behordliche Aktenlage & Primérevidenz

Evaluationsbericht nach § 5 Abs. 9 IfSG (30.06.2022, Kapitel ,,Kinder- und
Jugendsetting“):

Die gesetzliche Sachverstandigenkommission zur Evaluation der Pandemiepolitik
hielt in ihrem Abschlussbericht fest:

o Fehlende Wirksamkeitsempirie: Fir flachendeckende SchlieRungen von
Schulen und Kindertagesstatten liel} sich im Nachhinein keine isolierte
infektionsepidemiologische Wirksamkeit nachweisen, die den Eingriff
verfassungsrechtlich tragen konnte.

o Amitlich dokumentierte Schadensbilanz: Kinder und Jugendliche trugen die
Hauptlast der nicht-intendierten Interventionsfolgen: eine signifikante
Zunahme von Adipositas, motorischen Entwicklungsdefiziten, gravierenden
Sprach- und Lernriickstanden sowie einer Explosion psychischer Stérungen
(Depressionen, Angst-, Zwangs- und Essstérungen).

RKI-Krisenstabsprotokolle und padiatrische Meldedaten:
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Aus den internen Lageberichten des Robert Koch-Instituts und den Meldedaten nach
dem Infektionsschutzgesetz geht hervor, dass schwere Verlaufe und
Intensivbehandlungen (IMC/ICU) bei Kindern Gber den gesamten Pandemieverlauf
eine extreme statistische Ausnahmeerscheinung blieben:

o Intensivpflichtige Verlaufe bei Minderjahrigen konzentrierten sich nahezu
ausschlieR3lich auf Patienten mit schweren, lebensverklirzenden
Vorerkrankungen (schwere angeborene Herzfehler, fortgeschrittene
Onkologie, schwere neurologische Grunderkrankungen).

o Das individuelle Hospitalisierungs- und Mortalitatsrisiko gesunder
Minderjahriger tendierte statistisch gegen null.

BVerfG-Beschluss zur ,,Bundesnotbremse I1“ (19.11.2021 — 1 BvR 971/21):

Das Bundesverfassungsgericht leitete erstmals das eigenstandige Recht auf
schulische Bildung unmittelbar aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 7 Abs. 1 GG
ab:

o Der Senat stellte fest, dass SchulschlieRungen fundamentale Entwicklungs-,
Bildungs- und Sozialisationsprozesse unterbrechen und insbesondere sozial
benachteiligte Kinder existenziell benachteiligen.

o Zwar billigte das Gericht die Schlieffungen ruckblickend noch im Rahmen des
gesetzgeberischen Prognosespielraums, fixierte jedoch fur die Zukunft
strenge Malistabe an die Begriindungs- und Kompensationspflichten des
Staates.

Gemeinsame Stellungnahmen der Fachgesellschaften (DGKJ, DGPI, BVKJ,
GPP):

Die Deutsche Gesellschaft fur Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) und assoziierte
Berufsverbande warnten ab Sommer 2020 fortlaufend vor Schul- und
Kitaschliefungen:

o Kinder fungierten weder als motorische Treiber des Infektionsgeschehens
noch wiesen sie ein relevantes Risiko flr schwere Verlaufe auf.

o Die Verbande forderten den prioritaren Erhalt des Regelbetriebs und die
Abkehr von anlasslosen Quarantanen symptomfreier Kontaktkinder.

Verwaltungsgerichtliche Wiirdigung der Maskenmandate (u. a. VG Hamburg,
27.04.2022):

Gerichte stellten fest, dass stundenlange Maskenpflichten im Grundschulunterricht
zu somatischen Beschwerden (Cephalgien, Schwindel, Konzentrationsschwache)
und Behinderungen des Spracherwerbs fuhrten, wahrend die Legislative im Frihjahr
2022 keine belastbare Gefahrenlage fir das Schulsystem mehr nachweisen konnte.

Verknupfung mit der gezielten Angstinduktion (BMI-Papier, Punkt 32):
Das Strategiepapier des Bundesinnenministeriums vom Marz 2020 instruierte
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Behdrden ausdrticklich, Kindern gezielt Schuldkomplexe einzupflanzen, um
Folgsamkeit zu erzwingen: Ein Kind sollte flrchten, durch unvorsichtiges Handeln
das ,qualvolle Ersticken® der eigenen Eltern und GroReltern herbeigefuhrt zu haben.

lll. Wissenschaftlich-methodischer Befund

e Biologische und immunologische Asymmetrie:
Die infektionsepidemiologische Beurteilung von Kindern beruht auf biologischen
Eigenheiten:

o Rezeptordichte und angeborene Immunitét: Die Expression des
ACE2-Rezeptors im Nasenepithel ist bei Kindern signifikant geringer als bei
Erwachsenen; gleichzeitig reagiert das angeborene Immunsystem (/nnate
Immunity) im Nasen-Rachen-Raum hochgradig effizient. SARS-CoV-2 verlief
bei gesunden Minderjahrigen nahezu ausnahmslos subklinisch,
asymptomatisch oder als gewdhnlicher Erkaltungsinfekt.

o Interventionsschaden: Wahrend der Nutzen der Interventionen gegen null
tendierte, trafen die Zwangsmalinahmen (soziale Isolation, Distanzunterricht,
Entzug des Vereinssports, Verdecken des Gesichtsfeldes) vulnerable
Entwicklungsphasen, deren Schadigung biologisch und psychosozial nicht
reversibel ist.

e Zusammenbruch des Fremdschutz-Dogmas im Schulsetting:
Wie unter den Punkten 18 und 33 dargelegt, war die Pramisse, man kénne
Infektionsketten durch Abriegelung symptomloser Gruppen unterbrechen, fehlerhaft:

o Schulen spiegelten lediglich das Infektionsgeschehen der umgebenden
Gesellschaft wider; sie waren keine autarken Multiplikatoren.

o SchulschlieRungen kappten Ubertragungen nicht, sondern verlagerten
Kontakte in unregulierte Innenrdume. Kinder als epidemiologische
,Schutzschilde” zur Risikoreduktion Erwachsener einzusetzen, entbehrte
jeder aerobiologischen und ethischen Grundlage.

e Entwicklungspsychologische Destruktion durch Gesichtsverdeckung:
Das kindliche Gehirn ist fur Spracherwerb, nonverbale Kommunikation und
Empathiebildung auf die Wahrnehmung facialer Mikroexpressionen (Facial Mimicry)
angewiesen. Das monatelange, stundenlange Tragen von Masken im Klassenraum
erzeugte nachweisbare Barrieren bei der Dekodierung emotionaler Signale,
behinderte die Lautbildung und erschwerte das soziale Lernen im Primarschulalter.

e Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:
o ,SchulschlieBungen waren zum Schutz vor PIMS/MIS-C erforderlich®: Das
padiatrische Entzlindungssyndrom PIMS trat als extrem seltene

Immunreaktion bei weniger als 1 von 2.000 bis 4.000 infizierten Kindern auf.
Es handelte sich um ein im klinischen Alltag durch Immunglobuline und

122



Corticoide gut therapierbares Krankheitsbild mit minimaler Letalitat. Das
PIMS-Risiko rechtfertigte zu keinem Zeitpunkt die flachendeckende
ZerrUttung der Lebens- und Bildungswelt von Millionen gesunden Kindern.

o ,Distanzunterricht kompensierte den Ausfall addquat”: Die empirische
Bildungsforschung (ifo-Institut, UNICEF) wies nach, dass die effektive
Lernzeit im Distanzunterricht um mehr als 50 % einbrach. Soziale
Disparitaten wurden drastisch vertieft; zudem fielen Schulen als behordliche
Melde- und Schutzinstanzen gegen hausliche Gewalt und
Kindeswohlgefahrdung monatelang ersatzlos aus.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Verletzung des Vorrangs des Kindeswohls (Art. 3 Abs. 1 UN-KRK) und der
Menschenwiirde (Art. 1 Abs. 1 GG):

Nach Art. 3 Abs. 1 der UN-Kinderrechtskonvention muss bei allen staatlichen
Mafinahmen das Kindeswohl eine vorrangige Erwagung sein (primary consideration):

o Die Instrumentalisierung von Minderjahrigen als Mandvriermasse zur
Dampfung des allgemeinen Infektionsgeschehens verletzt diese verfassungs-
und volkerrechtliche Pflicht.

o Kinder durch ministerielle Schockkampagnen (BMI-Papier) und behdrdlichen
Zwang mit der existenziellen Schuld am Tod Dritter zu belasten, degradiert
das Kind zum blofien Objekt staatlicher Verhaltenssteuerung und verletzt die
Menschenwurde (Durig’'sche Objektformel).

Verletzung des Rechts auf schulische Bildung (Art. 2 Abs. 1i. V. m. Art. 7 Abs.
1 GG) und des UbermaRverbots:

Da Schulschlielfungen nach den Feststellungen des gesetzlichen
Sachverstandigenausschusses (§ 5 Abs. 9 IfSG) keine isolierbare
infektionsepidemiologische Wirksamkeit aufwiesen, den Kindern jedoch schwerste
Bildungs- und Entwicklungsdefizite zufligten, handelte die Legislative
verfassungswidrig. Den SchlieRungsverordnungen fehlte die verfassungsrechtliche
Erforderlichkeit und Angemessenheit.

Materiell-rechtliche Entlastung fiir Eltern, Schulleiter und Arzte (§ 34 StGB):
Eltern, die ihre Kinder vor unzumutbaren Masken- und Testzwangen bewahrten,
sowie Arzte, die entsprechende Befreiungsatteste ausstellten, handelten im Rahmen
des verfassungsrechtlichen Schutz- und Erziehungsauftrags (Art. 6 Abs. 2 Satz 1
GG):
o Sie handelten zur Abwehr manifester somatischer Beeintrachtigungen und
psychischer Traumatisierungen der Schutzbefohlenen.

o Strafverfahren gegen Arzte wegen des Ausstellens von Maskenattesten fiir
Kinder (§ 278 StGB a. F.) entbehren bei Vorliegen realer
Belastungssymptome (Cephalgien, Angstzustande) der materiellen
Unrechtsgrundlage: Ein Arzt, der ein Kind vor nachweisbaren
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gesundheitlichen Schaden schutzt, erflllt die arztliche Flursorgepflicht und
handelt im rechtfertigenden Notstand (§ 34 StGB).

e Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VWGO):
Richter verletzen das Gebot der materiellen Wahrheitsfindung, wenn sie in Straf-
oder BuR3geldverfahren die Behauptung ibernehmen, Schulmaf3nahmen seien ,zur
Lebensrettung zwingend notwendig gewesen®, wahrend der amtliche
Sachverstandigenbericht (§ 5 Abs. 9 IfSG) und die Primarstellungnahmen der
padiatrischen Fachgesellschaften das genaue Gegenteil dokumentieren. Das
willkirliche Ausblenden der behérdlich registrierten Kollateralschaden stellt eine
fehlerhafte Beweisantizipation dar und verletzt das Recht auf ein faires Verfahren
(Art. 6 EMRK).
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35. Der schwedische Sonderweqg: Empirische Mortalitatsbilanzen,

freiwillige Risikokommunikation und die technokratische
Kontrollarchitektur der Transparenzgesellschaft

|. Behauptetes Leitnarrativ

Die Strategie Schwedens wurde ab dem Friihjahr 2020 von Regierungen,
Verbandsmedizinern und Leitmedien des mitteleuropaischen Raums als unverantwortlicher
.Holzweg®, ,Kapitulation vor dem Virus* oder gar als unethisches ,Menschenexperiment®
verurteilt:

1. Das Postulat des unausweichlichen Massensterbens: Wer auf physische
Zwangsstilllegungen, Ausgangssperren, universelle Maskenpflichten und
SchulschlieBungen verzichte, nehme Hunderttausende Tote und den
Zusammenbruch der Intensivstationen billigend in Kauf.

2. Moralische Erpressung durch das Alternativliosigkeits-Dogma: Das
mitteleuropaische Notstandsregime (Lockdowns, 2G/3G-Exklusion, Buldgelder,
angedrohte Impfpflichten) wurde als alternativiose wissenschaftliche Notwendigkeit
zur Verhinderung von Ubersterblichkeit dargestellt; Verweise auf Schweden wurden
als zynisch marginalisiert.

3. Die lllusion der ,,Freiheitsbastion*: Parallel zur behérdlichen Damonisierung
entstand in burgerlichen Gegendffentlichkeiten die Romantisierung Schwedens als
libertdres Refugium des Burgerwiderstands. Diese Deutung blendete aus, dass der
Verzicht auf Legislativen Zwang nicht auf staatskritischem Freiheitswillen beruhte,
sondern auf einer technologisch und gesellschaftlich bereits lickenlos normierten
Kontrollarchitektur.

Il. Behordliche Aktenlage & Primarevidenz

e Statistische Gesamtmortalitat (Eurostat- und OECD-Registerdaten
2020-2022/2023):
Die amtlichen Erhebungen der europaischen Statistikbehérde Eurostat und der
OECD widerlegen die Katastrophenprognosen des Friihjahrs 2020 fundamental:

o Kumulierte Ubersterblichkeit: Uber den Gesamtzeitraum von 2020 bis Ende
2022 verzeichnete Schweden mit rund 4,4 % eine der niedrigsten kumulierten
Ubersterblichkeitsraten in ganz Europa (in demografisch bereinigten
Auswertungen die absolut niedrigste unter allen EU- und EFTA-Staaten).

o COVID-spezifische Mortalitadt: Schweden registrierte bis zum Auslaufen der
Notstandslagen ca. 27.400 gemeldete COVID-Todesfalle (bei 10,4 Mio.
Einwohnern). Dies entspricht einer Pro-Kopf-Mortalitat, die sich im
europaischen Mittelfeld bewegt und mit der Bundesrepublik Deutschland
(rund 183.000 gemeldete Falle bei 83,2 Mio. Einwohnern) statistisch nahezu
deckungsgleich ist.
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Durchgehender Erhalt der Bildungs- und Freizeitinfrastruktur:

Schweden hielt Kindertagesstatten und Grundschulen (Grundskola, Vorschule bis zur
9. Klasse, Kinder bis 16 Jahre) wahrend der gesamten Pandemie durchgehend im
regularen Prasenzbetrieb:

o Es existierte zu keinem Zeitpunkt eine allgemeine Maskenpflicht — weder an
Schulen noch im Einzelhandel oder im &ffentlichen Nahverkehr.

o Gastronomie, Gewerbe und Sportstatten blieben unter Einhaltung
unverbindlicher Empfehlungen grundsatzlich getffnet; es wurden weder
Ausgangssperren verhangt noch diskriminierende Betretungsverbote flr
Ungeimpfte (2G/3G) im Inland exekutiert.

Untersuchungsberichte der staatlichen Corona-Kommission
(Coronakommissionen, 2020-2022):

Die unabhangige schwedische Regierungskommission bestatigte in ihren
Abschlussberichten:

o Der Verzicht auf flachendeckende Zwangsstilllegungen, die Beachtung
verfassungsrechtlicher Schranken und das Vertrauen in eigenverantwortliche
Schutzmallinahmen waren sachgerecht und epidemiologisch tragfahig.

o Das Versagen im Fruhjahr 2020 beschrankte sich auf den stationaren
Altenpflegesektor (Aldreboenden). Die hohe Mortalitat der ersten Welle ging
auf bekannte strukturelle Defizite zurlick (Personalrotation, prekare
Arbeitsverhaltnisse, Mangel an Schutzausristung), nicht auf das Fehlen von
Lockdowns fir die gesunde Gesamtbevolkerung.

Die soziotechnische Infrastruktur des schwedischen Modelistaates:
Schweden verzichtete nicht aus mangelndem Durchgriffswillen auf Polizeigewalt,
sondern weil der schwedische Burger einer Infrastruktur unterliegt, die
Steuerungsmallinahmen ohne physischen Zwang lautlos exekutiert:

o Das radikale Offentlichkeitsprinzip (Offentlighetsprincipen): Seit der
Druckpresseverordnung von 1766 (Tryckfrihetsférordningen) sind
Biirgerdaten in Schweden prinzipiell 6ffentlich. Uber Portale wie Ratsit.se
oder MrKoll.se sowie den Taxeringskalendern sind Einkommen, Steuerlast,
Wohnort, Quadratmeterzahl, Mitbewohner, Pkw-Besitz und Vorstrafen jedes
Burgers fir jedermann per Mausklick einsehbar. Das Konzept
mitteleuropaischer Privatsphare existiert administrativ nicht.

o Die bargeldlose Gesellschaft (Cashless Society): Der physische
Bargeldumlauf liegt bei unter 1 % des BIP. Nahezu alle Transaktionen
erfolgen Uber Karten oder das mobile Bezahlsystem Swish; der Einzelhandel
verweigert die Annahme von Bargeld flachendeckend und legal per
Hinweisschild (,Kontantfri).
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o

Der Digitalisierungsmonopolist BankID: Die von GroRbanken betriebene
elektronische Identitat BankID ist zwingende Voraussetzung fir die
gesellschaftliche Teilhabe. Behérdenkontakte, Arbeitsvertrage,
Mietverhaltnisse, Arzttermine und Nahverkehrstickets erfordern diesen
Identifikator. Wer nicht im System registriert ist, ist sozial und 6konomisch
handlungsunfahig.

Transhumanistische Affinitét und Biohacking: Schweden ist das globale
Vorreiterland fir subkutane RFID- und NFC-Mikrochip-Implantate. Initiativen
von Tech-Hubs (wie Epicenter in Stockholm) fihrten ab 2014 zu
massenhaften freiwilligen Chip-Implantierungen unter die Haut der Hand.
Bereits 2017 ermdglichte das staatliche Bahnunternehmen SJ (Statens
Jarnvégar) als weltweit erster Transportkonzern die Fahrkartenkontrolle via
Scan des subkutanen Hand-Chips. Der biologische Kdrper wird im
schwedischen Kulturkreis pragmatisch als Schnittstelle fir Digitalisierungs-
und Uberwachungsprozesse akzeptiert.

lll. Wissenschaftlich-methodischer & soziologischer Befund

All-Cause Excess Mortality als unbestechlicher GitemaRstab:
Vergleiche isolierter COVID-Meldezahlen sind durch abweichende Teststrategien und
uneinheitliche Zuordnungen (,an oder mit*, variierende Ct-Werte) fehleranfallig.

o

Die demografisch bereinigte Gesamtmortalitat erfasst den kumulativen
Nettoeffekt: die Erregerlast zuztiglich der todlichen Kollateralschaden
Legislativer Zwangsakte (aufgeschobene Krebsoperationen, Herzinfarkte,
soziodkonomischer Niedergang).

Dass Schweden ohne Lockdowns, ohne Schulschliefungen und ohne
Maskenmandate eine der niedrigsten Gesamtmortalitdtsraten Europas
erzielte, beweist, dass staatliche Zwangseingriffe keine notwendige
Bedingung flirr den Lebensschutz darstellten.

Padiatrische Evidenzlage bei offenen Schulen (Ludvigsson et al., NEJM 2021):
Die populationsweite Kohortenstudie im New England Journal of Medicine
untersuchte alle 1,95 Millionen Kinder in Schweden wahrend der Erstwelle (Marz bis
Juni 2020):

o

Trotz gedffneter Schulen und ohne Masken mussten lediglich 15 Kinder
intensivmedizinisch behandelt werden (Inzidenz: 1 zu 130.000); kein einziges
Kind verstarb.

Das relative Erkrankungsrisiko flir Lehrkrafte war im Vergleich zu anderen
Berufsgruppen nicht signifikant erhoht.

Die Dekonstruktion der Freiheitsillusion: Funktionale Redundanz physischen

Zwangs:
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Die Abwesenheit von Polizeipatrouillen und strafbewehrten Ausgangssperren darf
nicht mit individueller Autonomie verwechselt werden:

o

Konformitatsdruck und Jantelagen: Die schwedische Kultur ist durch das
ungeschriebene Gesetz sozialer Gleichférmigkeit (Jantelagen) und ein
extremes Grundvertrauen in staatliche Behdrden gepragt. Behdrdliche
~-Empfehlungen® der Folkhdlsomyndigheten entfalten in dieser Gesellschaft
dieselbe bindende Wirkung wie ein Buligeldkatalog im mitteleuropaischen
Raum.

Der Kontrast zu Mitteleuropa: In Osterreich und Deutschland existierten
historisch bedingt analoge Rickzugsraume (Bargeldnutzung, Amtsgeheimnis,
Skepsis gegeniber Zentralregistern, verfassungsrechtlich verankerter
Datenschutz). Weil die dortigen Bevolkerungen nicht im selben Male digital
synchronisiert und konformistisch ausgerichtet waren, sah sich die Legislative
veranlasst, autoritdren physischen Zwang (2G-Kontrollen, Ausgangssperren,
Polizeistreifen im offentlichen Raum, allgemeine Impfpflicht) anzuwenden, um
Verhaltensgleichschaltung zu erzwingen.

Die technokratische Synthese: Schweden bendtigte kein offenes
Polizeiregime, weil die Blrger Uber BankID, Bargeldentzug, totale
Datentransparenz und kulturelle Normierung bereits in eine funktionierende,
de facto lickenlose Kontrollarchitektur eingebunden waren. Das Ausbleiben
von Lockdowns war nicht das Produkt eines libertdren Rechtsstaates,
sondern Ausdruck einer Gesellschaft, deren Durchdringung mit digitalen und
sozialen Steuerungsinstrumenten physische Repression Uberflliissig machte.

Dekonstruktion behordlicher Schutzbehauptungen:

o

o

~Schweden verhielten sich freiwillig wie im Lockdown*: Dieses Argument
vernichtet die verfassungsrechtliche Rechtfertigung mitteleuropaischer
Zwangsmalfinahmen. Wenn unverbindliche Empfehlungen ausreichen, um
Kontakte und Mobilitat zu steuern, waren ZwangsschlieRungen und
BuBgelder nach dem Ubermafverbot (Art. 20 Abs. 3 GG) nicht erforderlich.
Der Staat ist verfassungsrechtlich verpflichtet, das mildeste Mittel zu wahlen.

~Schweden opferte Senioren fiir die Wirtschaft”: Die Sterblichkeit in
schwedischen Seniorenheimen im Frihjahr 2020 lag im selben Rahmen wie
in Landern mit Maximallockdowns (GroRbritannien, Frankreich, Spanien,
Belgien). Kollektive Stilllegungen im 6ffentlichen Raum boten keinen Schutz
fir Heimbewohner, wenn interne Barrieren fehlten.

IV. Justizielle & rechtliche Konsequenz

Zusammenbruch der richterlichen Pramisse der ,,Alternativiosigkeit®:
Verwaltungs- und Verfassungsgerichte legitimierten Freiheitsberaubungen,
GeschéftsschlielRungen und Betretungsverbote stereotyp mit der Behauptung, es
habe zur Verhinderung einer Katastrophe kein milderes, gleich geeignetes Mittel
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gegeben.

o

Schweden liefert als empirische Kontrollgruppe den Nachweis, dass der
Verzicht auf Grundrechtseingriffe zu einer Gesamtmortalitat flhrte, die den
mitteleuropaischen Werten entsprach oder diese unterbot.

Damit entfallt das Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit fur Lockdowns,
SchulschlieBungen und Maskenmandate ex tunc. Eine Malinahme, die
massive Schaden verursacht, ist verfassungswidrig, wenn das nachweislich
mildere Mittel (Freiwilligkeit, gezielter Schutz) dasselbe Schutzniveau erreicht.

Materiell-rechtlicher Wegfall des Schuldvorwurfs bei MaBnahmeverstoRen:
Verfahren gegen Burger wegen Verstolies gegen Corona-Verordnungen (Aufenthalt
im Freien wahrend Ausgangssperren, Nichttragen von Masken, private Treffen)
entbehren der materiellen Straf- und BulRgeldgrundlage:

o

Handlungen, die wenige Flugstunden entfernt in Schweden legal, behordlich
geduldet und fur die 6ffentliche Gesundheit empirisch unschadlich waren,
konnen keinen strafwirdigen Gefahrdungsunwert darstellen.

Die Kriminalisierung von Burgern wegen friedlicher Grundrechtsausibung
erweist sich vor dem Hintergrund der schwedischen Daten als
verfassungswidriger Willkurakt.

Verletzung der richterlichen Amtsaufklarungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO / § 86
Abs. 1 VwGO):

Richter verletzen elementares Verfahrensrecht, wenn sie Beweisantrage zu den
schwedischen Populationsdaten mit der Schutzbehauptung verwerfen, die
Verhaltnisse seien ,nicht vergleichbar®.

o

Die Justiz ist verpflichtet aufzuklaren, warum in Deutschland und Osterreich
Grundrechte suspendiert werden mussten, wahrend Schweden dieselben
epidemiologischen Resultate ohne Zwang erzielte.

Gleichzeitig hat die richterliche Beweiswirdigung zur Kenntnis zu nehmen,
dass Schweden kein Modell grenzenloser Freiheit war, sondern die
Wirksamkeit digitaler und soziokultureller Verhaltenssteuerung demonstrierte.
Das bewusste Ausblenden der schwedischen Aktenlage begriindet den
Vorwurf der unzuldssigen Beweisantizipation und der Rechtsbeugung durch
Verweigerung der gebotenen Sachverhaltsaufklarung.
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Schlusskapitel: Die Vernetzung der 35 Tatsachen — Wo die Faden
zusammenlaufen

Dieses Kapitel fasst die 35 dokumentierten Tatsachen nicht zusammen, indem
es sie wiederholt. Es macht sichtbar, was die Einzelpunkte in der
Gesamtschau ergeben: vier ineinandergreifende Beweisfaden. Jeder Faden
fur sich belegt bereits einen methodischen oder institutionellen Bruch.
Zusammen ergeben sie das Bild einer durchgangig angewandten Praxis —
einer Praxis, die intern dokumentierte Unscharfen kannte und sie dennoch als
objektive, gerichtsfeste Grundlagen behandelte.

1. Der erste Faden: Die MessgroBe war von Anfang an unscharf und
blieb es

Punkt 1 (PCR taugt nicht als Infektions- und Krankheitsnachweis), Punkt 2
(Mehr Tests = mehr Falle), Punkt 10 (administrative Uberzahlung der
Corona-Toten — ,an vs. mit“) und Punkt 31 (DIVI-Auslastung) bilden einen
durchgehenden Beweisfaden.

Die Real-Time-PCR weist Zielsequenzen nach, nicht zwangslaufig
replikationsfahige Viren und keine klinische Diagnose. Das RKI hat dies intern
und im Epidemiologischen Bulletin 39/2020 festgehalten. Ct-Werte waren
labortbergreifend nicht standardisiert (Krisenstab 03.09.2021). Die WHO wies
Labore ausdrucklich an, schwache Positivsignale und den
pravalenzabhangigen Vorhersagewert kritisch zu bewerten. Trotzdem wurde
die bloRe PCR-Positivitdt zum alleinigen administrativen und gerichtlichen
Ausloser  von Absonderungen, Betriebsschliellungen und der
,2Bundesnotbremse”.

Gleichzeitig wurde die 7-Tage-Inzidenz als absolute Eingriffsschwelle
gesetzlich verankert, obwohl sie keine testvolumenbereinigte
epidemiologische Rate war. Die Ausweitung der Bdurgertests und
Schultestungen ab Marz 2021 wirkte als dokumentierter Confounder. Die
Zahlung der COVID-Toten und der Intensivpatienten folgte derselben Logik:
ein positiver PCR-Befund innerhalb eines weiten Zeitfensters genugte fur die
administrative Zuordnung — unabhangig von der klinischen Hauptursache.

Gemeinsamer Kern dieses Fadens: Eine Messgrélle mit objektiv
dokumentierter Unschérfe wurde zum automatischen Rechtsausléser
gemacht. Die Unschérfe war den handelnden Institutionen bekannt. Sie wurde
nicht beseitigt, sondern administrativ und gerichtlich fortgeschrieben.

2. Der zweite Faden: Die Erfassungsarchitektur wurde verandert und
monopolisiert
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Punkt 3 (Grippe zu Corona ,umetikettiert”), Punkt 10 (AN vs. MIT), Punkt 11
(eskalierende Ubersterblichkeit ab 2021) und die Sentinel- und
Kodierungsbefunde bilden den zweiten Beweisfaden.

Ab Fruhjahr 2020 wurde das diagnostische Potenzial (Personal, Reagenzien,
Laborgerate) weitgehend auf SARS-CoV-2 ausgerichtet.
Differentialdiagnostische Routineuntersuchungen auf Influenza und andere
Atemwegserreger traten zurlick. Das ARE-Sentinel verlor durch die Umleitung
von Patienten in Testzentren und das veranderte Aufsuchverhalten seine
frihere Reprasentativitat. Die Kodierung U07.1! und UQ7.2! ermdglichte die
administrative Zuordnung von Todesfallen und Krankheitsfallen unter dem
COVID-Label - teilweise ohne Labornachweis. Okonomische Anreize
(Freihaltepauschalen, DRG-Logik) belohnten die COVID-Dokumentation.

Gleichzeitig erfasste die Mortalitatsstatistik COVID-Todesfalle Uber einen
weiten PCR-basierten Zeitraum, wahrend historische Grippetodesfalle
uberwiegend uber Exzessmodelle geschatzt worden waren. Das Ergebnis war
keine molekularbiologische Verwechslung der Primer, sondern eine
administrative und statistische Absorption des gesamten Spektrums akuter
Atemwegserkrankungen unter einem Label.

Gemeinsamer Kern dieses Fadens: Die Erfassungsarchitektur wurde so
veradndert, dass das biologische und klinische Geschehen nur noch durch den
Filter der COVID-Definition sichtbar wurde. Das reale Phdnomen der viralen
Interferenz wurde zugleich politisch monopolisiert, um die Wirksamkeit der
MalBnahmen zu begrtinden.

3. Der dritte Faden: Intern dokumentiertes Wissen wurde nicht
handlungsleitend

Punkt 1 (RKI-Protokolle zu Ct und Infektiositat), Punkt 2 (RKI-Kenntnis des
Test-Confounders), Punkt 13 (Maskenpflicht und Evidenzlage), Punkt 24
(lvermectin  als  Early-Treatment-Option) sowie die Befunde zu
Zulassungstransparenz und Booster-Logik bilden den dritten Beweisfaden.

Die Krisenstabsprotokolle und das Epidemiologische Bulletin zeigen, dass
zentrale methodische Grenzen frih intern bekannt waren. Die WHO-Notice
von Januar 2021 kommunizierte die Limitationen der PCR an die
Anwenderstaaten. Die Evidenzlage zu Masken in der Allgemeinbevolkerung
und zu frihen Behandlungsmoglichkeiten war umstritten und wurde in Teilen
der internationalen Literatur anders bewertet als in der deutschen
Regelungsarchitektur. Alternative Optionen und Unscharfen wurden nicht in
die gesetzliche und untergesetzliche Steuerung Ubersetzt.
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Stattdessen wurde das Narrativ der Alternativiosigkeit aufrechterhalten.
Methodische  Kritik  wurde  Offentlich als  Desinformation  oder
Schutzbehauptung behandelt, wahrend die internen Akten die Unscharfen
bereits festhielten.

Gemeinsamer Kern dieses Fadens: Es bestand eine dokumentierte
Diskrepanz zwischen dem, was die Behérden intern wussten, und dem, was
sie nach aulBen als objektive, gerichtsfeste Grundlage behandelten. Diese
Diskrepanz ist der eigentliche Gegenstand der Amtsaufklarungspflicht.

4. Der vierte Faden: Die Judikative als Verstarker der Methode

Nahezu alle 35 Punkte enden mit der Feststellung, dass Verwaltungsgerichte,
Landgerichte und in zentralen Fragen auch das Bundesverfassungsgericht die
behdrdliche Praxis bestatigt haben. Die Gerichte stltzten sich Uberwiegend
auf  die RKI-Empfehlungen und akzeptierten PCR-Positivitat,
Inzidenzschwellen und die daraus abgeleiteten Eingriffe als hinreichend.

Damit wird die Judikative selbst Teil des Beweisfadens. Sie hat die
methodischen Einwande (Ct-Werte, fehlende Kulturnachweise,
Testvolumen-Confounder, ,an vs. mit“, Evidenzllcken) in hunderten Verfahren
gesehen und dennoch die Malnahme-Logik fortgeschrieben. Die
Amtsaufklarungspflicht richtet sich daher nicht nur an die Legislative, sondern
auch an die Spruchkoérper, die heute — mit Kenntnis der inzwischen
ungeschwarzten Protokolle und der Primarstudien — dieselben Annahmen
weitertragen.

Gemeinsamer Kern dieses Fadens: Die Justiz hat die Unschérfen nicht als
durchgreifenden Rechtsfehler gewertet. Indem sie die behérdliche Methode
bestétigte, hat sie sie institutionalisiert. Wer diese Aktenlage heute
ausblendet, setzt die Rechtsverweigerung fort.

Gesamtschau: Was die vier Faden gemeinsam beweisen

Die 35 dokumentierten Tatsachen ergeben in der Gesamtschau kein Bild
zufalliger Irrtimer und auch kein Bild eines zentral gesteuerten ,Masterplans®.
Sie ergeben das Bild einer durchgangig angewandten Methode:

Unscharfen wurden intern erkannt.
Diese Unscharfen wurden nicht beseitigt.
Stattdessen wurden die unscharfen Messgrofien und die veranderte
Erfassungsarchitektur als objektive, automatische und gerichtsfeste
Grundlagen behandelt.

e Methodische Kritik wurde offentlich abgewehrt, wahrend die internen
Akten die Kritik bereits enthielten.
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e Die Judikative hat diese Methode in der Breite bestatigt und damit
fortgeschrieben.

Die Praambel hat die systemischen Mechanismen benannt: Need-to-Know
und Kompartimentierung, Ookonomische und strukturelle  Anreize,
Machtdynamiken und Groupthink. Die 35 Punkte belegen diese Mechanismen
mit Primarakten. Das Schlusskapitel zeigt, dass die Punkte nicht isoliert
nebeneinanderstehen, sondern vier Beweisfaden bilden, die in derselben
institutionellen Praxis zusammenlaufen.

Genau hier setzt die Amtsaufklarungspflicht an. Wer die Einzelpunkte isoliert
betrachtet, kann jeden einzelnen noch als ,diskutabel® oder ,im damaligen
Kenntnisstand vertretbar® abtun. Wer die Faden zusammenfuhrt, erkennt die
Methode. Das bewusste Ausblenden dieser Gesamtschau begrundet den
Vorwurf der Verhandlungs- und Beweisvereitelung — nicht weil ein Geheimplan
bewiesen ware, sondern weil die dokumentierte Praxis der Umgang mit
bekannter Unscharfe ist und diese Praxis bis heute fortgesetzt wird.

Die 35 Tatsachen sind daher keine bloke Sammlung von Kritikpunkten. Sie
sind die Beweismittel fur einen durchgangigen institutionellen Bruch: die
systematische Verwendung bekanntermalien unscharfer Grundlagen als
Grundlage von Grundrechtseingriffen — und die fortgesetzte Weigerung, diese
Grundlagen heute, mit Kenntnis der Akten, einer offenen und vollstandigen
Aufklarung zuzufihren.

Dieses Schlusskapitel ist Bestandteil des Beweisdossiers und verweist auf die
in den Punkten 1 bis 35 genannten Primérquellen. Es fiigt den Einzelpunkten
keine neuen Tatsachenbehauptungen hinzu, sondern macht die in den Akten
bereits angelegte Vernetzung explizit.
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Die Erosion des Rechtsstaats im
Ausnahmezustand

Historische Lehren aus dem Justizversagen fiir die Rechtsprechung der Gegenwart

Das Vertrauen der Blrger in die Unabhangigkeit der Justiz ist das Fundament jedes
Rechtsstaates. Doch dieses Vertrauen erodiert, wenn in der Bevolkerung der Eindruck
entsteht, dass Gerichte nicht mehr als neutrale Instanzen der Wahrheitsfindung agieren,
sondern als verlangerter Arm Legislativer und politischer Interessen.

Eine historische und strukturelle Analyse zeigt: Die Gefahrdung des Rechtsstaats beginnt
selten mit dem offenen Bruch der Verfassung. Sie beginnt mit der freiwilligen Unterwerfung
der Judikative unter den behaupteten Konsens der Regierenden.

1. Der historische Befund: Die Flucht in die Staatsautoritat

In seinem rechtshistorischen Standardwerk ,Furchtbare Juristen (1987) hat Ingo Miller die
Mechanismen des deutschen Justizversagens im 20. Jahrhundert dekonstruiert. Die
populare Nachkriegslegende der Richterschaft besagte, man sei durch einen strengen
.Gesetzesgehorsam® (Rechtspositivismus) gezwungen gewesen, das staatliche Unrecht
umzusetzen. Millers Analyse der Akten widerlegt diese Schutzbehauptung fundamental.

Die Zerstérung des Rechtsstaats vollzog sich vielmehr durch eine aktive, ideologische
Anpassung der Justiz, die bereits im Kaiserreich und der Weimarer Republik wurzelte:

e Der Vorrang des ,Staatsinteresses”: Richter bogen und interpretierten Gesetze so
lange (,teleologische Auslegung®), bis sie dem politischen Ziel der Machthaber oder
dem vermeintlichen ,gesunden Volksempfinden® entsprachen.

e Asymmetrie der Rechtsprechung: Taten, die aus einer dem Staat genehmen
Gesinnung heraus begangen wurden, erfuhren Milde. Oppositionelles Verhalten oder
Kritik an der Staatsmacht wurden hingegen mit drakonischer Harte als ,Gefahrdung
der Allgemeinheit” abgeurteilt.

e \Verzicht auf Sachverhaltsaufklarung: Die Justiz verzichtete darauf, Legislative
Behauptungen (etwa zu Notstandssituationen) objektiv und materiell zu Uberprifen.
Das staatliche Narrativ wurde schlicht als unumstéRliche Wahrheit ibernommen.

Als das System 1945 zusammenbrach, verweigerte die Justiz weitgehend die eigene
Aufarbeitung. Durch juristische Kunstgriffe wurden Tater zu bloBen ,Gehilfen® herabgestuft
oder staatliches Handeln im Nachhinein als legal deklariert.

2. Die strukturelle Parallele: Krisenjustiz in der Gegenwart

Die rechtsgeschichtliche Analyse Mullers ist kein bloRer Blick in die Vergangenheit, sondern
eine eindringliche Warnung fur die Gegenwart. Auch wenn sich die historischen Verbrechen
verbieten, direkt mit heutigen Ereignissen gleichgesetzt zu werden, so bleiben die
strukturellen psychologischen und institutionellen Mechanismen der Justiz erschreckend
ahnlich.
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Die gerichtliche Aufarbeitung der pandemischen Ausnahmezustande (2020-2023) offenbart
eine tiefe rechtsdogmatische Krise:

e Das Dogma der ,Offenkundigkeit®: In  tausenden  Verfahren zu
Grundrechtseinschrankungen (Lockdowns, Maskenmandate, 2G-Exklusion,
einrichtungsbezogene Impfpflicht) verweigerten Gerichte die unabhangige,
sachverstandige = Beweisaufnahme.  Behauptungen der Legislative und
weisungsgebundener Behdrden (RKI, PEI) wurden als ,gerichtsbekannt® oder
,offenkundig“ vorausgesetzt, selbst als interne Akten und internationale Studien
deren methodische Mangel Iangst belegten.

e Fehlende materielle Kontrolle: Wenn der Staat Freiheitsrechte auf Basis behaupteter
Katastrophenszenarien (Uberlastung des Gesundheitssystems, asymptomatische
Fremdgefahrdung) suspendiert, ist es die Pflicht der Gerichte, diese Pramissen
schonungslos zu prifen. Indem Gerichte dies unterlieBen und sich auf den
.Einschatzungsspielraum“ der Regierung zurlickzogen, gaben sie ihre
Kontrollfunktion (Art. 20 Abs. 3 GG) auf.

e Asymmetrische Sanktionierung: Die heutige Justiz steht im Zentrum massiver
offentlicher Kritik, wenn eine empfundene Schieflage bei der Urteilsfindung entsteht.
Blrger beobachten mit Befremden, wie Arzte, die Masken- oder Impfatteste
ausstellten, um Patienten vor nachweisbaren Risiken zu schitzen, mit
existenzvernichtenden Strafen und Berufsverboten iberzogen werden. Gleichzeitig
wird bei Delikten gegen die kdrperliche Unversehrtheit im Alltag (Gewaltdelikte)
haufig auf Bewahrungs- oder Milderungsgriinde zuriickgegriffen. Diese Asymmetrie
nahrt den Verdacht, dass der Ungehorsam gegenlber einer administrativen
Verordnung vom System harter bestraft wird als der reale Schaden am Mitmenschen.

3. Fazit: Die Riickkehr zur objektiven Beweiswiirdigung

Ein Rechtsstaat, dessen Justiz in Krisenzeiten die Flucht in den Exekutivgehorsam antritt,
verliert seine Daseinsberechtigung. Wenn Richter Kritik an staatlichen MaflRnahmen
kriminalisieren, anstatt die Faktenbasis dieser MaRnahmen — von PCR-Test-Spezifikationen
bis hin zu Zulassungsdaten von Vakzinen — strengstens zu prifen, agieren sie nicht als
Huter der Verfassung, sondern als Administratoren des Zeitgeistes.

Die Unabhangigkeit der Justiz beweist sich nicht in Zeiten gesellschaftlicher Ruhe, sondern
im Ausnahmezustand. Die Lektion aus der Geschichte muss lauten: Gerichte durfen niemals
das Korrektiv der objektiven, wissenschaftlichen und unparteilichen Tatsachenfindung
aufgeben. Tun sie es doch, wiederholen sie jenen fatalen Mechanismus der Anpassung, der
das Vertrauen in die Justiz nachhaltig zerstort.

Die historischen Beziige in diesem Text stlitzen sich auf die grundlegende rechtshistorische
Analyse von Ingo Miiller, ,Furchtbare Juristen: Die unbewdltigte Vergangenheit unserer
Justiz“ (1987).
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Buchtipp zum Thema “Herausforderungen in der Judikative”

1. Die personelle Kontinuitat und Selbstamnestierung der
Nachkriegsjustiz

e Jorg Friedrich: Freispruch fiir die Nazi-Justiz. Die Urteile gegen NS-Richter seit
1948 (1983)
Friedrich dokumentiert akribisch, wie bundesdeutsche Gerichte nach 1945 tausende
Strafverfahren gegen ehemalige Richter des Volksgerichtshofs und der
Sondergerichte systematisch einstellten oder mit Freispriichen beendeten. Er belegt
die richterliche Schutzbehauptung der angeblichen ,Rechtsblindheit”, mit der
Kollegen ihre friheren Taten gegenseitig fur straffrei erklarten.

e Manfred Gortemaker / Christoph Safferling: Die Akte Rosenburg. Das
Bundesministerium der Justiz und die NS-Vergangenheit (2016)
Die offizielle wissenschaftliche Aufarbeitung des Bundesjustizministeriums belegt,
dass in den 1950er- und 1960er-Jahren der Anteil ehemaliger NSDAP-Mitglieder im
Ministerium héher war als wahrend des Dritten Reiches. Das Buch zeigt anhand von
Originalakten, wie Akteure wie Eduard Dreher die Gesetze gezielt so manipulierten,
dass NS-Schreibtischtater und Beihilfehandlungen rickwirkend verjahrten.

o Klaus-Detlev Godau-Schiittke: Der Bundesgerichtshof — Justiz in Deutschland
(2005)
Eine detaillierte Untersuchung Uber die ersten Jahrzehnte des Bundesgerichtshofs in
Karlsruhe. Godau-Schiittke zeichnet nach, wie Richter der obersten NS-Instanzen (u.
a. des Reichsgerichts) den BGH dominierten und Urteile fallten, die NS-Opfern
Entschadigungen verweigerten, wahrend sie friihere Wehrmachts- und
Sondergerichtsrichter rehabilitierten.

2. Die juristische Methodik: Wie Gesetze passend gebeugt werden

e Bernd Rithers: Die unbegrenzte Auslegung. Zum Wandel der
Privatrechtsordnung im Nationalsozialismus (1968)
Ruthers, selbst renommierter Rechtswissenschaftler, analysiert die methodischen
Werkzeuge der Juristen: Er zeigt, dass Richter das geschriebene Gesetz nicht offen
brechen mussten, sondern Generalklauseln (,Treu und Glauben®, ,gute Sitten®,
,Gemeinwohl®) und teleologische Auslegungen nutzten, um Urteile an die
herrschende Staatsideologie anzupassen. Ein Standardwerk dartiber, wie formales
Recht von innen heraus ausgehdhlt wird.

e Bernd Riithers: Das Ungerechte an der Gerechtigkeit. Fehldeutungen eines
Begriffs (3. Auflage)
Erganzend zu seinem Erstwerk widmet sich Ruthers der Gefahr, wenn Richter
subjektive Moral- oder Gerechtigkeitsvorstellungen lber das kodifizierte Recht und
rationale Beweise stellen.

3. Historische Vorlaufer: Politische Justiz in der Weimarer Republik

e Heinrich Hannover / Elisabeth Hannover-Driick: Politische Justiz 1918-1933
(1966)
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Eine umfassende Chronik der Gerichtsverfahren in der Weimarer Republik. Das
Autorenpaar weist nach, wie die konservative Justiz auf dem ,rechten Auge blind“
war: Putschisten und Attentater von rechts erhielten Bagatellstrafen oder Amnestien
wegen ,patriotischer Motive“, wahrend streikende Arbeiter, Pazifisten und linke
Publizisten mit maximaler Harte verfolgt wurden.

Emil Julius Gumbel: Vier Jahre politischer Mord (1922) | Verréter verfallen der
Feme! (1929)

Der Mathematiker und Publizist Emil Julius Gumbel legte die erste
empirisch-statistische Beweisflihrung Gber die Ungleichbehandlung vor Gericht vor.
Er listete hunderte politische Morde detailliert mit Strafmaf auf und bewies
rechnerisch, dass rechte Tater praktisch straffrei blieben, wahrend linke Angeklagte
zu hohen Haftstrafen oder zum Tode verurteilt wurden.

4. Praxisberichte und institutionelle Kritik

Heinrich Hannover: Die Republik vor Gericht 1954-1995. Erinnerungen eines
unbequemen Rechtsanwalts (1998)

Hannover berichtet aus seiner jahrzehntelangen Praxis als Strafverteidiger in der
Bundesrepublik (u. a. fir Kriegsdienstverweigerer, APO-Aktivisten, Ulrike Meinhof
und DDR-Spione). Er zeigt auf, wie Denk- und Urteilsmuster aus der Vorkriegszeit in
Staatsschutzverfahren der Bundesrepublik tber Jahrzehnte weiterlebten.

Fritz Bauer: Die Humanitéat der Rechtsordnung. Ausgewéhlte Schriften (Hg.
Joachim Perels / Irmtrud Wojak)

Die gesammelten Schriften des hessischen Generalstaatsanwalts und Initiators der
Frankfurter Auschwitz-Prozesse. Bauer analysiert das Widerstandsrecht des Birgers
gegen staatliches Unrecht und formuliert das Gegenmodell zu einer
obrigkeitshorigen Justiz: Ein Richter darf kein bloRer Befehlsempfanger sein,
sondern muss die Menschenwtirde gegen den Staat verteidigen.
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Systematisches Quellenverzeichnis

A. Behordliche Primarakten & parlamentarische Drucksachen (Deutschland)

1. Deutscher Bundestag:

o Drucksache 19/20301: Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage
zum BMI-Strategiepapier ,Wie wir COVID-19 unter Kontrolle bekommen®.

o Drucksache 17/12051: Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht zur
Risikoanalyse im Bevdlkerungsschutz 2012 (Anhang 4: Risikoanalyse
,Pandemie durch Virus Modi-SARS").

2. Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat (BMI):

o Internes Strategiepapier ,Wie wir COVID-19 unter Kontrolle bekommen*

(Kerber-Gruppe / Ad-hoc-Wissenschaftlerkreis, Berlin, Marz 2020).
3. Sachverstandigenausschuss nach § 5 Abs. 9 IfSG:

o Abschlussbericht ,,Evaluation der Rechtsgrundlagen und MaBnahmen der

Pandemiepolitik”, Berlin, 30.06.2022.
4. Bundesrechnungshof:

o Bericht nach § 88 Abs. 2 BHO zur Steuerung und Vergutung der
intensivmedizinischen Versorgungskapazitaten und Freihaltepauschalen im
Krankenhausbereich, Bonn/Berlin, Juni 2021.

5. Robert Koch-Institut (RKI) — Krisenstabsprotokolle (freigeklagt):

o Sitzung vom 22.04.2020: Interne Bestandsaufnahme zur Ubererfassung von
Todesfallen durch die Zahlung ,an und mit".

o Sitzung vom 29.04.2020: Ausweis von 8.989 freien High-Care-Intensivbetten
im DIVI-Register.

o Sitzung vom 06.05.2020: Feststellung zur fehlenden Aussagekraft eines
Ct-Wertes Uber 25 bezlglich Nicht-Infektiositat.

o Sitzung vom 01.09.2021: Interne Rige lickenhafter Impfstatus-Daten in
SurvNet und Warnung vor Inzidenzverzerrungen.

o Sitzung vom 03.09.2021: Festhaltung der laborubergreifenden
Nicht-Standardisierbarkeit von Ct-Werten.

o Sitzung vom 03.12.2021: Dokumentation des rapiden Transmissions- und
Wirksamkeitsabfalls unter der Delta-Variante; Vorbereitung von Boostern ab
18 Jahren.

o Sitzung vom 12.01.2022: Protokollierung gravierender Erfassungsdefizite (bei
ca. 90 % der Falle fehlte die Angabe zum Impfstatus zunachst).

6. Robert Koch-Institut (RKI) - Fachdokumente, Bulletins & Lageberichte:

o Lage-AG Dokument Seite_ COVID-19.txt vom 03.03.2020 (Arbeiten nach
tradierten Influenzaplanen).

o Strategie-Erganzung zur Bewaltigung der COVID-19-Pandemie vom
06.04.2020 (Dokumentation psychosozialer Folgeschaden).

o Vorentwurf der Destatis-RKI-Pressemitteilung PM_Sterbefallzahlen
COVID-19_280420 vom 28./30.04.2020 (Normalisierung und
Sommer-Untersterblichkeit).

o Lage-AG Protokoll vom 19.04.2021 (Blrgertests und Schultests als massiver
Confounder der Inzidenz).
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o Lage-AG Protokoll vom 10.08.2022 (Interne Diskussion zur
Sommer-Ubersterblichkeit und Hitzetagen).

o Epidemiologisches Bulletin 39/2020 (verdffentlicht 24.09.2020, Viruskinetik
und Grenzen der PCR).

o Influenza-Wochenberichte der Arbeitsgemeinschaft Influenza (AGlI) fur KW
18/2020 und KW 52/53 2020.

o Pressemitteilung der STIKO vom 25.04.2023 (Riicknahme der allgemeinen
Impfempfehlung fir Minderjahrige und Erwachsene unter 60 Jahren).

o Nationaler Pandemieplan Teil Il: Wissenschaftliche Grundlagen (Ausgabe
2017).

7. Statistisches Bundesamt (Destatis):

o Pressemitteilung Nr. 536 vom 30.12.2020 (Sterbefallzahlen Januar bis
November 2020).

o Pressemitteilung Nr. 014 vom 11.01.2022 (Sterbefallzahlen fur das
Gesamtjahr 2021).

o Pressemitteilung Nr. 287 vom 20.07.2023 (Entwicklung der Totgeburtenquote
2021 und 2022).

8. Bundesinstitut fiir Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) / DIMDI:

o Kodierempfehlungen zu den ICD-10-GM Zusatzschlisseln U07.1!
(SARS-CoV-2, Virus nachgewiesen) und U07.2! (SARS-CoV-2, Erreger nicht
nachgewiesen).

o Fachliche Stellungnahmen zu fehlenden FFP2-Zertifizierungsgrundlagen fir
Kleinkinder.

9. Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV):

o DGUV Regel 112-190 ,Benutzung von Atemschutzgeraten® sowie

DGUV-Grundsatz G 26 (Atemschutztauglichkeit).
10. Institut fiir das Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK):

o Statistische Berichte zur Krankenhausinanspruchnahme 2020-2022
(dokumentierter Rickgang um 2,5 Millionen stationdre Behandlungsfalle im
Jahr 2020).

B. Internationale Behordenberichte & parlamentarische Akten

1. US-Kongress (House Select Subcommittee on the Coronavirus Pandemic):

o Final Report ,After Action Review of the COVID-19 Pandemic®, 520 Seiten,
Washington D.C., 04.12.2024.

2. US Department of Health and Human Services (HHS):

o Notice of Debarment fur Peter Daszak und Suspendierung von Bundesmitteln
fur EcoHealth Alliance, Washington D.C., 17.01.2025.

o After-Action Report ,,Crimson Contagion 2019 Functional Exercise*, Office of
the Assistant Secretary for Preparedness and Response (ASPR), Oktober
2019.

3. US Food and Drug Administration (FDA):

o Pfizer-BioNTech Postmarketing Safety Document 5.3.6: ,,Cumulative Analysis
of Post-authorization Adverse Event Reports of PF-07302048 (BNT162B2)
received through 28-Feb-2021“(42.086 Spontanberichte, 1.223 gemeldete
Todesfalle).

4. World Health Organization (WHO):
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WHO Information Notice for IVD Users 2020/05 v2 (Genf, 13./20.01.2021).
International Guidelines for Certification and Classification of COVID-19 as
Cause of Death (Genf, 20.04.2020).

o Non-pharmaceutical public health measures for mitigating the risk and impact

of epidemic and pandemic influenza (Genf, 2019).
5. European Medicines Agency (EMA):

o Assessment Report Comirnaty for Children aged 5 to 11 years
(EMA/719541/2021 Corr.).

o PRAC Safety Committee: Aufnahme von Myokarditis/Perikarditis (Juli 2021)
und starker Menstruationsblutungen (Oktober 2022) als offizielle
Nebenwirkungen.

6. Europaische Kommission:

o Advance Purchase Agreements (u. a. Vertrag SANTE/2020/C3/043 mit

BioNTech/Pfizer, Klausel 11.9 zur Haftungsfreistellung).
7. Republik Osterreich:

o Verfassungsgerichtshof (VfGH): Erkenntnisse u. a. V 294/2021 (Aufhebung
von Betretungsverboten fir Ungeimpfte mangels Datengrundlage).

o Nationalrat: Anfragebeantwortungen 8072/AB und 10520/AB zur Zulassung
von lvermectin; Burgerinitiative 38 (XXVII. GP).

o Agentur fir Gesundheit und Erndhrungssicherheit (AGES):
ICU-Kapazitatsberichte April bis Oktober 2020.

8. Schweiz:

o Strafanzeige gegen Swissmedic-Leitungsorgane wegen Verletzung von

Sorgfaltspflichten nach HMG (Kruse et al., Bern, 14.11.2022).
9. GroRbritannien:

o Scientific Pandemic Insights Group on Behaviours (SPI-B / SAGE): Protokoll

vom 22.03.2020 zur emotionalen Scharfung der Bedrohungswahrnehmung.

C. Gerichtsentscheidungen & Staatsrechtsgutachten

1. Bundesverfassungsgericht (BVerfG):
o Beschluss vom 19.11.2021 — 1 BvR 781/21 u. a. (Bundesnotbremse | —
Ausgangsbeschrankungen).
o Beschluss vom 19.11.2021 — 1 BvR 971/21 (Bundesnotbremse Il —
Schulschlie®Bungen und Recht auf Bildung).
o Beschluss vom 27.04.2022 — 1 BvR 2649/21 (Einrichtungsbezogene
Impfpflicht nach § 20a IfSG).
o Beschluss vom 19.01.2022 — 1 BvR 2682/21 (Ablehnung von Eilantrédgen zu
Schul-Maskenpflichten, PM 15/2022).
o Urteil vom 15.12.1983 — 1 BvR 209/83 (BVerfGE 65, 1 — Volkszahlungsurteil
zur informationellen Selbstbestimmung).
2. US Federal Court (N.D. Texas):
o Public Health and Medical Professionals for Transparency (PHMPT) v. FDA,
Az. 4:21-cv-1058-P, Beschluss vom 06.01.2022 (Anordnung zur Herausgabe
von mindestens 55.000 Seiten/Monat).
3. Fachgerichte:
o Verwaltungsgericht Hamburg, Beschluss vom 27.04.2022 (Fehlende
VerhaltnismaRigkeit fortgefuhrter Maskenpflichten an Schulen).
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4.

o VG Koblenz (3 K 385/21.KO); LG KéIn (5 O 117/21 und 5 O 214/21); OLG
Dusseldorf (Entscheidungen zur Vermutungswirkung der RKI-Vorgaben).
Staatsrechtsgutachten:
o Prof. Dr. Dietrich Murswiek: Die Verfassungswidrigkeit von Benachteiligungen
Ungeimpfter, Universitat Freiburg, Dezember 2021.

D. Wissenschaftliche Fachpublikationen (Peer-Reviewed)

10.

1.

12.

13.

14.

15.

16.

. Andersen KG, et al.: The proximal origin of SARS-CoV-2. Nature Medicine 26,

450-452 (2020).

Borger P, et al.: External peer review of the RTPCR test to detect SARS-CoV-2
(Corman-Drosten review). Zenodo, DOI: 10.5281/zenodo.4298004 (2020).

Bujard M, Andersson G: Fertility decline in the aftermath of the COVID-19
pandemic. BiB Working Paper 6/2022 (2022).

Bullard J, et al.: Predicting Infectious Severe Acute Respiratory Syndrome
Coronavirus 2 From Diagnostic Samples. Clin Infect Dis 71(10), 2663—2666 (2020).
Bundgaard H, et al.: Effectiveness of Adding a Mask Recommendation to Other
Public Health Measures to Prevent SARS-CoV-2 Infection in Danish Mask Wearers
(Danmask-19). Ann Intern Med 174(3), 335-343 (2021).

Calisher C, et al.: Statement in support of the scientists, public health professionals,
and medical professionals of China combating COVID-19. The Lancet 395(10226),
e42—-e43 (2020).

Corman VM, Drosten C, et al.: Detection of 2019 novel coronavirus (2019-nCoV) by
real-time RT-PCR. Eurosurveillance 25(3):2000045 (2020).

Dreyfuss D, et al.: High inflation pressure pulmonary edema. Am Rev Respir Dis
137(5), 1159-1164 (1988).

Gao M, et al.: Post-lockdown SARS-CoV-2 nucleic acid screening in nearly ten
million residents of Wuhan, China. Nat Commun 11, 5917 (2020).

Gat |, et al.: Covid-19 vaccination BNT162b2 temporarily impairs semen
concentration and total motile count among semen donors. Andrology 10(6),
1016-1022 (2022).

Gattinoni L, et al.: COVID-19 pneumonia: different respiratory treatments for
different phenotypes? Intensive Care Med 46, 1099-1102 (2020).

Herby J, Jonung L, Hanke SH: A Literature Review and Meta-Analysis of the
Effects of Lockdowns on COVID-19 Mortality. Johns Hopkins Institute for Applied
Economics (2022).

Inglesby TV, Henderson DA, et al.: Disease Mitigation Measures in the Control of
Pandemic Influenza. Biosecurity and Bioterrorism 4(4), 366—375 (2006).

Irrgang P, et al.: Class switch toward noninflammatory, spike-specific IgG4
antibodies after repeated SARS-CoV-2 mRNA vaccination. Sci Immunol 8(79),
eade2798 (2023).

Jaafar R, et al.: Correlation Between 3790 Quantitative Polymerase Chain
Reaction—Positive Samples and Positive Cell Cultures. Clin Infect Dis 72(11), €921
(2021).

Jefferson T, et al. (Cochrane Collaboration): Physical interventions to interrupt or
reduce the spread of respiratory viruses. Cochrane Database of Systematic Reviews,
Issue 1. Art. No.: CD006207 (2023).
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17. Karagiannidis C, et al.: Case characteristics, resource use, and outcomes of 10 021
patients with COVID-19 admitted to 920 German hospitals. Lancet Respir Med 8(9),
853-862 (2020).

18. Kolobow T, et al.: Severe impairment in lung function induced by high peak airway
pressure during mechanical ventilation. Am Rev Respir Dis 135(2), 312-315 (1987).

19. Kuhbandner C, Reitzner M: Estimation of Excess Mortality in Germany During
2020-2022. Cureus 15(5): €39383 (2023).

20. La Scola B, et al.: Viral RNA neither indicates the lack of infectivity nor the presence
of infectious virions in COVID-19 patients. Eur J Clin Microbiol Infect Dis 39,
1059-1061 (2020).

21. Ludvigsson JF, et al.: Open Schools, Covid-19, and Child and Teacher Morbidity in
Sweden. N Engl J Med 384, 669-671 (2021).

22. McHugh KJ, Langer R, et al.: Biocompatible near-infrared quantum dots delivered
to the skin by microneedle patches to record vaccination. Sci Transl Med 11(523),
eaay7162 (2019).

23. Riemersma KK, et al.: Vaccinated and unvaccinated individuals have similar viral
loads in communities with a high prevalence of the SARS-CoV-2 delta variant. Lancet
Infect Dis 22(2), 169-171 (2022).

24. Shimabukuro TT, et al.: Preliminary Findings of mRNA Covid-19 Vaccine Safety in
Pregnant Persons. N Engl J Med 384, 2273-2282 (2021).

25. Singanayagam A, et al.: Duration of infectiousness and correlation with RT-PCR
cycle threshold values in cases of COVID-19. Eurosurveillance 25(32):2001483
(2020).

26. Webb HH, Tierney DF: Experimental pulmonary edema due to intermittent positive
pressure ventilation with high inflation pressures. Am Rev Respir Dis 110(5),
556-565 (1974).

27. Wolfel R, et al.: Virological assessment of hospitalized patients with COVID-2019.
Nature 581, 465469 (2020).

E. Planspiele & Transformationskonzepte

1. Johns Hopkins Center for Health Security, WEF & Gates Foundation: Event 201:
A Global Pandemic Exercise, New York, 18.10.2019.

2. Johns Hopkins Center for Health Security: The SPARS Pandemic 2025-2028: A
Futuristic Scenario for Public Health Risk Communicators, Baltimore, Oktober 2017.

3. Rockefeller Foundation & Global Business Network (GBN): Scenarios for the
Future of Technology and International Development (Szenario ,Lock Step“), Mai

2010.

4. Schwab K, Malleret T: COVID-19: Der groBe Umbruch. World Economic Forum,
Genf 2020.

5. Bl.Zone, WEF & Interpol: Cyber Polygon: Strategic and Operational Scenarios,
2020/2021.
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Beweisdossier — osterreichische Normen-Analogien (Zuordnung DE —

o)

DE (Punkt/Norm)

IfSG § 28a
(Bundesnotbremse/Schutzmalinahmen)

IfSG §§ 28 ff. (MalRnahmenpaket)

StPO § 244 Abs. 2
(Aufklarungsgebot/Amtsermittlung)

StPO § 244 Abs. 3-5
(Beweisantrage/Oppositionsbeweis)

StPO § 244 (Hauptverfahren,
Anklagevortrag)

BGB § 839 (Amtspflichtverletzung)

Osterreichische Analogie (RIS)

Epidemiegesetz 1950, i.d.gF. BGBI. |
81/2020 (Absonderung §§ 5 ff.,
Sperrgebiet § 14,
Untersuchungspflicht § 5) +
COVID-19-Malinahmengesetz, BGBI.
| Nr. 12/2020 (Ermachtigung fur
Verordnungen)

COVID-19-Mallnahmengesetz § 1-2
(Ermachtigung),BGBI. | Nr. 12/2020 +
Verordnungslinie je Ma3nahme

StPO 1975 § 2 Abs. 2 (RIS
NOR40164008: ,hat das Gericht ...
von Amts wegen aufzuklaren”) + § 3
Abs. 2 (RIS NOR40050462: ,zur
Belastung und zur Verteidigung ... mit
der gleichen Sorgfalt zu ermitteln”)

StPO 1975 § 199 Abs. 2
(Begrundungspflicht bei
Beweisantrags-Zurickweisung;
NOR-Nachweis R2-Anhang) + § 55
Abs. 2 (RIS NOR40050514:
unzulassige/unverwertbare
Beweismittel) + § 254
(amtsermittlungsvollmacht
Vorsitzender, NOR40093221)

StPO 1975 § 244 (RIS

NOR40092972: ,Nachdem die Zeugen
abgetreten sind, erteilt der Vorsitzende
dem Anklager das Wort”) —
gleichlautende Struktur

AHG 1949 §§ 1-3 (RIS 10000227) +
Art. 131 Abs. 1 B-VG (RIS 10000138)
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ABGB § 1314 (Schadensersatz)

StGB § 34 (rechtfertigender Notstand)

StGB § 35 (entschuldigender Notstand)

StGB § 32 (Notwehr)

StGB § 5 (Fahrlassigkeit)

BVerfG

(Pflichtverletzung/Malnahmen-Aufhebung

2020-22)

RKI-EpiBull 39/2020
(PCR-Infektiositats-Grenze)

RKI-Krisenstab 06.05.2020 + 03.09.2021
(Ct-Wert-Protokolle)

Eurosurveillance 25(3):2000045
(Corman-Drosten, 45 Zyklen)

Borger et al. Zenodo 4298004
(Corman-Drosten-Review)

ABGB § 1311 (RIS 10001622,
NOR12019053 —
Zufall/Schuldzurechnung)

OStGB: nicht positiviert — analog
Uber OGH-Rsp; § 10 OStGB
(entschuldigender Notstand, RIS
NOR12029551) fur entschuldigenden
Kontext

OStGB § 10 (entschuldigender
Notstand, RIS NOR12029551: ,ist
entschuldigt”)

OStGB § 3 (Notwehr, RIS
NOR12029544)

OStGB § 6 (Fahrlassigkeit, RIS
NOR12029547)

VfGH V 363/2020 (14.07.2020,
JFT_20200714_20V00363_00 —
Aufhebung § 1/§ 2/§ 2a
COVID-19-Lockerungs-VO +
Schadensersatz € 2.856) + VIGH G
272/2020 (01.10.2020, Kundm.
20011331 — Aufhebung § 6 Abs. 1+4
COVID-19-LV); V 294/2021

AGES epidemiologische Bulletins +
EpiG§ 3 Abs.1Z 1a
(Labor-Meldeanordnung, RIS
10010265)

AGES-Lageberichte + EpiG § 3
(Labor-Meldeanordnung) — kein
O-Ct-Grenzwert positiviert

Eurosurveillance 26(5):2102041
(Redaktionsentscheidung 04.02.2021,
Retraktionsablehnung)

Zenodo 4298004 (amtliche
Zenodo-Quelle, keine Ubersetzung
notig)
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Bullard 2020 (10.1093/cid/ciaa638)

La Scola 2020
(10.1007/s10096-020-03913-9)

Singanayagam 2020

(10.2807/1560-7917.ES.2020.25.32.20014

83)

Jaafar 2021 (10.1093/cid/ciaa1491 —
PRESENT doc 4564a72a)

Wolfel 2020 (10.1038/s41586-020-2196-x)

WHO Information Notice 2020/05 v2
(13.01.2021/20.01.2021)

CDC Lab Alert 02.08.2021

House-Oversight-COVID-Final-Report 520

S.

Rechnungshof-Uberbeschaffung 2021

Destatis (Ubersterblichkeit 2020-22)

LVerfG LSA 26.03.2021
(Masken-Zeitfenster nichtig)

VG Koln (Maskenpflicht-Linie)

BGB § 630e
(Behandlung/Informationspflicht)

Identisches Paper (OA, kein
O-Normbezug)

Identisches Paper

Identisches Paper

Identisches Paper

Identisches Paper

Identisches WHO-Dokument

Identisches CDC-Dokument

Identisches US-House-Dokument

O: Rechnungshof Osterreich —
Masken-Berichte 2021 (separat
beschaffbar)

Statistik Austria (Sterbezahl-Reihe, im
Bestand)

LVwG
Wien/VwGH-Maskenpflicht-Entscheid
ungen 2021/22

LVwG
Wien/VwGH-Maskenpflicht-Entscheid
ungen 2021/22

Arztegesetz § 10 (Aufklarungspflicht,
1998-Novelle) + ABGB §§ 1293 ff.
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	Schlusskapitel: Die Vernetzung der 35 Tatsachen – Wo die Fäden zusammenlaufen 
	Dieses Kapitel fasst die 35 dokumentierten Tatsachen nicht zusammen, indem es sie wiederholt. Es macht sichtbar, was die Einzelpunkte in der Gesamtschau ergeben: vier ineinandergreifende Beweisfäden. Jeder Faden für sich belegt bereits einen methodischen oder institutionellen Bruch. Zusammen ergeben sie das Bild einer durchgängig angewandten Praxis – einer Praxis, die intern dokumentierte Unschärfen kannte und sie dennoch als objektive, gerichtsfeste Grundlagen behandelte. 
	1. Der erste Faden: Die Messgröße war von Anfang an unscharf und blieb es 
	Punkt 1 (PCR taugt nicht als Infektions- und Krankheitsnachweis), Punkt 2 (Mehr Tests = mehr Fälle), Punkt 10 (administrative Überzählung der Corona-Toten – „an vs. mit“) und Punkt 31 (DIVI-Auslastung) bilden einen durchgehenden Beweisfaden. 
	Die Real-Time-PCR weist Zielsequenzen nach, nicht zwangsläufig replikationsfähige Viren und keine klinische Diagnose. Das RKI hat dies intern und im Epidemiologischen Bulletin 39/2020 festgehalten. Ct-Werte waren laborübergreifend nicht standardisiert (Krisenstab 03.09.2021). Die WHO wies Labore ausdrücklich an, schwache Positivsignale und den prävalenzabhängigen Vorhersagewert kritisch zu bewerten. Trotzdem wurde die bloße PCR-Positivität zum alleinigen administrativen und gerichtlichen Auslöser von Absonderungen, Betriebsschließungen und der „Bundesnotbremse“. 
	Gleichzeitig wurde die 7-Tage-Inzidenz als absolute Eingriffsschwelle gesetzlich verankert, obwohl sie keine testvolumenbereinigte epidemiologische Rate war. Die Ausweitung der Bürgertests und Schultestungen ab März 2021 wirkte als dokumentierter Confounder. Die Zählung der COVID-Toten und der Intensivpatienten folgte derselben Logik: ein positiver PCR-Befund innerhalb eines weiten Zeitfensters genügte für die administrative Zuordnung – unabhängig von der klinischen Hauptursache. 
	Gemeinsamer Kern dieses Fadens: Eine Messgröße mit objektiv dokumentierter Unschärfe wurde zum automatischen Rechtsauslöser gemacht. Die Unschärfe war den handelnden Institutionen bekannt. Sie wurde nicht beseitigt, sondern administrativ und gerichtlich fortgeschrieben. 
	2. Der zweite Faden: Die Erfassungsarchitektur wurde verändert und monopolisiert 
	Punkt 3 (Grippe zu Corona „umetikettiert“), Punkt 10 (AN vs. MIT), Punkt 11 (eskalierende Übersterblichkeit ab 2021) und die Sentinel- und Kodierungsbefunde bilden den zweiten Beweisfaden. 
	Ab Frühjahr 2020 wurde das diagnostische Potenzial (Personal, Reagenzien, Laborgeräte) weitgehend auf SARS-CoV-2 ausgerichtet. Differentialdiagnostische Routineuntersuchungen auf Influenza und andere Atemwegserreger traten zurück. Das ARE-Sentinel verlor durch die Umleitung von Patienten in Testzentren und das veränderte Aufsuchverhalten seine frühere Repräsentativität. Die Kodierung U07.1! und U07.2! ermöglichte die administrative Zuordnung von Todesfällen und Krankheitsfällen unter dem COVID-Label – teilweise ohne Labornachweis. Ökonomische Anreize (Freihaltepauschalen, DRG-Logik) belohnten die COVID-Dokumentation. 
	Gleichzeitig erfasste die Mortalitätsstatistik COVID-Todesfälle über einen weiten PCR-basierten Zeitraum, während historische Grippetodesfälle überwiegend über Exzessmodelle geschätzt worden waren. Das Ergebnis war keine molekularbiologische Verwechslung der Primer, sondern eine administrative und statistische Absorption des gesamten Spektrums akuter Atemwegserkrankungen unter einem Label. 
	Gemeinsamer Kern dieses Fadens: Die Erfassungsarchitektur wurde so verändert, dass das biologische und klinische Geschehen nur noch durch den Filter der COVID-Definition sichtbar wurde. Das reale Phänomen der viralen Interferenz wurde zugleich politisch monopolisiert, um die Wirksamkeit der Maßnahmen zu begründen. 
	3. Der dritte Faden: Intern dokumentiertes Wissen wurde nicht handlungsleitend 
	Punkt 1 (RKI-Protokolle zu Ct und Infektiosität), Punkt 2 (RKI-Kenntnis des Test-Confounders), Punkt 13 (Maskenpflicht und Evidenzlage), Punkt 24 (Ivermectin als Early-Treatment-Option) sowie die Befunde zu Zulassungstransparenz und Booster-Logik bilden den dritten Beweisfaden. 
	Die Krisenstabsprotokolle und das Epidemiologische Bulletin zeigen, dass zentrale methodische Grenzen früh intern bekannt waren. Die WHO-Notice von Januar 2021 kommunizierte die Limitationen der PCR an die Anwenderstaaten. Die Evidenzlage zu Masken in der Allgemeinbevölkerung und zu frühen Behandlungsmöglichkeiten war umstritten und wurde in Teilen der internationalen Literatur anders bewertet als in der deutschen Regelungsarchitektur. Alternative Optionen und Unschärfen wurden nicht in die gesetzliche und untergesetzliche Steuerung übersetzt. 
	Stattdessen wurde das Narrativ der Alternativlosigkeit aufrechterhalten. Methodische Kritik wurde öffentlich als Desinformation oder Schutzbehauptung behandelt, während die internen Akten die Unschärfen bereits festhielten. 
	Gemeinsamer Kern dieses Fadens: Es bestand eine dokumentierte Diskrepanz zwischen dem, was die Behörden intern wussten, und dem, was sie nach außen als objektive, gerichtsfeste Grundlage behandelten. Diese Diskrepanz ist der eigentliche Gegenstand der Amtsaufklärungspflicht. 
	4. Der vierte Faden: Die Judikative als Verstärker der Methode 
	Nahezu alle 35 Punkte enden mit der Feststellung, dass Verwaltungsgerichte, Landgerichte und in zentralen Fragen auch das Bundesverfassungsgericht die behördliche Praxis bestätigt haben. Die Gerichte stützten sich überwiegend auf die RKI-Empfehlungen und akzeptierten PCR-Positivität, Inzidenzschwellen und die daraus abgeleiteten Eingriffe als hinreichend. 
	Damit wird die Judikative selbst Teil des Beweisfadens. Sie hat die methodischen Einwände (Ct-Werte, fehlende Kulturnachweise, Testvolumen-Confounder, „an vs. mit“, Evidenzlücken) in hunderten Verfahren gesehen und dennoch die Maßnahme-Logik fortgeschrieben. Die Amtsaufklärungspflicht richtet sich daher nicht nur an die Legislative, sondern auch an die Spruchkörper, die heute – mit Kenntnis der inzwischen ungeschwärzten Protokolle und der Primärstudien – dieselben Annahmen weitertragen. 
	Gemeinsamer Kern dieses Fadens: Die Justiz hat die Unschärfen nicht als durchgreifenden Rechtsfehler gewertet. Indem sie die behördliche Methode bestätigte, hat sie sie institutionalisiert. Wer diese Aktenlage heute ausblendet, setzt die Rechtsverweigerung fort. 
	Gesamtschau: Was die vier Fäden gemeinsam beweisen 
	Die 35 dokumentierten Tatsachen ergeben in der Gesamtschau kein Bild zufälliger Irrtümer und auch kein Bild eines zentral gesteuerten „Masterplans“. Sie ergeben das Bild einer durchgängig angewandten Methode: 
	●​Unschärfen wurden intern erkannt. 
	●​Diese Unschärfen wurden nicht beseitigt. 
	●​Stattdessen wurden die unscharfen Messgrößen und die veränderte Erfassungsarchitektur als objektive, automatische und gerichtsfeste Grundlagen behandelt. 
	●​Methodische Kritik wurde öffentlich abgewehrt, während die internen Akten die Kritik bereits enthielten. 
	●​Die Judikative hat diese Methode in der Breite bestätigt und damit fortgeschrieben. 
	Die Präambel hat die systemischen Mechanismen benannt: Need-to-Know und Kompartimentierung, ökonomische und strukturelle Anreize, Machtdynamiken und Groupthink. Die 35 Punkte belegen diese Mechanismen mit Primärakten. Das Schlusskapitel zeigt, dass die Punkte nicht isoliert nebeneinanderstehen, sondern vier Beweisfäden bilden, die in derselben institutionellen Praxis zusammenlaufen. 
	Genau hier setzt die Amtsaufklärungspflicht an. Wer die Einzelpunkte isoliert betrachtet, kann jeden einzelnen noch als „diskutabel“ oder „im damaligen Kenntnisstand vertretbar“ abtun. Wer die Fäden zusammenführt, erkennt die Methode. Das bewusste Ausblenden dieser Gesamtschau begründet den Vorwurf der Verhandlungs- und Beweisvereitelung – nicht weil ein Geheimplan bewiesen wäre, sondern weil die dokumentierte Praxis der Umgang mit bekannter Unschärfe ist und diese Praxis bis heute fortgesetzt wird. 
	Die 35 Tatsachen sind daher keine bloße Sammlung von Kritikpunkten. Sie sind die Beweismittel für einen durchgängigen institutionellen Bruch: die systematische Verwendung bekanntermaßen unscharfer Grundlagen als Grundlage von Grundrechtseingriffen – und die fortgesetzte Weigerung, diese Grundlagen heute, mit Kenntnis der Akten, einer offenen und vollständigen Aufklärung zuzuführen. 
	Dieses Schlusskapitel ist Bestandteil des Beweisdossiers und verweist auf die in den Punkten 1 bis 35 genannten Primärquellen. Es fügt den Einzelpunkten keine neuen Tatsachenbehauptungen hinzu, sondern macht die in den Akten bereits angelegte Vernetzung explizit. 
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